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Ausgabetag: 2. September 1986 


Das Ministerium für Post- und 
Fernmeldewesen der DDR 
gab folgende neue 
Postwertzeichen heraus: 


Historische Münzen 


Bei dieser Ausgabe handelt es sich um Wiedergaben soge¬ 
nannter Städtetaler. 

10-Pf-Wert: Stadttaler Rostock 1637 
35-Pf-Wert: Stadttaler Nordhausen 1660 
50-Pf-Wert: Stadttaler Erfurt 1633 
85-Pf-Wert: Stadttaler Magdeburg 1638 
1-M-Wert: Stadttaler Stralsund 


44. Weltmeisterschaft 
im Sportschießen 1986 in Suhl 

Mit Zustimmung der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik war der Schützenverband der DDR (DSV) Ausrichter 
dieser Sportveranstaltung, die vom 2. bis 15. September 1986 
auf der Schießsportanlage Suhl/Friedberg stattfand. Die Inter¬ 
nationale Schützenunion INTERNATION SHOOTING UNION 
(U.I.T.) würdigte mit der Vergabe dieser Weltmeisterschaft an 
den DSV der DDR und die Bezirksstadt Suhl unter anderem 
auch die Leistungen der Sportschützen unseres Landes sowie 
die Organisatoren der traditionellen Internationalen Wett¬ 
kämpfe (IKW), die jährlich im Mai in Suhl stattfinden. 

20-Pf-Wert: Gewehrschütze 
70-Pf-Wert: Schützin mit KK-Sportpistole 
85-Pf-Wert: Skeet-Schütze 

Ausgabetag: 2. September 1986 


70-Pf-Wert: Zwei Hälften der Erdkugel, Text und ein rotes Fah¬ 
nenband, das über das Nebenfeld hinwegläuft 
Nebenfeld-Text: Für Aktionseinheit und Solidarität aller Werktä¬ 
tigen in der Welt - für Frieden und sozialen Fortschritt 

Ausgabetag: 9. September 1986 

I 

40 Jahre Grenztruppen der DDR 

Entsprechend einem Befehl der damaligen Sowjetischen Mili¬ 
täradministration wurden im Einklang mit den zwischen den Be¬ 
satzungsmächten getroffenen Vereinbarungen in den Ländern 
der damaligen sowjetischen Besatzungszone am 1. Dezember 
1946 die ersten Formationen einer Grenzpolizei aufgestellt. In 
den Ländern der westlichen Besatzungszonen bestanden zu 
diesem Zeitpunkt bereits Grenzschutzorgane, so in Niedersach¬ 
sen seit September 1945, ein Zollgrenzschutz und eine Grenz¬ 
polizei in Bayern seit November 1945 und in Hessen seit Mai 
1946. 



XI. Weltgewerkschaftskongreß 1986 
in Berlin, DDR 


20-Pf-Wert: Soldat der Grenztruppen und Grenzpfahl der DDR 

Ausgabetag: 9. September 1986 

50. Jahrestag der 
Formierung der 
Internationalen 
Brigaden 
in Spanien 


20-Pf-Wert: Denkmal im Volkspark Friedrichshain, Berlin 



Der für alle Gewerkschaften offene XI. Weltgewerkschaftskon¬ 
greß fand vom 16. bis 22. September 1986 in der Hauptstadt der 
DDR statt. 
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Ausgabetag: 11. September 1986 

25 Jahre Mahn- 
und Gedenkstätte 
Sachsenhausen 


35-Pf-Wert: Mahnmal und Fi¬ 
gurengruppe in der Gedenk¬ 
stätte Sachsenhausen, wo 
über 100 000 Menschen von 
den deutschen Faschisten er¬ 
mordet worden waren 

Ausgabetag: 23. September 
1986 
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dDP-NOTIZEN 


• Der Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates und Minister für Post- 
und Fernmeldewesen, Rudolph 
Schulze, empfing am 26. September 
1986 in Berlin den Präsidenten des Ver¬ 
waltungsrates der Post und Generaldi¬ 
rektor für Postwesen des Königreichs 
Schweden, Bertil Zachrisson, zum Ab¬ 
schluß dessen mehrtägigen DDR-Be- 
suchs. Zwei Tage zuvor hatten dieser 
und der Staatssekretär im Ministerium 
für Post und Fernmeldewesen, Dr. Man^ 
fred Calov, Fragen der Anwendung mo¬ 
derner Technik und Technologien zur 
Rationalisierung der Bearbeitungs- und 
Beförderungsprozesse im Postwesen 
besprochen. Der während der Zusam¬ 
menkunft geführte Gedankenaustausch 
wurde von den Gesprächspartnern als 
weiterer Schritt zur Verwirklichung der 
Maßnahmen gewertet, wie sie sich aus 
der zwischen beiden Postverwaltungen 
1975 abgeschlossenen Vereinbarung ab¬ 
leiten. 

• Der Stellvertreter des Ministers für 
Post- und Fernmeldewesen der DDR Dr. 
Hans-Jürgen Hammer hinterlegte am 
24. September 1986 beim Generalsekre¬ 
tär der Internationalen Seeschiffahrts¬ 
organisation (IMO) in London die Ur¬ 
kunde für den Beitritt der Deutschen 
Demokratischen Republik zur Internatio¬ 
nalen Schiffahrtssatellitenorganisation 
(INMARSAT). Gleichzeitig Unterzeich¬ 
nete er das Betriebsabkommen dieser 
Organisation, das die Bedingungen für 
die Teilnahme am Satellitenseefunkver¬ 
kehr regelt. Damit ergeben sich Verbes¬ 
serungen bei der Nachrichtenübermitt¬ 
lung für die Seeschiffahrt, eine Erhö¬ 
hung der Disponibilität des Flottenein¬ 
satzes und eine Vervollkommnung der 
Schiffssicherheit. 

• Durch Maßnahmen des wissen¬ 
schaftlich-technischen Fortschritts, wie 
der Einführung von CAD/CAM-Syste- 
men und der Roboter- und Handhabe¬ 
technik unter Berücksichtigung arbeits¬ 
wissenschaftlicher Anforderungen, wer¬ 
den in nächster Zeit weitere 28 500 Ar¬ 
beitsplätze um- bzw. neugestaltet, die 
für 30 500 Mitarbeiter günstigere Ar¬ 
beitsbedingungen bieten. Dazu ist vor¬ 
gesehen, 

- die Dürchgangsfernämter Leipzig, 
Magdeburg, Schwerin und acht End¬ 
fernämter zu rekonstruieren 

- weitere automatische und halbauto¬ 
matische Prüf-, Meß- und Überwa¬ 
chungsmethoden einzuführen 

- 100 000 Briefzustellkästen, T5 000 Pa- 
ketzustellfächer und 250 000 Briefzu- 
stellschränke aufzustellen 

- Schalterterminals und Annahmege¬ 
räte „Lottomat" in weiteren Postäm¬ 
tern einzusetzen • 

- in den Briefverteilämtern Schwerin, 


Rostock, Gera, Zwickau und Potsdam 
weitere halbautomatische Briefver¬ 
teilmaschinen, in Berlin, Dresden, 
Halle, Magdeburg und Leipzig Brief¬ 
verteilautomaten aufzustellen 

— 200 Läden des Postzeitungsvertriebs 
zu rekonstruieren und 100 moderne 
Kioske zu eröffnen 

- zur Verringerung der körperlich 
schweren Arbeit in Paket- und Paket¬ 
umschlagstellen Roboter- und Hand¬ 
habetechnik weitestgehend zu nut¬ 
zen. 

• Für ausgezeichnete Leistungen beim 
Lernen und Arbeiten in der sozialisti¬ 
schen Berufsausbildung, verbunden mit 
der Vertiefung eines anwendungsberei¬ 
ten marxistisch-leninistischen Wissens, 
der Ausprägung kommunistischer 
Denk- und Verhaltensweisen, der Be¬ 
reitschaft, das sozialistische Vaterland 
zu stärken und zu verteidigen sowie der 
regen Teilnahme am geistig-kulturellen 
und sportlichen Leben, verlieh der Stell¬ 
vertreter des Vorsitzenden des Minister¬ 
rates und Minister für Post- und Fern¬ 
meldewesen, Rudolph Schulze, am 13. 
August 1986 in Potsdam an zwölf Ju¬ 
gendliche der Deutschen Post die „Karl- 
Liebknecht-Medaille". 

• Seit März dieses Jahres verbesserten 
sich die Empfangsmöglichkeiten insbe¬ 
sondere in den südlichen und westli¬ 
chen Bezirken der DDR für das Pro¬ 
gramm „Jugendradio DT 64". Zugleich 
wurde die Ausstrahlung der Regional¬ 
programme Rostock, Schwerin und 
Weimar zeitlich verlängert. Bis 1990 soll 
die fünfte UKW-Senderkette für das 
Programm „Jugendradio DT 64" soweit 
ausgebaut sein, daß seine Sendungen 
in der ganzen Republik Mono empfan¬ 
gen werden können. Darüber hinaus 
geht es darum, den Stereoempfang für 
alle Programme schrittweise zu vervoll¬ 
kommnen. 

• Gegenwärtig baut die DDR, wie auch 
andere Länder in Europa, UKW-Hör- 
rundfunksender im bisher nicht genutz¬ 
ten Frequenzbereich zwischen 100 und 
104 Megahertz auf. Vom Inselsberg, vom 
Brocken, aus Dequede, aus Schwerin, 
Sonneberg und Karl-Marx-Stadt werden 
bereits seit November 1985 Rundfunk¬ 
programme über Frequenzen in diesem 
Bereich ausgestrahlt. Stereosendungen 
erreichen aufgrund der Ausbreitungsbe¬ 
dingungen gegenwärtig rd. 75 Prozent 
der Bürger. Da der Bereich von 87,5 bis 
100 Megahertz nicht mehr Sender zu¬ 
läßt, konnte auf diese Weise keine Er¬ 
weiterung des Stereoempfanges statt¬ 
finden. Eine Lösung war also nur in ei¬ 
nem neuen Frequenzbereich möglich. 
Das erforderte natürlich eine internatio¬ 
nale Abstimmung. 

• Ein großer Teil des griechischen Fern¬ 
sprech- und Telexnetzes ist mit Nach¬ 
richtentechnik aus der DDR ausgerü¬ 
stet. Mehr als 900 000 Telefonan¬ 
schlüsse in Athen, Saloniki und anderen 
Städten laufen über automatische Tele¬ 


fonzentralen, die aus dem Fernmelde¬ 
werk Arnstadt kommen und seit 1973 
nach Griechenland geliefert werden. 
Noch in diesem Jahr werden 150 Orts¬ 
zentralen nach Griechenland exportiert 
und damit die Voraussetzungen für die 
Installation des einmillionsten Telefon¬ 
anschlusses in den nächsten Monaten 
geschaffen. 

• Eine „Anordnung über die nebenbe¬ 
rufliche Tätigkeit von Bürgern als Taxi¬ 
fahrer" trat am 1. Oktober 1986 in Kraft. 
Sie ist im Gesetzblatt Teil I Nr. 28 vom 4. 
September 1986 veröffentlicht. Danach 
können Bürger mit eigenem PKW - so¬ 
fern die entsprechenden Voraussetzun¬ 
gen gegeben sind - im Auftrag der 
volkseigenen Taxibetriebe solche Fahr¬ 
ten übernehmen. Die Regelung soll 
dazu beitragen, den gestiegenen Bedarf 
besonders in den Spitzenzeiten besser 
zu befriedigen. Die privaten Kraftfahr¬ 
zeuge sind mit den üblichen Taxischil¬ 
dern gekennzeichnet. Der Fahrpreis 
wird auf der Basis der gültigen Taxibe¬ 
förderungstarife berechnet, die im Fahr¬ 
zeug auf einem Schild vermerkt sind. 
Die Genehmigung wird durch die Leiter 
der Fachorgane für Verkehrs- und Nach¬ 
richtenwesen der Räte der Kreise er¬ 
teilt. 

• Die Lichtausbeute und die Lebens¬ 
dauer kompakter Leuchtstofflampen 
sind fünfmal höher als die der Glüh¬ 
lampe. Solche Leuchtstofflampen wer¬ 
den gegenwärtig im Kombinat „Narva" 
- „Rosa Luxemburg", Berlin, in Stärken 
von 7, 9 und 11 Watt hergestellt. Kollek¬ 
tive des Stammbetriebes hatten sie im 
vergangenen Jahr zu produzieren be¬ 
gonnen; in diesem Jahr wird die Produk¬ 
tion weiter gesteigert. Parallel dazu ent¬ 
wickeln Kollektive im Kombinat attrak¬ 
tive Leuchtenmodelle, um dieser ener¬ 
giesparenden Lichtquelle ein möglichst 
breites Anwendungsgebiet im individu¬ 
ellen Wohnbereich, in Betrieben oder in 
Gesellschaftsbauten aller Art zu er¬ 
schließen. 

• Jüngstes Erzeugnis aus den Plaste¬ 
werken Sonneberg ist ein neuer, beson¬ 
ders flacher Werkzeugkoffer. Er findet 
beispielsweise unter den Sitzen der 
PKW „Trabant" und „Skoda" Platz. 

• In der Papier- und Pappenindustrie 
der DDR stieg in den vergangenen acht 
Jahren der Einsatz von Altpapier von 
jährlich 480 000 auf 641 700 Tonnen. Die 
DDR erreicht damit international ver¬ 
gleichbare Spitzenwerte. Effekte dieses 
Vorgehens: Die Verwertung jeder Tonne 
Altpapier ersetzt zwei Schichtfestmeter 
Faserholz und spart zusätzlich eine Me¬ 
gawattstunde Energie. Gut einer Mil¬ 
liarde Mark entspricht das Aufkommen 
von Sekundärrohstoffen aus Haushal¬ 
ten. Darunter waren 1985 273 000 Ton¬ 
nen Altpapier. Günstige Öffnungszeiten 
der 14 500 Annahmestellen unserer Repu¬ 
blik zur Sekundärrohstofferfassung sol¬ 
len das Pro-Kopf-Aufkommen noch stei¬ 
gern. 
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Es geht um kurze Laufzeiten 
der Postsendungen, 
die stabile Zustellung 
sowie eine hohe Qualität 
an den Schaltern! 


Redaktion: Ein besonderer Schwerpunkt in der Arbeit des 
Post- und Zeitungswesens ist die Verbesserung der Laufzei¬ 
ten. Welche Ergebnisse wurden erreicht? 

Hauptdirektor Schunke: Der beharrliche Kampf unserer 
Postler um bessere Laufzeiten der Postsendungen hat sich ge¬ 
lohnt: Im Vergleich zum Vorjahr konnten weitere Fortschritte 
erzielt werden. Positiv zu werten ist, daß mit hoher Regelmäßig¬ 
keit alle bei uns erscheinenden Tageszeitungen in allen Orten 
der Republik am Erscheinungstage an die Leser ausgehändigt 
werden. Die normative Laufzeitfrist für die gewöhnlichen Briefe 
im’zwischenbezirklichen Verkehr wurde im 1. Halbjahr 1986 für 
über 98 Prozent der Sendungen eingehalten und damit gegen¬ 
über dem 1985 erreichten Durchschnittswert weiter verbessert. 
Auch der Paketverkehr innerhalb der einzelnen Bezirke sowie 
zwischen diesen wies mit der Einhaltung der normativen Fristen 
von ebenfalls über 98 Prozent steigende Tendenz auf. Nicht zu¬ 
frieden kann man jedoch mit dem Stand der Leistungen für be¬ 
stimmte Sendungsarten und Verkehrsbeziehungen sein. Insbe¬ 
sondere reicht der Zuwachs an Qualität und deren stabile Ein¬ 
haltung noch bei weitem nicht aus bei den Laufzeiten für Post¬ 
sendungen mit der Zusatzleistung „Eilsendung" sowie im Brief¬ 
verkehr von und nach unserer Hauptstadt. Ein noch größerer 
Zuwachs ist auch für die Verbesserung der Laufzeiten jm inter¬ 
nationalen Postverkehr nötig. 

Redaktion; Worauf konzentrieren sich die Anstrengungen? 
Hauptdirektor Schunke: Das vom XI. Parteitag der SED be¬ 
schlossene Ziel, kurze Laufzeiten für alle Postsendungen zu ge¬ 
währleisten, erfordert ein noch höheres Engagement der Werk¬ 
tätigen und ihrer Leiter in allen Ämtern und Dienststellen; denn 
mangelnde Kenntnisse, Informationsverluste und subjektives 
Fehlverhalten führen noch zu häufig zu unvertretbaren, ver¬ 
meidbaren Minderungen der Leistungsquälität. Schwerpunkte 
sind vor allem 

- die Einhaltung der Vorrangbearbeitung bzw. der besonderen 
Sicherheitsanforderungen für die Postsendungen mit den Zu¬ 
satzleistungen „Eilsendung“’und „Einschreiben" 

- das Vermeiden von Fehlleitungen 

- das Gewährleisten eines ordnungsgemäßen Kartenschluß¬ 
wechsels 

- das Sichern einer tagfertigen Bearbeitung und 

- das Vermeiden von Rückständen an Briefen und Kleingutsen¬ 
dungen in jeder Dienstschicht durch volle Nutzung der Ar¬ 
beitszeit und der zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte. 

Vieles kann bereits erreicht werden, wenn diese Probleme in 
den Mittelpunkt eines intensiven Dienstunterrichts gestellt und 
hierzu auch die „Kleinen Fachgespräche" aus dieser Zeitschrift 
herangezogen werden. 

Redaktion: Die tägliche stabile Zustellung der Zeitungen und 
Postsendungen ist für die Bevölkerung ein weiterer wichti¬ 
ger Gradmesser für die Wertung der Leistungsfähigkeit der 
Deutschen Post. 

Hauptdirektor Schunke: In der DDR werden werktäglich 
mehr als 8,8 Millionen Tageszeitungen, 2,2 Millionen Zeitschrif¬ 
ten und rd. vier Millionen Briefsendungen an die Abonnenten 
bzw. Empfänger ausgehändigt. Das entspricht einer Masse von 
500 t je Tag, die - was die Tageszeitungen betrifft - innerhalb 
weniger Stunden transportiert, umgeschlagen, verteilt und zu¬ 
gestellt werden muß. Dabei sind die gesellschaftlichen Anfor¬ 
derungen an «den Zustelldienst - insbesondere durch die Ent¬ 
wicklung des Wohnungsbaues - in den letzten Jahren ständig 
gestiegen. So waren im abgelaufenen Fünfjahrplanzeitraum rd. 
445 000 Wohnungen neu in die postalische Versorgung einzube¬ 


Interview mit 
Hauptdirektor 
Dipl.-Ing.-Ök. 

HEINZ SCHUNKE, 

Leiter der Hauptabteilung 
Betrieb und Verkehr des 
Post- und Zeitungswesens 
im MPF, Berlin 



ziehen, d. h., es mußte gesichert werden, daß jeder Bürger vom 
Tage des Bezuges seiner neuen Wohnung an zuverlässig mit 
Postsendungen und Presseerzeugnissen versorgt wird. Ange¬ 
sichts der teilweise komplizierten Arbeitskräftesituation, die 
uns mancherorts noch ernsthafte Sorgen bereitet, war und ist 
dies keine leichte Aufgabe. Dank der hohen Einsatzbereitschaft 
unserer Kolleginnen und Kollegen sind wir dieser hohen Ver¬ 
pflichtung aber gerecht geworden. 

Redaktion: Was wird getan, um die Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten und das Niveau der Zustellpostversorgung 
weiter zu verbessern? 

Hauptdirektor Schunke: Neben der planmäßigen Fortfüh¬ 
rung der Rationalisierungsmaßnahmen im Zustelldienst - u. a. 
durch Aufbau weiterer Briefzustellanlagen in ländlichen und 
Stadtrandgebieten - möchte ich vor allem die Weiterentwick¬ 
lung der Arbeitsmittel nennen. So sind die notwendigen 
Schritte zur Entwicklung eines neuen Zustellwagens eingeleitet 
worden, der leichter, beweglicher und auch äußerlich anspre¬ 
chender als das gegenwärtige Modell sein soll. Auch die Be¬ 
schaffenheit der Zustelltaschen wird durch veränderten Mate¬ 
rialeinsatz zunehmend verbessert werden. In diesem Zusam¬ 
menhang muß ich aber auch auf die Bedeutung zweckmäßiger 
und funktionstüchtiger Hausbriefkästen hinweisen. Mit der 
neuen Anordnung über den Postdienst wurden dazu rechtliche 
Regelungen inkraft gesetzt, die es jetzt in der Praxis umzuset¬ 
zen gilt. Das erfordert eine Einflußnahme der Ämter sowohl auf 
die Wohnungsbaukombinate als auch auf die Wohnungsverwal¬ 
tungen und anderen Rechtsträger von Wohngebäuden, um zu 
erreichen, daß den Zustellern überall ordnungsgemäße und si¬ 
chere, mit Namen und Wohnungsnummer versehene Haus¬ 
briefkästen zur Verfügung stehen. Gleichzeitig gilt es durchzu¬ 
setzen, daß beim Einsatz standardisierter Hausbriefkastenanla¬ 
gen (mit Hauptschließung) die erweiterten Zustellmöglichkei¬ 
ten optimal genutzt, d. h., daß auch päckchenartige Sendungen 
in den entsprechenden Abmessungen grundsätzlich über diese 
Anlagen zugestellt werden. Nicht zuletzt möchte ich die Not¬ 
wendigkeit unterstreichen, die Stabilität der täglichen Zustell¬ 
zeit weiter zu erhöhen. 

Redaktion: Nächst dem Zustelldienst ist es wohl der Annah¬ 
medienst, der stark im Blickpunkt der Öffentlichkeit steht. 
Hauptdirektor Schunke: Zweifellos; immerhin bedienen wir 
an unseren Schaltern täglich rd. 1,4 Millionen Kunden oder - 
anders ausgedrückt - jeder Haushalt nimmt im Durchschnitt 
einmal in der Woche eine oder mehrere Leistungen am Post¬ 
schalter in Anspruch - und das bei steigender Tendenz: Allein 
im Zahlungs- und Sparverkehr ist die Anzahl der Ein- und Rück¬ 
zahlungen in den letzten zehn Jahren von durchschnittlich'^ 
315 000 im Jahre 1976 auf jetzt fast 440 000 je Tag angewach¬ 
sen. Gleichzeitig haben sich natürlich die qualitativen Anforde¬ 
rungen weiter erhöht. Mit einem Anteil von nur 0,02 Prozent 
ausgefallener Schalterstunden im l. Halbjahr 1986 (gegenüber 
0,03 Prozent im gleichen Zeitraum des Vorjahres) wurde ein 
Stand erreicht, der zwar noch keinerlei Anlaß zur Zufriedenheit 
sein kann, andererseits aber auch keinen Vergleich mit dem 
Handel oder anderen Dienstleistungseinrichtungen zu scheuen 
braucht. Beim Niveau der Kundenbedienung und -beratung 
müssen wir - trotz vorbildlicher Arbeitsleistungen vieler unse¬ 
rer Mitarbeiter - indessen noch zu oft Unhöflichkeit, Ressort¬ 
denken, mangelhafte Auskunftserteilung und ungenügendes 
Eingehen auf die individuellen Wünsche und Anliegen unserer 
Kunden feststellen. Diesen subjektiven Mängeln gilt es ener¬ 
gisch entgegenzutreten! 
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Die 29. Zentrale Messe der Meister von morgen - 
Leistungsschau des „FDJ-Auftrags XI. Parteitag 
der SED" 


Von Oberrat Diplomwirtschaftler HEINZ MEIER, 

Sekretär der Zentralen Kommission MMM des MPF, Berlin 

Die 29. Zentrale Messe der Meister von morgen findet in der 
Zeit vom 10. bis 21. November 1986 auf dem Messegelände in 
Leipzig statt. Sie ist - wie ihre Vorgängerinnen - eine öffentli¬ 
che Leistungsschau des wissenschaftlich-technischen Schaf¬ 
fens der Mitglieder der FDJ und weiterer Jugendlicher zur Ver¬ 
wirklichung der Beschlüsse des XI. Parteitages der Sozialisti¬ 
schen Einheitspartei Deutschlands. Sie macht sichtbar, daß die 
Jugend der DDR mit neuen Initiativen nach dem XI. Parteitag 
der SED ihr Wissen und Können auf die Anforderungen der um¬ 
fassenden sozialistischen Intensivierung zur weiteren Stärkung 
der Wirtschaftskraft der DDR konzentriert. 

Der Ausstellungsbereich der Deutschen Post demonstriert, wie 
die Jugendlichen des Post-, Ferr;imelde- und Funkwesens im 
Rahmen des „FDJ-Auftrages XI. Parteitag der SED" gemein¬ 
sam mit allen Werktätigen im sozialistischen Wettbewerb am 
Kampf um die umfassende Erfüllung und gezielte Überbietung 
des Volkswirtschaftsplanes teilnimmt und damit einen wichti¬ 
gen Beitrag zur Verwirklichung der neuen Etappe der Wirt¬ 
schaftsstrategie der SED leistet. Hierbei handelt es sich vorran¬ 
gig um Leistungen zur 

- Beschleunigung des Entwicklungstempos und zur Erhöhung 
der ökonomischen Wirksamkeit von Wissenschaft und Tech¬ 
nik, vor allem durch Anwendung von Schlüsseltechnologien, 
insbesondere bei der Entwicklung und Anwendung der Mi¬ 
kroelektronik, der Roboter- und Handhabetechnik, der Re¬ 
chen- und Informatipnstechnik, der rechnergestützten Kon¬ 
struktion, Projektierung und Produktionsvorbereitung sowie 
der Lichtwelienleitertechnik 

- überplanmäßigen Steigerung der Arbeitsproduktivität, der 
Erhöhung der Effektivität und Qualität der Betriebs-, Ver¬ 
kehrs- und Arbeitsprozesse sowie der Verbesserung der be¬ 
völkerungswirksamen Leistungen durch die Anwendung der 
Mikroelektronik bei gleichzeitiger Verbesserung der Mate¬ 
rial- und Energieökoriomie 

- höchstmöglichen Nutzung der vorhandenen Grundfonds und 
zum rationelleren Einsatz des gesellschaftlichen Arbeitsver¬ 
mögens sowie der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe¬ 
dingungen der Mitarbeiter 


- Erbringung eines höheren Beitrages bei der Durchsetzung 
der Intensivierung sowie bei der Entwicklung und dem Bau 
von Rationalisierungsmitteln. 

Die erfolgreiche Entwicklung der Bewegung MMM als breite 
Massenbewegung des wissenschaftlich-technischen Neuerer¬ 
tums der jungen Arbeiter, Ingenieure, Ökonomen, Wissen¬ 
schaftler, Studenten, Lehrlinge und Schüler wird veranschau¬ 
licht. 43 repräsentative Leistungen, davon 

- 12 Leistungen aus dem Post- und Zeitungswesen 

- 14 Leistungen aus dem Fernsprech- und Fernschreibwesen 

- 12 Leistungen aus dem Funkwesen 

- 5 Leistungen aus der Berufsbildung 

dokumentieren eine gewachsene Qualität und Breite der schöp¬ 
ferischen Tätigkeit der Jugendlichen der Deutschen Post. Sie 
werden vorgestellt in Ausstellungskomplexen 

• zur Entwicklung und Anwendung von Schlüsseltechnologien 

• zur umfassenden sozialistischen Rationalisierung 

• zur Erhöhung der Effektivität der Arbeit, Qualität der Leistun¬ 
gen und Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 

• für eine hohe Energie- und Materialökonomie, effektive Ver¬ 
wertung von Sekundärrohstoffen sowie bessere Nutzung der 
Grundfonds 

• zur Verbesserung der Lehr-, Lern- und Ausbildungsprozesse. 
Die ausgewählten Leistungen erarbeiteten Jugendkollektive 
aus elf Direktionsbereichen, dem Kombinat Fernmeldebau, 
dem Bereich der Hauptwerkstatt für Kraftfahrzeuginstandset¬ 
zung, fünf Zentralen Ämtern und der Ingenieurschule „Rosa Lu¬ 
xemburg" im engen Zusammenwirken mit dem Jugendverband, 
den staatlichen Leitungen und den anderen gesellschaftlichen 
Trägerorganisationen der Bewegung MMM. Die Leistungen der 
43 ausstellenden Jugendkollektive erbringen für die Deutsche 
Post einen ökonomischen Nutzen von über 22,3 Mill. M. Bei¬ 
spielsweise erzielen folgende Jugendkollektive hervorragende 
wissenschaftlich-technische und ökonomische Ergebnisse und 
tragen zur Erhöhung der Qualität der Leistungen sowie zur Ver¬ 
besserung der Arbeits-, Lebens- und Ausbildungsbedingungen 
der Mitarbeiter bei: 


Jugendbrigade, Kombinat Fernmeldebau/ 
Stammbetrieb, Berlin 


Kabelschacht- 

Reinigungseinheit 


Die Kabelschacht-Reinigungseinheit ermöglicht eine schnelle 
und gründliche Säuberung von Kabel-, Rohrleitungs- und Ab¬ 
wasserkanälen bei Wegfall schwerer körperlicher Arbeit und 
gleichzeitiger Verbesserung des Arbeitsschutzes. Sie ist als 
komplett wechselbare Aufbaupalette für das Arbeitskraftfahr¬ 
zeug „Multicar" zur rationellen Hochdruck-Naßreinigung von 
Kabelschächten und Abzweigkästen im unterirdischen Kabel¬ 
netz der Deutschen Post aufgebaut. Auf der Palette sind alle für 
die Reinigung sowie für die Vor- und Nacharbeiten erforderli¬ 
chen Arbeitsmittel und Ausrüstungen einschließlich eines Was¬ 
servorrates von 1000 Liter (ausreichend für die Reinigung von 
fünf Kabelschächten) untergebracht. Der Antrieb aller Aggre¬ 
gate geschieht hydraulisch über den Motor des Fahrzeuges. 
Die MMM-Leistung wird seit Mai 1986 im Stammbetrieb be¬ 
nutzt, ist überbetrieblich breit nachnutzbar und bringt im Ein¬ 
führungsjahr einen ökonomischen Nutzen von 7 TM je Reini¬ 
gungseinheit. 
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Jugendforscherkollektiv der FDJ, 

Institut für Post- und Fernmeldewesen, Berlin 

Lichtwellenleiter- 

Kabelüberwachungsgerät 



Mit dem optischen Kabelüberwachungsgerät werden unbe- 
schaltete Lichtwellenleiter in Kabelanlagen auf ihre Betriebsfä¬ 
higkeit überprüft. Durch periodische Dämpfungsmessungen ist 
es möglich, Lichtwellenleiter-Adern zu überwachen. Kabelfeh¬ 
ler werden schnell erkannt. Die MMM-Leistung, die bereits auf 
der „8. Gesamtstaatlichen Ausstellung des wissenschaftlich- 
technischen Schaffens der Jugend, ZENIT 86" in Prag ausge¬ 
stellt wurde, jst eine zum Patent angemeldete Lösung, mit der 
das Kollektiv auf der Jugendneuererkonferenz 1985 vom Mini¬ 
ster für Post- und Fernmeldewesen beauftragt wurde. Das opti¬ 
sche Lichtwellenleiter-Kabelüberwachungsgerät wird seit 
August 1986 im IPF benutzt und ist für alle Anwender der Licht¬ 
wellenleitertechnik anwendbar. Der ökonomische Nutzen be¬ 
trägt je Gerät 40 TM. 


Jugendneuererkollektiv, 

Post- und Fernmeldeamt Weißenfels 


Mit automatisch gesteuerten Leitblechen wird in Abhängigkeit 
von der jeweils vorherrschenden Motortemperatur die Kühlluft¬ 
menge reguliert. Dadurch ist ein kurzfristiges Erreichen und 
Halten der notwendigen Betriebstemperatur des Motors zur 
Verbesserung des Verschleißverhaltens und zur Senkung des 
Kraftstoffverbrauches, insbesondere im Kurzstreckenbetrieb 
und bei niedrigen Außentemperaturen, möglich. Die Kühlluftre- 
gülierung wird seit März 1986 im Amt angewendet. Sie führt zu 
einer Senkung des Kraftstoffverbrauches bis zu sieben Prozent 
auf 100 km. 


Jugendneuererkollektiv, 
Hauptpostamt Cottbus 


Verfahrbares Untergestell 
für Leichtgurtförderer 



Das verfahrbare Untergestell für Leichtgurtförderer ist eine ge¬ 
löste MMM-Aufgabp, die dem Jugendneuererkollektiv auf der 
Jugendneuererkonferenz 1985 vom Minister für Post- und Fern¬ 
meldewesen übergeben wurde. Es läßt sich in allen Bereichen 
der Volkswirtschaft benutzen, in denen Transport- und Lager¬ 
prozesse abgewickelt werden, da es eine gute Manövrierung 
und eine stufenlose Höhenverstellung des Leichtgurtförderers 
ermöglicht. Alle vier Räder des Untergestells sind drehbar gela¬ 
gert, können bei erforderlicher Ortsveränderung arretiert und in 
Arbeitsstellung einzeln gebremst werden. Die MMM-Leistung 
wird seit April 1986 im Amt benutzt. Der jährliche Nutzen be¬ 
trägt 3,4 TM. 


Kühlluft¬ 
regulierung 
zur Kraftstoff- 
einsparung am 
Trabant-Motor 
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Jugendforscherkollektiv, Rundfunk- und Jugendneuererkollektiv, Organisations- und 

Femsehtechnisches Zentralamt, Berlin Rechenzentrum, Berlin 


Serielles 

Interface 

Das serielle Interface verwirklicht die Rechnerkopplung zwi¬ 
schen weit voneinander entfernten Teilnehmern. Über die Inter¬ 
faceleitungen kommunizieren die Teilnehmer im Vollduplex- 
Empfangs-/Sendebetrieb miteinander. Die MMV-Leistung be¬ 
steht in der Entwicklung von Programmkomponenten der 
Steuerung des seriellen Interface für die Kommunikation zwi¬ 
schen den Abwicklungseinheiten, dem Funktionskomplex, Mo¬ 
tivspeicher und dem Leitrechner des Systems „Automatische 
Programmabwicklung - Radio Berlin International" Sie wird 
seit März 1986 benutzt und erbringt einen Nutzen von 68 TM. 

Jugendneuererkollektiv, Funkamt Oranienburg 

Ersatz 

des Senderverstimmungsschutzes 

Der sich gegenwärtig im Einsatz befindende Senderverstim¬ 
mungsschutz ist eine Anlage, die nicht mehr den technischen 
Anforderungen entspricht. Unter Verwendung modernster Bau¬ 
teile wurde ein leistungsfähiges Gerät als Ersatz für den HS 761 
entwickelt und gefertigt. Damit liegt für alle Großsender eine 
nachnutzbare Lösung vor. Die neue Anlage wird ab Dezember 
1986 benutzt und einen ökonomischen Nutzen von 800 TM im 
Ursprungsamt erbringen. 


Nutzung des Dialogsystems 
zur Rationalisierung 
der Arbeitsvorbereitung 

Die Nutzung des Dialogsystems ermöglicht eine direkte Aus¬ 
führung aller Arbeitsgänge von Jobs (Vorbereitung, Abarbei¬ 
tung und Kontrolle) direkt am Terminal-Arbeitsplatz. Damit sind 
Voraussetzungen für eine konzentrierte und übersichtliche Ar¬ 
beitsweise gegeben, die zur weiteren Senkung von Fehlern in 
der Arbeitsvorbereitung beitragen. Die MMM-Leistung, die seit 
Februar 1986 benutzt wird, ist durch alle Rechenzentren mit 
gleichartiger^erätetechnik nachnutzbar. Ihre Benutzung er¬ 
möglicht je Jahr eine Arbeitszeiteinsparung von 672 Stunden 
und eine Materialeinsparung in Höhe von 350 M. 

Schülerkollektiv, betreut vom Fernmeldeamt 
Karl-Marx-Stadt 

Digitalvielfachmesser 

Die Aufgabe wurde im Rahmen der wissenschaftlich-prakti¬ 
schen Arbeit durch Oberschüler der Erweiterten Oberschule 
„Friedrich Engels", Karl-Marx-Stadt, mit dem Ziel gelöst, ein 
Meßgerät zu schaffen, das handlich und vielseitig ist. Mit dem 
Gerät können Reihenmessungen (Verkehrsmeßleitungen) ohne 
Gefahr der Überlastung rationell ausgeführt werden. Es befin¬ 
det sich seit April 1986 im Einsatz und ist in allen Elektro-/Elek- 
tronikwerkstätten anwendbar. Der jährliche Nutzen: 3,2 TM. 





Jugendneuererkollektiv, Rundfunk- 
und Fernsehtechnisches Zentralamt, Berlin 


Bitfehlerratenmeßplatz 

Der Bitfehlerratenmeßplatz ist für Typenprüfungen an Daten¬ 
übertragungsanlagen des beweglichen Landfunkdienstes und 
für Messungen im Zusammenhang mit Untersuchungen zu Pro¬ 
blemen der Funknetzplanung sowie der Einführung neuer Funk¬ 
systeme einsetzbar. Die MMM-Leistung ist zum Patent ange¬ 
meldet und befindet sich seit März 1986 in betrieblicher Benut¬ 
zung. Der ökonomische Nutzen beträgt 13,1 TM. 


Jugendforscherkollektiv der FDJ, Institut für 

Post- und Fernmeldewesen/Kombinat'Fernmeldebau/ 

Rationalisierungsmittelbetrieb 

der Deutschen Post, Berlin 



Digitaler 

Widerstands¬ 

messer 



Der digitale Widerstandsmesser ermöglicht die Messung des 
Schleifenwiderstands und des Widerstandsunterschiedes von 
Fernmeldekabeln. Zur Meßanzeige wird eine 4 ’/jSteHt^e digi¬ 
tale Anzeige verwendet. Das Meßgerät besitzt eine serielle 
Schnittstelle (V 24) zum Anschluß des Druckers bzw. zur Kopp¬ 
lung mit einem Mikrorechner. Die Meßbereichsumschaltung 
geschieht automatisch. Die Vorteile der MMM-Leistung liegen 
neben der Einsparung je Gerät an Arbeitszeit von 250 Stunden 


und einer Erlössteigerung von 6,5 TM in der frühen Fehlererken¬ 
nung und Qualitätsverbesserung. Der digitale Widerstandsmes¬ 
ser wird seit Juni 1986 benutzt und ist durch alle Betriebe, die 
eine automatische Kabelüberwachung benötigen, nachnutzbar. 


(11 Aufn. IPF) 


Lehrlingskollektiv, 
Betriebsschule 
der BDP Leipzig 
„Walter Laue" 


Morse¬ 

übungsgerät 


(Fortsetzung s. S. 234) 
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Aus der Schutzrechtsarbeit bei der Deutschen Post 
im Zeitraum 1981 bis 1985 


Von Oberrat Dipl.-Ing. HENRY DREHER, wiss. Mitarbeiter im IPF, und Oberrat Dipl.-Jur., Pat.-Ing. HEINZ MORAWE, wiss. 
Mitarbeiter am RFZ, Berlin 


Hohes Niveau der Ergebnisse der schöpferischen Arbeit bedeu¬ 
tet internationale Spitzenleistungen und damit schutzfähige er¬ 
finderische Lösungen. Durch die „Gemeinsamen Orientierun¬ 
gen" des Ministeriums für Post- und Fernmeldewesen, des Zen¬ 
tralvorstandes der Industriegewerkschaft Transport- und Nach¬ 
richtenwesen und des Fachverbandes Nachrichtenwesen der 
Kammer der Technik für den Zeitraum 1981-1985 wurden die 
Leiter sowie die Forscher und Entwickler der beiden wissen¬ 
schaftlichen Einrichtungen, des Instituts für Post- und Fernmel¬ 
dewesen und des Rundfunk- und Fernsehtechnischen Zentral¬ 
amtes, als Hauptträger der Erfindertätigkeit in unserem Wirt¬ 
schaftszweig, auf eine qualitative und quantitative VVeiterent- 
wicklung der Erfindertätigkeit orientiert. Im Sinne dieser Ziele 
gestaltete sich die Erfindertätigkeit und Schutzrechtsarbeit im¬ 
mer mehr zum Bestandteil der Leitung und Planung von Wis¬ 
senschaft und Technik und somit zum wichtigen Maßstab für 
eine effektive Leitungstätigkeit in Forschung und Entwicklung. 
Mit der Aufnahme von erfinderischen Zielstellungen in die Jah¬ 
respläne der wissenschaftlichen Einrichtungen erhöhte sich die 
Planmäßigkeit des erfinderischen Schaffens. Die in den Plänen 
enthaltenen Vorhaben wurden in den Pflichtenheften unter¬ 
setzt, und ihre Erfüllung wurde wirksam kontrolliert. Durch eine 
stetige Patentinformation gelang es, Forschern und Entwicklern 
die einschlägige Schutzrechtsliteratur zu erschließen, damit 
diese Weltstandsvergleiche und Trendanalysen vornehmen und 
darauf aufbauend anspruchsvolle Forschungs- und Entwick¬ 
lungsthemen ableiten konnten. 

Durch die Einbeziehung der Erfindertätigkeit in den sozialisti¬ 
schen Wettbewerb der wissenschaftlichen Einrichtungen und 
die Aufnahme von Verpflichtungen in die Kollektivprogramme, 
im Rahmen der Forschungs- und Entwicklungsaufgaben schutz¬ 
fähige erfinderische Lösungen zu erarbeiten, konnte in den letz¬ 
ten fünf Jahren der Prozeß, das schöpferische Niveau in der 
Forschungsarbeit zu erhöhen, wesentlich beschleunigt werden. 
Von je 100 im IPF und RFZ konzentrierten Hoch- und Fachschul¬ 
kadern des Forschungs- und Entwicklungspotentials arbeiten 
heute rd. 35 an FE-Aufgaben, die dem Rechtsschutz für Erfin¬ 
dungen zugänglich sind. Vor allem mit den Staatsplanaufga¬ 
ben, aber auch mit anderen FE-themen sind den Entwicklern 
Aufgaben übertragen worden, die neue, international patentfä¬ 
hige Lösungen erforderten. Auf dieser Grundlage stieg in den 


(Schluß V. s. 233) 

Zur Verbesserung der Tastfunkausbildung für künftige Nach¬ 
richtenspezialisten entwickelte und baute das Lehrlingskollektiv 
ein elektronisches Morsetastensystem mit Speichereinsatz. 
Damit ist eine gleichmäßige Signalvorgabe mit ständiger 
Übungswiederholung ohne zusätzlichen Ausbildungsaufwand 
möglich. Die Vorbereitungs- und Ausbildungszeit wird wesent¬ 
lich verkürzt. Das elektronische Morsetastensystem erbringt ei¬ 
nen ökonomischen Nutzen von vier TM und ist in allen GST- 
Grundeinheiten mit Nachrichtenspezialistenausbildung nach¬ 
nutzbar. 

Neue MMM-Aufgaben von volkswirtschaftlicher und wirt- 
schaftszweiglicher Bedeutung wird der Stellvertreter des Vor¬ 
sitzenden des Ministerrates der DDR und Minister für Post- und 
Fernmeldewesen anläßlich der Beratungen über das wissen- 
-schaftlich-technische Schaffen der Jugend auf der am 11. No¬ 
vember 1986 in Leipzig stattfindenden Jugendneuererkonferenz 
•der Deutschen Post übergeben. Sie werden ebenso, wie die Er¬ 
gebnisse der 29. Zentralen Messe der Meister von morgen, 
wichtige Ausgangspunkte zur Weiterführung der Bewegung 
MMM im Post-, Fernmelde- und Funkwesen sowie in der Be¬ 
rufsbildung der Deutschen Post sein. 


Jahren 1981 bis 1985 die Anzahl der Patentanmeldungen um 
79 Prozent. Oder: Im Jahre 1984 wurden doppelt soviel Erfin¬ 
dungen wie 1981 zum Patent angemeldet. 

Mit der gestiegenen Anzahl der Patentanmeldungen wurde 
auch die Erfindungsergiebigkeit wesentlich verbessert. Diese 
international verwendete Kennzahl wird ermittelt, indem die 
zum Patent angemeldeten Erfindungen auf 100 HF-Kader bezo¬ 
gen werden, die an technischen, dem Rechtsschutz für Erfin¬ 
dungen zugänglichen Aufgaben arbeiten. Die Erfindungsergie¬ 
bigkeit erhöhte sich von 5,1 im Jahre 1981 auf 8,1 bis Jahres¬ 
ende 1985. Sie betrug 1984 sogar 9,0 Erfindungen je 100 HF-Ka¬ 
der. Dieser Entwicklungsverlauf entspricht etwa dem der ge¬ 
samten Volkswirtschaft. 

Ähnliche günstige Ergebnisse sind auch bei der Überleitung 
von Erfindungen in die Praxis zu verzeichnen. Von acht Erfin¬ 
dungen, die 1981 in Benutzung genommen wurden, streg die 
Anzahl der 1985 benutzten Erfindungen auf 20 an. Damit hat 
sich die ökonomische Wirksamkeit der Erfindertätigkeit im 
Post- und Fernmeldewesen wesentlich erhöht. Nahezu 60 Pro¬ 
zent der entstandenen Erfindungen werden benutzt. Das ist ein 
sichtbarer Ausdruck der Planmäßigkeit beim Erarbeiten von Er¬ 
findungen und in der ökonomischen Verwertung wissenschaft¬ 
lich-technischer Ergebnisse. 

Von der Freien Deutschen Jugend, der Kammer der Technik 
und dem Amt für Erfindungs- und Patentwesen (AfEP) wurde 
1983 der Wettbewerb junger Erfinder um mehr Spitzenleistun¬ 
gen in Wissenschaft und Technik ins Leben gerufen. Am An¬ 
fang trug die Beteiligung junger Wissenschaftler und jugendli¬ 
cher Neuerer noch spontane Züge. Durch die Bildung von Ju¬ 
gendforscherkollektiven in den wissenschaftlichen Einrichtun¬ 
gen der DP verläuft jetzt die Teilnahme am Erfinderwetlbewerb 
immer planmäßiger, da die Leiter besser als bisher in die Lage 
versetzt werden, den Jugendlichen Forschungsaufgaben mit er¬ 
finderischen Zielen zu übergeben. Das AfEP gewährte beim Su¬ 
chen nach solchen Aufgaben und beim Erarbeiten der Erfindun¬ 
gen selbst wesentliche Unterstützung. 1985 wurden bereits fünf 
Erfindungen zum Patent angemeldet, die zur Teilnahme am Er¬ 
finderwettbewerb berechtigten. 

Unter den Erfindungen, die im Verlauf des Fünfjahrplanes zum 
Patent angemeldet wurden, befinden sich Leistungen, die für 
unseren Wirtschaftszweig von besonderer Bedeutung sind. 
Eine ist das „Anbaugerät für Gabelstapler", das im Rahmen ei¬ 
ner FE-Aufgabe planmäßig entstand. Mit dem Anbaugerät (Bild 
1} wurden die Umschlagsprozesse bei der DP rationalisiert und 
rd. 50 TStd. Arbeitszeit eingespart. Vierzehn Arbeitskräfte konn¬ 
ten freigestellt und anderweitig eingesetzt werden. 

Eine hohe wissenschaftlich-technische Leistung aus dem RFZ 
stellt die Erfindung „Großraumbeschallungssystem" aus dem 
Komplex „Deltastereofonie" dar, die in der DDR und in sieben 
weiteren Staaten zum Patent angemeldet wurde. Ihr Einsatz ge¬ 
schah im Palast der Republik, im Friedrichstadtpalast, im Kul¬ 
turpalast in Prag sowie in Konzertsälen und bei Festspielen in 
München, Bregenz, Bad Hersfeld und Sarajewo. Das System 
gewährleistet einen optimalen Beschallungskomfort mit hoher 
Klangqualität. Die erworbenen Schutzrechte sind Grundlage für 
umfangreiche Lizenzvergaben (Bild 2). 

Weitere bedeutsame Leistungen sind die Erfindungen 

— „Schaltungsanordnung zur Mehrfachausnutzung von Fern¬ 
sprechanlagen", auch als „Zeitgemeinschaftsanschluß" be¬ 
kannt. Sie wurde vom Ministerium für Wissenschaft und 
Technik als volkswirtschaftlich besonders bedeutsam einge¬ 
schätzt. 

— „Schaltungsanordnung für Feldfernsprecher zum Sprechver¬ 
bindungsaufbau über Lichtwellenleiterkabel" Der Lichtwel¬ 
lenleiter-Feldfernsprecher wurde auf der TELECOM 1983 in 
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Genf vorgestellt und ist eine der erfinderischen Leistungen, 
die ein Jugendforscherkollektiv des IPF zum Komplex Licht¬ 
wellenleiter-Nachrichtenübertragung erarbeitete. 

- „Verfahren zur multiplexen Abtastung kurzer Impulse und 
Impulsserien’' Es erhielt auf der Weltausstellung der Leistun¬ 
gen junger Erfinder In Plovdiv (VR Bulgarien) eine Goldme¬ 
daille. 

- „Überwachungs- und Steuerungssystem für Funksendestel¬ 
len" Diese Erfindung und vier weitere ergeben einen Schutz¬ 
rechtskomplex. Sie ermöglichen die zusätzliche Einlagerung 
von Informationen in Nutztonsignalen, um den Sendeablauf 
vom Funkhaus bis zur Funksendestelle automatisch zu steu¬ 
ern und zu überwachen. Dadurch werden wesentliche Ratio¬ 
nalisierungseffekte erzielt und die Programmsicherheit er¬ 
höht. 

Außer den FE-Ergebnissen können auch Neuerer- und MM^M- 
Leistungen das erforderliche Niveau haben, um als Erfindungen 
zum Patent angemeldet zu werden. Die Neuererverordnung 
(GBl. II 1972 Nr. 1) und die Verordnung über die Bewegung der 
Messe der Meister von morgen (GBl. I 1976 Nr. 8) enthalten die 
gesetzlichen Grundlagen, daß diese Leistungen auf das Voflie- 
gen schutzfähiger Merkmale und auf rechtliche Sicherung im 
erforderlichen Umfang geprüft werden. 

Aus diesen Bestimmungen heraus erwächst allen Leitern eine 
besondere Verantwortung. Im Zusammenwirken mit den Lei¬ 
tungen der FDJ, der Gewerkschaft sowie den Vorständen der 
KDT haben sie zu sichern, daß den Jugendlichen, insbesondere 
aber den Absolventen der Hoch- und Fachschulen, MMM- und 
Neuereraufgaben mit hohem wissenschaftlich-technischem Ni¬ 
veau übertragen werden, um das Leistungsvermögen der Ju¬ 
gendlichen in sozialistischer Gemeinschaftsarbeit zu entwik- 
keln und um weitere Quellen für das erfinderische Schaffen zu 
erschließen. Dieser hohen Verantwortung wurde bereits von 
vielen Leitern entsprochen. Im vergangenen Fünfjahrplan wa¬ 
ren 17 MMM- und Neuererleistungen aus den Direktionen und 
Zentralen Ämtern die^asis für zum Patent angemeldete Erfin¬ 
dungen. 

Die Leistungen der Erfinder werden moralisch gewürdigt und 
materiell anerkannt. Materiell geschieht dies durch die Zahlung 

- einer Anerkennungsvergütung für die vorgenommene Pa¬ 
tentanmeldung 

- der Erfindervergütung für den Nutzen einer Erfindung aus 
dem Erstbenutzungsjahr 

- der Nachvergütung, wenn der Nutzen in einem von vier dem 

Bild 1 Gabelstapler EV 687.25 mit Anbaugerat „Lastrahmen und Bedienüngs- 
stand" (Bedienungsstand ausgefahren): (Aufn. IPF) 




Bild 2 Physikalisches Wirkprinzip der OELTA-Stereofonie Es bedeuten 
A 4 ) Richtungsabweichung zwischen optischem und akustischem Eindruck 
ohne DELTA-Stereofonie-System 
T„ akustische Laufzeit 
A T elektronische Verzögerungszeit 
Q Mikrophon 
H Hörer 

Jahr des Benutzungsbeginns folgenden Planjahren größer 

als im Benutzungsjahr ist. 

Mit der Anerkennungsvergütung wurde zweifellos ein Stimulus 
geschaffen, der die steigende Anzahl der Patentanmeldungen 
wesentlich beeinflußt hat. So wurden im Jahre 1985 rd. 30 TM 
Anerkennungsvergütung an 84 Mitarbeiter der DP gezahlt. 1982 
waren es z. B. nur rd. 17 TM für 48 Mitarbeiter gewesen. Von 
1981 bis 1985 hat die DP für genutzte und auf alle Schutzvoraus¬ 
setzungen geprüfte Erfindungen mit einem in Geld meßbaren 
Nutzen von 5,7 Mill. M bzw. einem beschriebenen Nutzen an 
die Erfinder Vergütungen in Höhe von 357 TM gezahlt. Unab¬ 
hängig von diesen Vergütungszahlungen werden volkswirt¬ 
schaftlich besonders wertvoll gewertete Erfindungen zusätzlich 
materiell anerkannt. Weitere Formen der materiellen Anerken¬ 
nung erhielten die Erfinder im Zusammenhang mit Auslandsan¬ 
meldungen und mit der Übergabe von Erfindungen an andere 
Staaten gewährt. 

Die materielle Anerkennung ist stets mit einer moralischen 
Würdigung der Erfinder verbunden. Entsprechend der Bedeu¬ 
tung der Leistungen geschieht die moralische Würdigung z. B. 
durch Übergabe von Urkunden und Anerkennungsschreiben 
oder öffentliche Vorstellung der Erfinder und der Erfindungen 
im Beschäftigungsamt sowie auf Ausstellungen. Neuere For¬ 
men der moralischen Anerkennung sind die Bezeichnung der 
Erfindung mit dem Namen des Erfinders bis hin zur Verleihung 
eines akademischen Grades. Werktätige, deren erfinderisches 
Schaffen durch besonders hohen volkswirtschaftlichen Nutzen 
gekennzeichnet ist, können als „Verdienter Erfinder" ausge¬ 
zeichnet werden. 

Aufbauend auf den bisherigen guten Ergebnissen lassen sich 
aus den in der Direktive des XI. Parteitages der SED zum Fünf¬ 
jahrplan in den Jahren 1986 bis 1990 festgelegten Hauptlinien 
der wissenschaftlich-technischen Entwicklung des Post- und 
Fernmeldewesens die Schwerpunkte für die Erfindertätigkeit 
und Schutzrechtsarbeit ableiten. Gestützt auf die neuen, für 
diesen Zeitraum geltenden gemeinsamen Orientierungen ist 
dem Wirtschaftszweig das Ziel gestellt, je 100 Hoch- und Fach- 
schulkader,_die an technischen, dem Rechtsschutz für Erfindun¬ 
gen zugänglichen Aufgaben arbeiten, jährlich mindestens 2 ehn 
Erfindungen mit hohem erfinderischem und ökonomischem Ni¬ 
veau zum Patent anzumelden. Weiterhin gilt es, bei der Überlei¬ 
tung von zum Patent angemeldeten Erfindungen eine höhere 
Kontinuität zu erreichen, um den bisher erzielten ökonomischen 
Jahresnutzen zu überbieten. 
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Rekonstruktion der Postämter verbessert 
Attraktivität der Arbeite- und Lebensbedingungen 


Von Mauptrat Dipl.-Ing.-Ök. MANFRED HEINE, Leiter des HPA Berlin 8 


Bauen in der Hauptstadt - 

Orientiert an den weitreichenden Perspektiven des 
XI. Parteitages der .SED und mit der Kraft der Republik wird in 
den kommenden Jahren der Aufbau in Berlin, Hauptstadt der 
DDR, zielstrebig und in größerem Tempo weitergeführt. Dabei 
entstehen zugleich neue Wohngebiete, und an Einzelstandor¬ 
ten findet die Modernisierung und Instandsetzung von Woh¬ 
nungen statt. Zugleich werden mit verstärkter Kraft Altbauge¬ 
biete in den traditionellen Arbeiterbezirken rekonstruiert. Die 
neue städtebauliche Qualität sichert den Erhalt und die Rekon¬ 
struktion von alten, für Berlin typischen und .bekannten Straßen 
und Plätzen. Zu diesen gehören z. B. die Friedrichstraße oder 
die Leipziger und Französische Straße im Stadtzentrum der 
Hauptstadt. Dabei ist die Aufgabe gestellt, wertvolle Fassaden- 
und Architekturfragmente zu rekonstruieren und erhaltungs¬ 
würdige Substanz mit dem attraktiven Neubau zu verbinden. 


Zur weiteren postalischen und fernmeldetechnischen 
Versorgung der Hauptstadt 

Partei- und Staatsführung der DDR faßten bedeutsame Be¬ 
schlüsse zur weiteren Verbesserung der Leistungsfähigkeit der 
Deutschen Post in der Hauptstadt der DDR, Berlin. Solche Auf¬ 
gaben sind enthalten. 

- im Beschluß des Politbüros des Zentralkomitees der SED 
vom 1. November 1983 über die „Ergebnisse des Post- und 
Fernmeldewesens bei der Durchsetzung der Beschlüsse des 
X. Parteitages der SED, Maßnahmen und Aufgaben zur Erhö¬ 
hung der Effektivität und Leistungsfähigkeit unter besonde¬ 
rer Berücksichtigung der beschleunigten Entwicklung des 
Post- und Fernmeldewesens in der Hauptstadt der DDR, Ber¬ 
lin" 

- im Beschluß des Sekretariats der Bezirksleitung Berlin der 
SED vom 12. September 1983 über die „Entwicklung der be¬ 
völkerungswirksamen Leistungen des Post- und Fernmelde¬ 
wesens in der Hauptstadt der DDR, Berlin, Maßnahmen zur 
Lösung der Schwerpunktaufgaben bei der weiteren Durch¬ 


führung der Beschlüsse des X. Parteitages der SED" 

- im Beschluß des Politbüros des Zentralkomitees der SED zur 
Gestaltung der Friedrichstraße und beschleunigten Durch¬ 
führung des Wohnungsbaues in der Hauptstadt der DDR, 
Berlin, vom 17. Januar 1984. 

Die von der BDP Berlin abgeleiteten Sofortmaßnahmen (bis 
1986) und die langfristigen Maßnahmen (bis 1990) werden 
durch Beschlüsse des Magistrats von Berlin, der Stadtverord¬ 
netenversammlung und durch Festlegungen auf Tagungen der 
Bezirksleitung Berlin der SED wirkungsvoll ergänzt. Durch stän¬ 
dige und umfassende Publikation - u. a. im „tele-ruf", dem Or¬ 
gan der Leitung der Betriebsparteiorganisation der SED der 
BDP Berlin - und durch Leitungs- und Kontrolldokumente so¬ 
wie Arbeitspläne aller Ebenen wird die Information aller Mitar¬ 
beiter gesichert, werden Initiative und Schöpferkraft der Werk¬ 
tätigen bei der Lösung der umfangreichen Aufgaben voll ge¬ 
nutzt. Das Programm des Annahmedienstes umfaßt u. a. fol¬ 
gende Maßnahmen der Organisation, betrieblichen Technolo¬ 
gie und der Rekonstruktion sowie Erweiterung der postalischen 
Einrichtungen: 

- Durch noch bessere Anpassung der Öffnungszeiten an die 
Kundenströme und Zuführung von weiteren Arbeitskräften 
sind die Wartezeiten'der Bürger an den Schaltern wesentlich 
zu verkürzen, und ständig ist eine kundenfreundliche und 
fachgerechte Bedienung zu sichern. 

- Bei den Annahmepostämtern sind der bauliche Zustand, das 
äußere Bild und die Innenausstattung durch Renovierung, 
Rekonstruktion bzw. Modernisierung zu verbessern. 

- Mit dem Aufbau von stufenlosen Schaltern ist der Einsatz 
von Schalterterminals vorzubereiten. Gleichzeitig ist mit dem 
Lehr- und Schulungsprogramm die unmittelbare Vorberei¬ 
tung abzuschließen. 

- Eine bezirkliche Rechenstation zur Rationalisierung der Ab¬ 
rechnungsprozesse ist aufzubauen. 

- Für die postalische Versorgung von Wohngebieten und Neu¬ 
baukomplexen ist die Einordnung von Annahme- und Zustell¬ 
postämtern mit entsprechend gestellten Terminen vorzube¬ 
reiten. 

Diese Aufgaben sind komplex zu sehen und orientieren darauf. 



Die rekonstruierte Schelterhalle 
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Außenansicht des PA 8 in der Französischen Straße zu Berlin (im links ar^schließenden Gebäude befindet sich übrigens der transpress VEB Verlag für Ver¬ 
kehrswesen, in dem unsere Zeitschrift erscheint); (Aufn. IPF) 


kurzfristig in der postalischen und fernmeldetechnischen Ver¬ 
sorgung ein hauptstädtisches Niveau zu erreichen. Die Maß¬ 
nahmen der Rekonstruktion und Modernisierung beim Annah¬ 
mepostamt Berlin 8 sind typisch und weisen nach, daß mit kon¬ 
zentriertem Mittel- und Kräfteeinsatz, bei volkswirtschaftlicher 
Effektivität und unter Anlegen strenger Maßstäbe Einrichtun¬ 
gen des Annahmedienstes gestaltet werden können, die hohen 
Anforderungen entsprechen und Voraussetzungen begründen, 
um hohe Qualität und Zuverlässigkeit der postalischen Versor¬ 
gung zu gewährleisten. 


Das Postamt 8 in der Französischen Straße 

Das Postamt Berlin W 8 wurde auf dem Grundstück Französi¬ 
sche Straße 9-12 nach dem Entwurf von Wilhelm Wälder im 
Stil des holländischen Barock erbaut. Als roter Klinkerverblend¬ 
bau mit skulpierten Werkseingliederungen und in die Fassade 
eingeordneten Gaffköpfen (Männerbüsten in historischen Post¬ 
uniformen) ist es am 27. März 1910 eröffnet worden. Die Schal¬ 
terhalle im Erdgeschoß umfaßte 24 Schalter. Es bestand eine 
Großannahmestelle für gewöhnliche und Wertpakete. Bis 1919 
entstanden dann noch Eingänge zum Betreten der Annahme¬ 
stelle auch in der Jägerstraße (Otto-Nuschke-Straße). Im I. 
Stockwerk befanden sich Schalter für Sonderannahmen der 
Großbanken und die Briefabfertigung. Durch eine Schurre { = 
Gleitbahn, Rutsche) wurden die Sendungen - Postbeutel und 
gewöhnliche Sendungen - der Verladestelle in der Jägerstraße 
zugeführt. 

Aus der Chronik zitiert: 

- Erweiterungsbauten in den zwanziger und dreißiger Jahren 
ermöglichten die Abwicklung des Verlade- und Entladege¬ 
schäfts auf dem Posthof in der Jägerstraße. Über einen La¬ 
stenaufzug wurde die Post für das Briefzustellgeschäft im II. 
Stockwerk und die Wertpost im III. Stockwerk befördert. 

- Durch den Krieg waren 1945 fast alle Räume stark beschä¬ 
digt. Die Schalterhalle war vollständig zerstört, der Postver¬ 
kehr zum Stillstand gekommen. 


- In den ersten Maitagen 1945 begannen die Aufräumungsar¬ 
beiten. Im Juni wurde mit dem Aufbau der neuen Berliner 
Post begonnen, und bald darauf konnte der erste Kunde im 
Postamt W 8 abgefertigt werden. 

- Im August 1951 wurde die noch nicht ganz eingerichtete 
Schalterhalle den Jugendlichen der „III. Weltfestspiele der 
Jugend und Studenten für den Frieden" als Quartier zur Ver¬ 
fügung gestellt. 

In seiner Entwicklungsgeschichte ist das Postamt mehrfach 

umgebaut, renoviert und den Verkehrsbedürfnissen angepaßt 

worden: 

- Im Erdgeschoß entstanden durch den Einbau von Fenstern 
an der Giebelseite (Glinkastraße) neue Arbeitsräume. 

- Der Raum hinter den Schaltern an der Ostseite der Schalter¬ 
halle wurde umgebaut. Durch die Verlegung der Briefabferti¬ 
gung und der Paketannahme und den Ausbau der am Portal I 
liegenden Räume trat- eine wesentliche Verbesserung des 
Verladegeschäfts ein. 

- Im Herbst 1957 fand die Infeetriebnahme der Hausrohrpost¬ 
anlage vom Schalter zur Rohrpostabfertigung statt. 

- Im Verlaufe des Jahres 1961 wurden die TGX-Endstelle in der 
Rohrpost des PA 8 in Betrieb genommen, eine ZKD-Stelle im 
Erdgeschoß des PA 8 eingerichtet, die Eilzustellung 8 und 2 
zentralisiert sowie die Briefabgangsbearbeitung der territo¬ 
rial zugeordneten Annahmepostämter eingerichtet. 

- 1977 folgte eine notwendige Rekonstruktion der. Schalter¬ 
halle. 

- Arn 18. Juni 1984 begann im PA 8 als zweitem Berliner An¬ 
nahmepostamt der Einsatz von zwei Schalterterminals, die 
wesentlich zur Attraktivität und Verbesserung der Kundenab¬ 
fertigung sowie der Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter bei¬ 
trugen. 


Die.Rekonstruktion und Modernisierung des PA Berlin 8 

Auf der Grundlage der Vereinbarung des Oberbürgermeisters 
der Hauptstadt der DDR, Berlin, mit dem Leiter der Bezirksdi- 
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rektion wurde für das PA Berlin 8 eine umfassende Rekonstruk¬ 
tion im Volkswirtschaftsplan des Stadtbezirks Berlin-Mitte ein¬ 
geordnet. Mit der Rekonstruktion ist das Ziel verbunden, das 
PA 8 an der Friedrichstraße durch komplex ausgeführte In- 
standsetzungs- und Modernisierungsarbeiten städtebaulich, 
funktionell und ästhetisch aufzuwerten und zugleich die Ar¬ 
beite- und Lebensbedingungen der Mitarbeiter des Postamtes 
zu verbessern. Was ist danach geschehen? Urteilen Sie selbst 
nach einem Foto oder bei einem Besuch des Postamtes; 

- Die Eingangszone mit dem Selbstbedienungspostamt wurde 
mit weißem und schwarzem kubanischem Marmor gestaltet. 

- Die Schalterhalle läßt die gewölbte Glasdecke mit einer Flä¬ 
che von 144 m^ wirkungsvoll zur Geltung kommen. 

- Die Schalterbande ist nunmehr aus rumänischem Marmor 
gestaltet, der Fußboden aus geschliffenem Naturstein, die 
Wandverkleidung aus furnierten Spanplatten (im Dekor Ei¬ 
che). Blendfrei strahlende Lichtbänder an den Wänden be¬ 
leuchten die Aushangtafeln und leuchten optimal die Schal¬ 
terarbeitsplätze aus. 

- Moderne Schaltermöbel und der Einsatz von drei Schalter¬ 
terminals stellen die Einheit von Ästhetisch-Funktionellem 
und modernster Technik dar. 

- Moderne großzügige Grünpflanzenarrangements, verbunden 
mit Sitzelementen, verleihen der Schalterhalle zusätzliche 
Attraktivität. 

Das Projekt für die Rekonstruktion und Modernisierung der An¬ 
nahme des PA Berlin 8 wurde vom Projektierungsbereich der 
Abt. Postbauwes^en der BDP Magdeburg erarbeitet. Die Gestal¬ 
tung der Annahme in einer vorhandenen Bauhülle mit dem Ziel, 
die gegebenen Vorzüge wirkungsvoll zu entfalten und zugleich 
mit den Erfordernissen der innerbetrieblichen Technologie rich¬ 
tig zu verbinden, ist den Projektanten gelungen. In vielen Aus¬ 
sprachen und Verteidigungen der Projektierungsunterlagen 
nahmen die Werktätigen des Postamtes unmittelbaren Einfluß 
auf die bautechnologischen Lösungen und konnten damit ihre 
künftigen Arbeits- und Lebensbedingungen in hohem Maße 
selbst beeinflussen. Das ist nicht nur für die publikumswirksa¬ 
men Bereiche zutreffend. Das „Hinterland" wurde ebenfalls, 
nach hohen Ansprüchen neu hergerichtet, so die Abschluß- 
und Aufenthaltsräume, die Zahlstelle und die Endtelegrafen¬ 
stelle, Garderobenräume und der Sanitärbereich. Sie stellen 
unter Beweis, daß mit der Vielzahl der eingesetzten Gewerke 
das Projekt sorgfältig und präzise verwirklicht wurde und sich 
die Arbeits- und Lebensbedingungen umfassend verbesserten 
und attraktiver gestalteten. 

In den Volkswirtschaftsplan des Stadtbezirkes Berlin-Mitte 
wurde für das Jahr 1986 die Fassadengestaltung des PA Berlin 
8 eingeordnet. Die unter Naturschutz stehende Fassade war in 
ihrer ursprünglichen Form instandzusetzen, d. h., Klinker- und 
Sandsteinschäden sollten beseitigt werden, defekte Skulpturen 
und Ornamente ihren Originalzustand wiedererhalten. (Für die 
Leuchtwerbung am Postamt wird ein besonderes Projekt erar- 



Die in der Automatenwand installierten Geräte werden ständig auf Funktions¬ 
fähigkeit überprüft. 


beitet.) In Zentrumsnähe der Hauptstadt ist damit ein attrakti¬ 
ves Postamt in Betrieb, das auf die Versorgung der Bewohner 
entstehender Neubauten und künftiger Handels- und Ge¬ 
schäftseinrichtungen an der Friedrichstraße vorbereitet ist. 


Die Nutzer des modernisierten PA Berlin 8 

Das PA Berlin 8 wurde bisher täglich von 800 Kunden aufge¬ 
sucht. Vielleicht werden es jetzt mehr, bestimmt aber dann, 
wenn die Neubauwohnungen in der Friedrichstraße bezogen 
sind. Einige Kunden aus nahegelegenen Einrichtungen haben 
es besonders eilig - ihre Frühstücks- und Mittagspausen sind 
kurz. Alle werden zuvorkommend und qualifiziert an drei Verei¬ 
nigten Briefschaltern mit sämtlichen Leistungen des Annahme¬ 
dienstes bedient; auch Kfz-Marken, Messeausweise u. a. sind 
bei den Stammkunden gefragt. Eine separate Paketannahme 
und eine Ausgabestelle für Kleingutsendungen sind in die 
Schalterhalle eingeordnet. Über 100 Einrichtungen und Be¬ 
triebe liefern täglich Tausende von Briefen und Paketen auf. Für 
alle ist das Postamt montags bis freitags von 7 bis 19 Uhr geöff¬ 
net; sonnabends das Selbstbedienungspostamt und die Klein¬ 
gutausgabe von 8 bis 11.30 Uhr. 28 Mitarbeiter des Kollektivs 
„Werner Seelenbinder" stehen für die Erfüllung der Kunden¬ 
wünsche und für die Bearbeitung der Brief- und Kleingutsen¬ 
dungen, für die Übermittlung der Telegramme und für die Erfor¬ 
dernisse des Geldverkehrs im sozialistischen Wettbewerb, rin¬ 
gen initiativreich um die Erfüllung der Verpflichtungen zu Ehren 
des XI. Parteitages der SED und in Fortführung des Wettbe¬ 
werbs um die anteilige Mitwirkung bei der Verwirklichung der 
Beschlüsse des XI. Parteitages der SED. 



Einer der drei neuen Schaltertermi- 
nal-Arlfeitsplätze in voller Aktion (3 
Aufn. Tlußte, Berlin) 
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(6/1986, S. 239) 


Einschreiben - 
Selbstbedienung - (I) 


KLEINE FACHGESPRÄCHE 


Mitarbeiter: Manche Postämter verfügen über Selbstbedie¬ 
nungseinrichtungen zur Einlieferung von Einschreibsendungen. 
Wie funktioniert das eigentlich? 

Dienststellenleiter: Diese Selbstbedienungseinrichtung be¬ 
steht aus einem Verkaufsautomaten für Einschreibnummern¬ 
zettel mit Werteindruck und einem Emwurf mit Speicher. Der 
Kunde erwirbt am Automaten einen zweiteiligen Nummernzet¬ 
tel (Bild 1). Darnit entrichtet er gleichzeitig die Gebühr für die 
Zusatzleistung Einschreiben. Der linke Teil des Nummernzettels 
(mit dem „R" und dem Eindruck „50 Pf Gebühr bezahlt") wird 
von ihm auf der Sendung verklebt, der rechte Teil auf Blatt 2 
des mit Durchschrift auszufertigenden Einlieferungsscheines 
(Bild 2). Die Sendung ist zusammen mit Blatt 1 des Einliefe¬ 
rungsscheines (Bild 3) in den dafürvorgesehenen Einwurf einzule¬ 
gen. Blatt 2 behält der Einlieferer. 

Mitarbeiter: Wie werden die auf diese Weise eingelieferten 
Einschreibsendungen weiterbehandelt? 

Dienststellenleiter: Die Speicher sind zu den festgelegten Zei¬ 
ten zu leeren und die Sendungen daraufhin zu prüfen, 

- daß sie mit dem Vermerk „Einschreiben" - im internationa¬ 
len Verkehr „Recommande" - gekennzeichnet und mit dem 
richtigen Teil des Nummernzettels beklebt sind 

- daß der dazugehörige Einlieferungsschein (Blatt 1) vorhan¬ 
den ist und die Eintragungen mit den Angaben auf der Sen¬ 
dung übereinstimmen 

- daß die Gebühren in richtiger Höhe verrechnet wurden. 


Die erste und letzte Einlieferungsnummer der entnommenen 
Sendungen - ggf. getrennt nach Unterscheidungsbuchstaben 
- sind im Annahmebuch einzutragen. Besteht keine fortlau¬ 
fende Nummernfolge, so sind statt dessen die Sendungen ein¬ 
zeln bzw. nach Nummerngruppen (z. B. 412-415, 417, 420-424) 
zu buchen. Die Stückzahl der Sendungen wird in Spalte 8 des 
Annahmebuches mit dem Vermerk „Entnommen" eingetragen. 
Dieser Eintrag ist vom Leerungsbeauftragten unter Hinzufügen 
der Leerungszeit zu unterschreiben. Danach werden die Sen¬ 
dungen stückzahlmäßig gegen Anerkenntnis im Annahmebuch 
der Abgangsstelle übergeben. 

Mitarbeiter: Was geschieht mit den Einlieferungsscheinen 
(Blatt 1)? 

Dienststellenleiter: Diese werden nach der Einlieferungsnum¬ 
mer (zutreffendenfalls getrennt nach Unterscheidungsbuchsta¬ 
ben) geordnet, tageweise gebündelt und in festgelegten Zeitab¬ 
ständen der Nachforschungsstelle zugeleitet. 

Bild 1 
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078 SbPA 


SbPA : 


Alkohol und 
Alkoholmißbrauch 


(6/1986, S. 239) 



Leiter des Amtes: Im Monat Juli 1986 kam es im Bereich eines 
Hauptpostamtes zu einem Verkehrsunfall mit tödlichem Aus¬ 
gang. Ich bitte unseren Sicherheitsinspektor, dieses tragische Er¬ 
eignis auszuwerten. 

Sicherheitsinspektor: An einem Freitag gegen 13 Uhr beende¬ 
ten zwei Kraftfahrer der Deutschen Post ihren um 4.30 Uhr begon¬ 
nenen Dienst. Beide Mitarbeiter - Kollege Q fährt einen Trabant, 
und dem Kollegen W. wurde ein B lOOOanvertraut-waren im mo¬ 
bilen Umschlag und als Telegramm- und Eilzusteller beschäftigt. 
Um persönliche Angelegenheiten des einen zu beraten und um die 
„Urlaubsrunde" des anderen zu genießen, begaben sich beide Mit¬ 
arbeiter nach Dienstschluß auf den Posthof, setzten sich in die 
Fahrerkabine des B 1000 und begannen mit ihrer „Problembera¬ 
tung" Die Umrahmung bestand aus einer Flasche Schnaps (Kla¬ 
rer) und diversen Flaschen Bier. 

Dienststellenleiter: Hat denn keiner diesen Vorgang bemerkt, 
und ist denn niemand eingeschritten? 

Sicherheitsinspektor: 0 doch! Trotz der Tatsache, daß das 
Postamt zur Zeit des Vorkommnisses rekonstruiert wurde, ver¬ 
sahen zwei Mitarbeiterinnen dennoch ihren Dienst. Sie hatten 
den Vorgang beobachtet, unternahmen jedoch nichts und ver¬ 
ständigten auch nicht den im Amt befindlichen Leiter. Dadurch 
konnten beide Kraftfahrer mit dem B 1000 im Verlauf des Nach¬ 
mittags nochmals vom Hof fahren und ihren Biervorrat ergän¬ 
zen. Die leeren Bierflaschen warfen sie auf den Posthof, so daß 
einem Kind die Fahrradreifen von den Scherben zerschnitten 
wurden (der Hof wird auch von andererf Mietern benutzt). 


Dienststellenleiter: In unserem Amt bestehen doch klare Wei¬ 
sungen für den Umgang mit den Kfz-Papieren und den Fahr¬ 
zeugschlüsseln. 

Sicherheitsinspektor: Selbstverständlich sind in dem genann¬ 
ten Amt ähnliche Regelungen gültig. Die Papiere des B 1000 
wurden auch abgegeben, nicht aber die Schlüssel. So verließen 
gegen 16 Uhr beide Mitarbeiter mit dem B 1000 das Objekt; am 
Steuer der Trabant-Fahrer, Kollege Q., der die Absicht hegte, 
seinem Kollegen damit einen Dienst zu erweisen. Es sollte sein 
letzter gewesen sein! Nachdem beide in der Wohnung des Kol¬ 
legen W. noch einmal sehr kräftig dem Geist der Flasche zuge¬ 
sprochen hatten, begab sich Kollege Q. mit dem B 1000 wieder 
auf die Fahrt zum Posthof. Während sich Kollege W. an diese 
Zeitspanne nicht mehr erinnern konnte, rammte Kollege Q. ei¬ 
nen vor ihm fahrenden und mit vier Personen besetzten Pkw 
„Trabant" Alle vier Personen wurden verletzt, davon eine 
schwer. Am Trabant entstanden schwere Schäden; auch be¬ 
rührte er weitere drei Pkw. Der B 1000 geriet danach auf die 
rechte Fahrbahnseite und prallte frontal gegen einen Baum. 
Kollege Q. verstarb zwei Tage später im Krankenhaus an den 
Unfallfolgen, ohne das Bewußtsein wiedererlangt zu haben. Ein 
junges Leben - er stand kurz vor Vollendung seines 23. Lebens¬ 
jahres- ging jäh zu Ende. 

Leiter des Amtes: Nun Kollegen, ich sehe. Sie sind beein¬ 
druckt, ja sogar bestützt. 

Dienststellenleiter: Das kann man wohl sagen. Was mich am 
meisten bestürzt, das ist die Gleichgültigkeit der Mitarbeiter, 
die von dem Gelage - anders kann man es wohl nicht ausdrük- 
ken - Kenntnis hatten. Ein Telefonanruf beim Leiter des Post¬ 
amtes oder sogar bei der Leitung des HPA hätte genügt. 
Sicherheitsinspektor: Wir wissen alle, wie aggressiv Betrun¬ 
kene handeln können. So hätte kein Leiter von den Kolleginnen 
verlangt, die beiden Kraftfahrer gewaltsam am Verlassen des 
Posthofes zu hindern. Ihnen wäre aber mindestens zwei Stun¬ 
den Zeit geblieben, letztendlich sogar die Volkspolizei zu ver¬ 
ständigen. 

Leiter des Amtes: Hier geht es um das Problem, mit dem wir 
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Mitarbeiter: Bevor wir uns darüber unterhalten, wie bei festge¬ 
stellten Mängeln oder Unregelmäßigkeiten bei der Einiieferung 
zu verfahren ist, interessiert mich noch eine andere Frage. So¬ 
viel ich weiß, gibt es eine ganze Reihe von Philatelisten, die ne¬ 
ben Postwertzeichen und anderen postalischen Dokumenten 
auch Einschreibnummernzettel von Selbstbedienungspostäm¬ 
tern sammeln. Hat ein Sammler die Möglichkeit, solche Num¬ 
mernzettel auch von Postämtern außerhalb seines Wohnortes 
zu beziehen? Normalerweise werden sie^a nur über Automaten 
verkauft. 

Dienststellenleiter: Das ist richtig; dennoch entsprechen wir 
solchen Wünschen im Rahmen unseres Kundendienstes. Ge¬ 
gen Einsendung des Gegenwertes in gültigen Postwertzeichen 
und eines vorbereiteten und freigemachten Antwortumschla¬ 
ges können bei jedem Postamt, das eine Selbstbedienungsein¬ 
richtung für Einschreibsendungen betreibt, Nummernzettel für 


uns in unserem Amt schon mehrfach beschäftigt haben: um die 
Verantwortung für das Ganze. Niemand darf tatenlos Zusehen, 
wie Kollegen andere Menschen und sich selbst gefährden. Ich 
möchte hier auch einmal deutlich folgendes zum Ausdruck brin- 


Wertvolle Grundmittel wurden hier durch Alkoholmißbreuch in Sekunden¬ 
schnelle zerstört. (Aufn. v. Verf.) 




Sammelzwecke bezogen werden. Die eingesandten Postwert¬ 
zeichen vereinnahmt die Kasse, die die Nummernzettel in ihrem 
Bestand verwaltet. 

Mitarbeiter: Versenden wir auf diesem Wege nur lose Num¬ 
mernzettel, oder ist es auch möglich, die Zusendung einer mit 
dem Nummernzettel - Selbstbedienung - versehenen Ein¬ 
schreibsendung zu verlangen? 

Dienststellenleiter: Auch derartigen Wünschen nach dem Ver¬ 
sand echt gelaufener Einschreibsendungen kommen wir nach, 
wenn der Bestellung vorbereitete Sendungen und Einliefe¬ 
rungsscheine beigefügt sind. Diese werden mit dem Nummern¬ 
zettel versehen und auf dem Postwege als Einschreiben abge¬ 
sandt, während wir den Teil 2 des Einlieferungsscheines (mit 
dem rechten Teil des Nummernzettels versehen) dem Auftrag¬ 
geber in dem von ihm vorbereiteten Umschlag zurücksenden. 
(D. Heinrich) 


gen: Sicherheit und Ordnung sind nicht auf jene Funktionalor¬ 
gane beschränkt, die für die Durchsetzung dieser Aufgaben 
verantwortlich zeichnen; die Verwirklichung der Bestitnmungen 
aus diesem Bereich geht vielmehr alle an. 
Sicherheitsinspektor: Ich möchte auf den Alkoholmißbrauch 
zurückkommen. Dieser Begriff ist zwar im AGB genannt, jedoch 
nicht näher beschrieben. In der Theorie und auch in der betrieb¬ 
lichen Praxis hat sich nachstehende Definition bewährt: Alko¬ 
holmißbrauch liegt vor, wenn Alkohol 

— von einer dafür ungeeigneten Person 

— in einer ungeeigneten Menge 

— an einem ungeeigneten Ort 

— zu einem ungeeigneten Zeitpunkt 

konsumiert wird. Vergleichen Sie unser eingangs erwähntes 
Beispiel mit dieser Beschreibung, dann sind in ihm alle Kriterien 
erfüllt, wobei - und das möchte ich betonen - ein einziger die¬ 
ser Aspekte für den Mißbrauch ausreicht. Ungeeignete Perso¬ 
nen waren die Kollegen deshalb, weil Kraftfahrern bei Antritt 
und während der Fahrt der Alkoholgenuß nicht gestattet ist. Als 
ungeeigneter Ort ist in diesem Fall der Arbeitsplatz anzusehen. 
Der quantitative Aspekt bezieht sich darauf, daß überhaupt Al¬ 
kohol getrunken wurde. 

Dienststellenleiter: Ich fürchte, wir dürfen zu Feierlichkeiten, 
z. B. am Tag der Werktätigen des Post- und Fernmeldewesens, 
nicht mehr mit den geehrten Mitarbeitern anstoßen. 

Leiter des Amtes: Aber selbstverständlich dürfen Sie das! 
Nach den vom Sicherheitsinspektor genannten Kriterien kann 
ich .für einen bestimmten Zeitraum vor Dienstschluß erlauben, 
daß wir im Kulturraum mit einer geeigneten Menge alkoho¬ 
lischer Getränke - wie es so schön formuliert wurde - auf das 
Wohl unserer Kollegen anstoßen. Ausgenommen natürlich mit 
jenen Kollegen, die uns nach der Feier vielleicht mit einem 
Kraftfahrzeug sicher nach Hause geleiten, (für Interessenten: 
§220, Abs. 5, AGB/§§ 19, Abs. 3, 82, Abs. 1 und 2 SVO / 
TGL30 104TZ. 2/§7StVO) 

(V. Pusch) 
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Tips zum richtigen 
Gebrauch unserer 
Muttersprache 


(6/1986, S. 241) 



Stellenleiter: Wie wir aus dem Kleinen Fachgespräch in dDP, 
Heft 3/1986, S. 103, erfuhren, wurde die 18. Neubearbeitung (in¬ 
zwischen als 2., durchgesehene Auflage) unseres Standardwör¬ 
terbuches DUDEN ediert. Lassen Sie uns aus diesem Anlaß auf 
einige in der täglichen Sprachpraxis häufig anzutreffende Unsi¬ 
cherheiten hinsichtlich der Rechtschreibung (Orthographie), 
Sprachlehre (Grammatik) und Zeichensetzung (Interpunktion) 
eingehen. 

Leiter des Amtes: Behandeln wir zunächst einige orthographi¬ 
sche (nicht: orthografische) Klippen: 

e Soll ein Verhältniswort (Präposition) mit einem bestimmten 
Geschlechtswort (Artikel) zusammengezogen werden, so steht 
kein Auslassungszeichen (Apostroph); z. B. in das = ins, über 
das = übers; an dem = am. 

• Fällt das e des Fürwortes (Pronomens) weg, so steht bei Ver¬ 
schmelzungen ein Apostroph; z. B. ist's für ist es, gibt's für gibt 
es, 's regnet für es regnet. 

• Abkürzungen, die als solche gesprochen werden, schreibt 
man stets ohne Punkt, z. B. LKW, FDGB. Der Wesfall (Genetiv) 
der Einzahl (Singular) wird i. d. R. ohne s gebildet, also des 
LKW. Die Form „LKWs" (ohne Apostroph) für Lastkraftwagens 
ist zulässig. Die Mehrzahl (Plural) entsteht auf die gleiche 
Weise, wobei i. d. R. außer bei möglichen Mißverständnissen 
auf die Kennzeichnurig des Plurals verzichtet wird. Das Plural s 
finden wir ggf. unabhängig von der wirklichen Mehrzahlendung 
des ausgeschriebenen Wort^. Dazu folgende Beispiele: die 


WC, die BDPs (!) für Bezirksdirektionen der DP, die BGL bzw. 
(wenn aus dem Satzzusammenhang nicht ersichtlich ist, ob es 
sich um Ein- oder Mehrzahl handelt) BGLs. 

• Soll von Namen, die auf s, ß, ss, x, tz (oder weitere 
Zischlaute) enden und vor denen kein Artikel steht, der Genitiv 
gebildet werden, wird das Endungs-s durch einen Apostroph er¬ 
setzt. So finden wir: Karl Marx' Lehre, Richard Strauss' Oper 
„Salome", Rubens' Gemälde. Besser sollte man in solchen Fäl¬ 
len den Genetiv mit der Präposition „von" bilden, zumal der 
Apostroph beim Sprechen unwirksam bleibt, also Lehre von 
Karl Marx 

• Der Apostroph steht auch beispielsweise dann, wenn bei 
Formen des Tätigkeits- oder Zeitwortes (Verbs) das Endungs-e 
wegfällt: ich geh' weg für gehe, es wär' schön für wäre, ich 
lass' das nicht zu für lasse. (Beachte hier das ss, während in der 
Befehlsform [Imperativ] ß ohne Apostroph steht: Laß mich in 
Ruhe!) 

• In Ausdrücken, in denen das Ausrufe- oder Empfindungswort 
(die Interjektion) unbetont ist, z. B. 0 Täler weit, o Höhen (Ei¬ 
chendorff), o weh! oder: o nein!, wird die Interjektion ohne h 
geschrieben und wird kein Komma im Sinne eines Pausezei¬ 
chens gesetzt. Aber: Oh, das habe ich nicht gewollt! (Diese 
Schreibweise bezeichnet besonderen Nachdruck). 

• Die Broschüre wird mit dem Umiaut ü geschrieben und ist 
ein Verlagserzeugnis in Form einer Broschur (It. Großem 
Fremdwörterbuch „buchbinderisches Produkt aus einem oder 
mehreren Bogen oder Blättern mit einem Umschlag aus Papier 
oder Karton). Das damit in Verbindung stehende Heften (Bro¬ 
schieren) und „geheftet" (broschiert) werden jedoch nicht, wie 
zu erwarten wäre, mit Umlaut, sondern mit ie geschrieben. 

• Eine Aufstellung chronologisch vorzunehmender Schritte bei 
der Bedienung eines Gerätes (ursprünglich nur im Flugwesen), 
zur Überprüfung oder Kontrolle technisch-technologischer Pa¬ 
rameter bzw. Abläufe u. ä. nennt man.„Checkliste" Dieser Ter¬ 
minus findet sich in solcher Bedeutung im DUDEN (S. 92) erst¬ 
mals in einem DDR-Nachschlagewerk. 



Standardisierte 

Hausbriefkästen 


(6/1986, S. 241) 


Dienststellenleiter: In unserem Gespräch über neue rechtliche 
Regelungen zu Hausbriefkästen (s. dDP, Heft 3/1986, S. 123) er¬ 
wähnten Sie einen Standard für Hausbriefkästen aus Stahl. 
Bitte erläutern Sie mir dessen Inhalt etwas näher! 

Technologe: Dieses Thema ist ganz aktuell; denn am 1. Juli 
1986 ist eine Neufassung des Fachbereichsstandards TGL 
26 986 inkraft getreten, der jetzt „Hausbriefkästen und Haus¬ 
briefkasteneinheiten aus Stahl" heißt. Damit wird gegenüber 
dem bisherigen Standard, der den Titel „Hausbriefkästen aus 
Stahl" trug, bereits in der Bezeichnung zum Ausdruck ge¬ 
bracht, daß diese Vorschrift sowohl für Einzel-Hausbriefkästen 
als auch für Einheiten mit mehreren Briefkastenfächern gilt. 
Außerdem wurden die bisher in getrennten Blättern enthalte¬ 
nen Bestimmungen über Abmessungen (TGL 26 986/01) und 
Technische Lieferbedingungen (TGL 26 986/02) in einem Blatt 
zusammengefaßt. 

Dienststellenleiter: Sind mit der Neufassung auch inhaltliche 
Veränderungen wirksam geworden? 

Technologe: Ja! Die wesentlichste Änderung betrifft den Weg¬ 
fall der Hausbriefkasteneinheit 5 (mit fünf Briefkastenfächern), 
an deren Stelle jetzt die Hausbriefkasteneinheiten 3 und 4 (also 
mit drei bzw. vier Briefkastenfächern) aufgenommen wurden. 
Das ermöglicht künftig eine größere Variabilität in der Zusam¬ 
mensetzung von Hausbriefkasteneinheiten zu einer Anlage und 
entspricht besser den differenzierten Gegebenheiten des Woh¬ 
nungsbaues, was die Anzahl der Wohnungen in einem Hausauf¬ 
gang betrifft. 


Dienststellenleiter: Hat sich am Einzel-Hausbriefkasten etwas 
geändert? 

Technologe: Nein; dieser Briefkasten (offizielle Bezeichnung 
„Hausbriefkasten 1 TGL 26 986") wird in der bisherigen Form 
weiter produziert. Allerdings ist sein Einsatz künftig (außer als 
Ersatz oder Ergänzung in bestehenden Anlagen) nur noch in 
Ein- oder Zweifamilienhäusern vorgesehen. Für die Neuausstat¬ 
tung von Wohngebäuden mit drei oder mehr Abgabestellen sol¬ 
len dagegen generell Hausbriefkasteneinheiten verwendet wer¬ 
den. Die Voraussetzungen dafür schaffen die neuen Einheiten 
zu drei und vier Briefkastenfächern. 




Bild 1 Hausbriefkasteneinheit 3 


Bild 2 Hausbriefkasteneinheit 3 
bzw. 4, geöffnet (Seitenansicht) 
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• Beachte die Silbentrennung folgender häufig vorkommender 
Wörter: re - al. Re - aleinkommen, aber: rea - lisieren. 

• Es heißt richtig: die Propaganda, aber: propagieren (nicht 
propagandieren), der Termin, aber: terminieren (nicht das sehr 
oft zu hörende terminisieren); die Nummer, aber: numerieren 
(von lat. numerus = Zahl). 

• Abkürzungen, die für ein Wort gebraucht werden, schreibt 
man am Satzanfang in Form der Abkürzung groß: Vgl. dieses 
Zitat. Handelt es sich um Abkürzungen für mehrere Wörter, so 
ist außer in Fußnoten auszuschreiben: Zum Beispiel geht es um 
folgendes 

• Abschließend zur Orthographie noch ein kleiner, aber durch¬ 
aus des Nachdenkens werter Scherz: Der Gefangene floh 
Aber: Der gefangene Floh 

Stellenleiter: Wenden wir uns den grammatischen Sprach- 
schwierigkeiten zu. 

Leiter des Amtes: Ich denke hier beispielhaft an folgende Fak¬ 
ten, wobei - wie Sie sicher schon z. B. im Zusammenhang mit 
„Abkürzungen" bemerkt haben - zwischen den drei o. a. 
Sprachsäulen fließende Grenzen bzw. Überlappungen beste¬ 
hen. 

• Zuweilen verlangt eine Schalterangestellte für einige Post¬ 
wertzeichen z. B. 70 Pfennige. Preisangaben werden jedoch nur 
im Singular verwendet, während zur klaren Unterscheidung der 
Wunsch nach einzelnen Ein-Pfennig-Münzen durch die Mehr¬ 
zahl ausgedrückt wird. Demnach: 70 Pfennig! 

• Durch unterschiedliche Betonung kann der Wortsinn verän¬ 
dert werden. Dazu ein oftmals falsch gehandhabtes Beispiel: 
Das Fremdwort für „Sinn, Haltung, bestimmender Gehalt, Ton 
einer Äußerung" heißt Tenor (Betonung auf dem e; z. B. Der Te¬ 
nor seiner Rede war optimistisch). Aber: Der Sänger der 
höchsten Männerstimme ist ein Tenor (Betonung auf dem o). 

• Der Vater (also eine andere Person) lehrt seine Kinder, wäh¬ 
rend sie (also man selbst) ihre Vokabeln in Russisch lernen. 

• Besonders im sächsischen Sprachraum findet man folgende 
sprachliche Untugend, die im Hochdeutschen nicht geduldet 


Dienststellenleiter: Das begrüße ich sehr. Einzel-Hausbriefkä¬ 
sten, die ja gegenwärtig vor allem in Altbaugebieten noch do¬ 
minieren, haben den großen Nachteil, daß sie nur durch den 
Einwurfschlitz bedient werden können. Das ist für den Zusteller 
- vor allem bei dicken Zeitungen und Zeitschriften - oft nicht 
ganz einfach; wie leicht wird dabei doch eine Zeitung beschä¬ 
digt. Bei Hausbriefkasteneinheiten, die mit einem Hauptschlüs¬ 
sel geöffnet werden können, steht dem Zusteller dagegen der 
volle Querschnitt des Briefkastenfaches für die Bedienung zur 
Verfügung und ermöglicht ihm nicht nur das schonende Einle¬ 
gen der Briefsendungen und Presseerzeugnisse, sondern auch 
die Aushändigung kleinerer päckchenartiger Sendungen auf 
diesem Wege. 

Bild 3 Hausbriefkasteneinheit 8, geöffnet 



werden kann. Ich meine die Verbindung eines Verbs mit „tun" 
Falsch ist demnach: Er tut essen für er ißt, sie tut lachen für sie 
lacht usw. Anders sieht es hier im Englischen aus. So werden 
die Verneinung, die Frageform, die Frageverneinung sowie im 
bejahenden Aussage- oder Befehlssatz die besondere Beto¬ 
nung bei den nichtzusammengesetzten Formen des Vollverbs 
(Gegenwart = Präsens, Vergangenheit = Imperfekt) mit to do 
= tun als Hilfsverb umschrieben: You do not (don't) come. 

• In unserer Schulzeit haben wir gelernt: „Wer ,brauchen' 
ohne ,zu' gebraucht, braucht,brauchen' überhaupt nicht zu ge¬ 
brauchen" Wie die Sprachpraxis zeigt, scheinen da viele ge¬ 
rade gefehlt zu haben. Richtig muß es heißen: Er brauchte die 
Verfügung nicht noch einmal vorzulesen. Gestern abend 
brauchten wir nicht zur Freilichtbühne zu gehen, da es regnete. 
Stellenleiter: Geben Sie uns bitte abschließend noch einige 
Winke zur Interpunktion. 

Leiter des Amtes: Lassen wir es für heute bei zweien bewen¬ 
den. 

-e Sie werden oben (beim Floh-Beispiel) bemerkt haben, daß 
drei Punkte „..." am Satzende den satzschließenden Punkt mit 
enthalten. Davor ist eine Leertaste anzuschlagen. Der Abkür¬ 
zungspunkt am Ende eines Satzes ersetzt ebenfalls den satz¬ 
schließenden Punkt, z. B.: Er sprach über die betriebliche Be¬ 
handlung von Postanweisungen, Zahlkarten usw. 

• Wenn „bitte" unbetont gebraucht wird, steht es ohne Bei¬ 
strich bzw. nicht in Kommas eingeschlossen. Bei Betonung 
gilt das Gegenteil. Dazu die folgenden weiteren Beispiele: Bitte 
geben Sie mir das Fernsprechbuch. Aber: Bitte, geben (hier 
wird das Überlassen des F. als besonderes Entgegenkommen 
gewertet, da z. B. der Angesprochene es selbst noch braucht, 
der andere es aber sehr eilig hat). Lesen Sie diese Antwort, 
bitte! (Es handelt sich um eine eindringliche Bitte, weil die be¬ 
treffende Antwort offenbar außergewöhnlich ist). Da die Kom¬ 
masetzung hier weitgehend vom Sprachempfinden abhängt, 
sind die Grenzen fließend. 

(H. Weis) 


Technologe: Das ist zweifellos auch für den Empfänger von 
Vorteil. Die TGL sieht für alle Hausbriefkasteneinheiten einen 
Bedienquerschnitt von 270 x 90 mm je Fach vor. Um diese gün¬ 
stige Möglichkeit auch voll nutzen zu können, empfehle ich Ih¬ 
nen, in der Eingangspostverteilung eine Schablone mit einer 
Öffnung in diesen Abmessungen installieren zu lassen: Das er¬ 
leichtert den Verteilern im Zweifelsfalle die Entscheidung, ob 
eine größerformatige Sendung dem Zusteller zur Aushändi¬ 
gung über die Hausbriefkastenanlage zugeleitet werden kann. 
Dienststellenleiter: Das ist ein wertvoller Tip, den ich umge¬ 
hend verwirklichen werde; denn auf das-Augenmaß allein kann 
man sich nicht immer exakt verlassen. Doch um auf den neuen 
Standard zurückzukommen - welche Varianten von Hausbrief¬ 
kasteneinheiten sieht die TGL 26 986 künftig vor? 

Technologe: Das betrifft zum einen die bereits erwähnten 
Hausbriefkasteneinheiten 3 und 4. Bei diesen sind die Briefka¬ 
stenfächer nebeneinander angeordnet (Bild 1). Die Fachreihe 
kann durch Öffnen der Hauptschließung nach vorn angekippt 
werden (Bild 2), so daß der Bedienquerschnitt frei liegt und die 
Postsendungen und Presseerzeugnisse von oben eingelegt wer¬ 
den können. Zum anderen enthält die TGL die bereits bekann¬ 
ten Hausbriefkasteneinheiten 8 und 10, bei denen acht bzw. 
zehn Briefkastenfächer schrankförmig übereinander angeord¬ 
net sind (Bild 3). Zur Bedienung wird vom Zusteller die Tür mit 
dem Hauptschlüssel geöffnet. Je nach der Anzahl der Abgabe¬ 
stellen können mehrere Hausbriefkasteneinheiten 3 und 4 bzw. 
8 und 10 nebeneinander installiert und zu einer Hausbriefka¬ 
stenanlage vereinigt werden. 

Dienststellenleiter: Bitte nennen Sie mir abschließend noch 
die Bezugsquelle für die neue TGL! 

Technologe: Eine Erstlieferung ist vom Institut für Post- und 
Fernmeldewesen bereits über die Bezirksdirektionen der Deut¬ 
schen Post versandt worden. Bei weiterem Bedarf kann dieser 
Fachbereichstandard vom Standardversand, Postfach 1068, 
Leipzig, 7010, bezogen werden. (D. Heinrich) 

(Diese Veröffentlichung ersetzt das Fachgespräch „Hausbrief¬ 
kästen" in dDP, Heft 3/1978, S. 129) 
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Der Mikrorechner (II) 


(6/1986, S. 243) 


Lehrling: Was versteht man unter peripheren Schaltkreisen ei^ 
nes Mikrorechners, und welche Aufgaben haben sie? 
Lehrkraft: In vielen Fällen sind an den Mikrorechner periphere, 
also „äußere" Geräte anzuschließen. Mit ihnen sind Informatio¬ 
nen auszutauschen und Abläufe zu steuern. Dabei treten auch 
bei unterschiedlichsten Mikrorechneranwendungen eine Reihe 
gleichartiger Probleme auf. Typische Aufgaben sind 

1. Ein- und Ausgabe bitparalleler Daten (z. B. Anschluß von Ta¬ 
staturen, Erfassung von Meßwerten) 

2. Ein- und Ausgabe bitserieller Daten (z. B. Übertragung al¬ 
phanumerischer Daten zwischen Mikrorechner und Drucker) 

3. Lösen von Zählproblemen (z. B. Impulszählung, Frequenztei¬ 
lung, Erzeugung von Zeitintervallen) 

4. Datentransport zwischen Massenspeichern und Arbeitsspei¬ 
cher des Mikrorechners mit hohen Übertragungsraten (z. B. 
zwischen einer Diskette und dem RAM) 

Der Mikroprozessorhersteller unterstützt die schaltungstechni¬ 
sche Lösung der oben genannten Standardprobleme durch Be¬ 
reitstellen komplexer Peripherieschaltkreise. Im Mikroprozes¬ 
sorsystem U 880 gehören dazu die parallele Ein-/Ausgabeein¬ 
heit (international abgekürzt PIO, vom engl, parallel input out¬ 
put), die serielle Ein-/Ausgabeeinheit (SIO, engl, von serial in¬ 
put output), der Zähler /Zeitgeberschaltkreis (CTC, engl, von 
counter timer Circuit) und der Schaltkreis für direkten Speicher¬ 
zugriff (DMA, engl, von direct memory access). Da sie meist an 
den Schnittstellen zwischen dem Rechnerbus und der Anwen¬ 


derelektronik eingesetzt werden, bezeichnet man sie auch als 
Interfaceschaltkreise. 

Lehrling: Ist es richtig, daß nicht nur der Mikroprozessor, son 
dem auch die Peripherieschaltkreise programmiert werden? 
Lehrkraft: Ja, damit jeder dieser peripheren Schaltkreise viel¬ 
seitig einsetzbar ist, bietet der Hersteller sie mit einer großen 
Zahl unterschiedlicher Betriebsarten an, von denen im konkre¬ 
ten Einsatzfall durch Programmierung die benötigte ausgewählt 
werden muß. Die Programmierung geschieht. ir\dem mit Hilfe 
von Ausgabebefehlen des Mikroprozessors eine Reihe genau 
vorgeschriebener Steuerworte zum Interfaceschaltkreis über¬ 
tragen wird. In der Regel werden zumindest die Grundfunktio¬ 
nen gleich am Anfang eines Mikrorechnerprogramms festge¬ 
legt. Die einmal eingestellte Betriebsart bleibt danach, solange 
Betriebsspannung vorhanden ist, erhalten, kann jedoch auch 
während des ProgrammJaufs durch erneute Programmierung 
geändert werden. - Interfaceschaltkreise lassen sich auch zur 
Auslösung von Programmunterbrechungen (Interrupts) pro¬ 
grammieren. Beispielsweise kann ein PlO-Schaltkreis, der für 
den Anschluß einer Tastatur an den Mikrorechner genutzt wird, 
einen Interrupt auslösen, wenn eine Taste betätigt wird. Der 
Rechner verläßt dann den gerade bearbeiteten Programmteil, 
springt in ein Unterprogramm zur Bearbeitung der Programm¬ 
unterbrechung, stellt fest, welche Taste betätigt wurde und re¬ 
agiert entsprechend darauf und kehrt danach in den ursprüng¬ 
lich bearbeiteten Teil des Programms zurück. Damit ist eine 
Reihe komplizierter Probleme verbunden. Da der Zeitpunkt der 
Tastenbetätigung völlig beliebig sein kann, muß der Rechner in 
der Lage sein, eine ebenso beliebige Fortsetzungsadresse des 
gerade bearbeiteten Programms aufzubewahren. Diese 
Adresse wird im Stapelspeicher (Stack) abgespeichert. Die An¬ 
fangsadresse des Tastaturprogrammteils gewinnt der Mikro¬ 
prozessor aus Informationen seines Interruptregisters und ei¬ 
nes 8-bit-Wortes des PlO-Schaltkreises, dem Interrupt-Vektor. 
Am Ende des Interruptprogramms wird die Fortsetzungsadres¬ 
se wieder aus dem Stack in den Programmzähler transportiert. 



Entscheidung von 
Arbeitsstreitfällen (II) 


(6/1986, S. 243) 


Zusteller: Im Kleinen Fachgespräch über „Entscheidung von 
Arbeitsstreitfällen (I)" wurden die Beschwerdekommissionen 
für Sozialversicherung des FDGB erwähnt (s. dDP, Heft 4/1986, 

S. 167), aber ihre Aufgaben und ihre Arbeitsweise nicht erläu¬ 
tert, weil sie im begrifflichen Sinne keine gesellschaftlichen Ge¬ 
richte sind. Könnten Sie zu diesen Organen etwas sagen? 
Schöffe: Die Beschwerdekommissionen für Sozialversicherung 
des FDGB gliedern sich in 

- Kreisbeschwerdekommissionen für Sozialversicherung 
(KBK) bei den Kreisvorständen bzw. Stadtvorständen des 
FDGB 

- Bezirksbeschwerdekommissionen für Sozialversicherung 
(BBK) bei den Bezirksvorständen des FDGB 

- Zentrale Beschwerdekommission für Sozialversicherung 
(ZBK) beim Bundesvorstand des FDGB. 

Sie haben im wesentlichen folgende Aufgaben: 

- Entscheidung von Streitfällen über die Gewährung der den 
Werktätigen gesetzlich zustehenden Leistungen und Siche¬ 
rung der einheitlichen Anwendung der Rechtsvorschriften 
auf dem Gebiet der Sozialversicherung 

- Erläuterung der zutreffenden Rechtsvorschriften und ihrer 
sozialpolitischen Ziele gegenüber dem Werktätigen bei der 
Abwicklung des Verfahrens 

- Einwirkung zur Beseitigung der Ursachen, die zu Streitfällen 
führen 

wobei sie vor allem über folgende Gruppen von Streitfällen ent¬ 
scheiden: 


- Gewährung bzw. Nichtgewährung von Rentenleistungen, 
Geld- und Sachleistungen den.SV 

- Anerkennung bzw. Nichtanerkennung eines Unfalles als Ar¬ 
beitsunfall bzw. einer Krankheit als Berufskrankheit sowie 
Streitfälle aus der Anwendung der Rechtsvorschriften über 
den erweiterten Versicherungsschutz bei Unfällen 

- Gewährung bzw. Nichtgewährung der Versorgung für Mitar¬ 
beiter der DP (jedoch nicht über Einsprüche, die sich gegen 
die Festsetzung der Dienstzeit richten) 

- Streitfälle bei der Anwendung der Vorschriften über die Frei¬ 
willige Zusatzrentenversicherung. 

Zusteller: Welche Kommission ist für den konkreten Streitfall 
zuständig? 

Schöffe: Grundsätzlich ist die Kreisbeschwerdekommission an¬ 
zurufen. Die Bezirksbeschwerdekommissionen entscheiden 
über Einsprüche gegen Entscheidungen der Kreisbeschwerde¬ 
kommission. 

Zusteller: Behandeln die Beschwerdekommissionen auch 
Streitfälle aus der Gewährung von Kuren? 

Schöffe: Nein! Über Streitfälle bei der Gewährung von prophy¬ 
laktischen Kuren sowie Heil- und Genesungskuren entscheiden 
die zuständigen gewerkschaftlichen Kurkommissionen gemäß § 
21 der VO zur Sozialpflichtversicherung der Arbeiter und Ange¬ 
stellten (SVO) endgültig. 

Zusteller: Im eingangs genannten Kleinen Fachgespräch hatten 
wir nur geklärt, wann die Konfliktkommission (KK) zuständig ist 
bzw. in welchen Fällen unmittelbar das Kreisgericht angerufen 
werden kann. Erläutern Sie bitte die Fälle, in denen die KK an¬ 
gerufen werden kann. 

Schöffe: Sachlich zuständig sind die Konfliktkommissionen für 
die Beratung und Entscheidung über 

- Streitfälle aus dem Arbeitsrecht einschließlich des Neuerer¬ 
rechts 

- Vergehen, soweit ein Übergabebeschluß des zuständigen 
Staatsorgans vorliegt 

- Verfehlungen 

- Ordnungswidrigkeiten nach Übergabe 
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Interruptprioritätenkette peripherer 
Ein-/Ausgabeschaltkreise 



ZU weiteren 
Bausteinen 


Lehrling: Wie unterscheidet der Mikroprozessor zwischen den 
einzelnen Interfaceschaltkreisen, wenn mehrere am Rechner 
angeschlossen sind? 

Lehrkraft: Alle Interfaceschaltkreise besitzen Anschlüsse zur 
Freigabe. Mit Hilfe von Dekodern gewinnt man für jeden peri¬ 
pheren Baustein eine eigene Adresse. Diese gewünschte 
Adresse wird sowohl bei der Programmierung als auch beim 
Datenaustausch bei den entsprechenden Befehlen mit angege¬ 
ben. Zum Beispiel sind im Mikrorechner K 1520 den Adressen 80 
H 83 H der CTC-Schaltkreis und den Adressen 84 H 87 H 
der PlO-Schaltkreis der zentralen Recheneinheit zugeordnet. 
Mehrere Adressen je Schaltkreis entstehen, da die Interface¬ 
schaltkreise verschiedene Baugruppen enthalten, die unabhän¬ 
gig voneinander arbeiten können und folglich auch getrennt 
programmierbar sind. Nur wenn der Mikroprozessor in einem 
Ein- oder Ausgabezyklus eine dieser Adressen ausgibt, wird 
also der so angesprochene Schaltkreis freigegeben. Das heißt, 
die am gemeinsamen Daten-, Adreß- und Steuerbus angeschal¬ 
teten Anschlüsse werden aus dem hochohmigen Zustand in 
den aktiven Zustand (H-Pegel oder L-Pegel) versetzt. 

Lehrling: Ist es möglich, daß zwei Interfaceschaltkreise gleich¬ 
zeitig Programmunterbrechungen anmelden? 


- Verletzung der Schulpflicht 

- einfache zivilrechtliche Stwitigkeiten zwischen den Bürgern 
sowie zwischen dem Betrieb und Betriebsangehörigen. 

Zusteller: Der erstgenannte Fall - Entscheidung von Arbeits¬ 
streitfällen - ist doch sicher noch im einzelnen geregelt. Wie 
weit geht diese Zuständigkeit der Konfliktkommissionen? 
Schöffe: Hierbei handelt es sich um das wichtigste und umfas¬ 
sendste Tätigkeitsgebiet der Konfliktkommission. Sie berät und 
entscheidet besonders über 

- Abschluß, Änderung und Auflösung von Arbeitsverträgen 

- Beurteilungen und Leistungseinschätzungen 

- Entlohnung, Lohnformen, Zuschlags-, Ausgleichs- oder Ent¬ 
schädigungszahlungen 

- Lohnrückforderungen 

- Ansprüche auf Jahresendprämien und andere rechtlich be¬ 
gründete Prämienansprüche 

- Rechte und Pflichten aus Lehr-, Aus- und Weiterbildungsver¬ 
hältnissen von Werktätigen 

- Arbeitszeitregelungen, Erholungsurläub und Freistellung 

- Arbeits- und Lebensbedingungen, Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz, soziale Betreuung, besondere Förderung von Frauen 
und Jugendlichen und weiteren Personengruppen, soweit ar¬ 
beitsrechtliche Ansprüche betroffen sind 

- Neuererrechte aus der Neuererverordnung 

- Mit dem Arbeitsrecht verbundene Mietverhältnisse (Werk¬ 
wohnungen). 

Außerdem entscheidet die Konfliktkommission auch über 

- Anträge des Betriebes auf Durchführung eines erzieheri¬ 
schen Verfahrens wegen Arbeitspflichtverletzung 

- Einsprüche gegen Disziplinarmaßnahmen, soweit nicht 
durch spezielle Rechtsvorschriften die Zuständigkeit der 
Konfliktkommission ausgeschlossen ist 

- Schadenersatzansprüche des Betriebes oder der Werktäti¬ 
gen. 

Zusteller: Diese Aufzählung ist recht umfassend... 

Schöffe: Umfassend ist die Zuständigkeit der Konfliktkommis¬ 
sion schon, worin sich auch die hohe gesellschaftliche Verant¬ 


Lehrkraft: Theoretisch schon, der Rechner kann aber jeweils 
nur eine bearbeiten. Man muß deshalb eine Rangfolge der 
Wichtigkeit der Interrupts festlegen. Die peripheren Ein-/Aus- 
gabeschaltkreise werden zu einer Interruptprioritätenkette ver¬ 
drahtet (Bild). Nehmen wir an, ein CTC-, ein SIO- und ein PIO- 
Schaltkreis sind mit in dieser Reihe abnehmender Priorität zu¬ 
sammengeschaltet. Die Kette entsteht über die Anschlüsse lEI 
(Interruptfreigabeeingang, engl. Interrupt enable input) und lEO 
(Interruptfreigabeausgang, engl. Interrupt enable output). Der 
am Eingang lEI des wichtigsten Bausteins angelegte H-Pegel 
wird, wenn keine Programmunterbrechung angemeldet ist, von 
Schaltkreis zu Schaltkreis weitergereicht. Löst nun der PIO ei¬ 
nen Interrupt aus, so schaltet der lEO-Ausgang des PIO auf L- 
Pegel und sperrt damit weitere Programmunterbrechungen von 
weniger wichtigen Baugruppen. Wenn das jetzt bearbeitete In¬ 
terruptprogramm des PIO-Bausteins eine erneute Programmun¬ 
terbrechung zuläßt, so können die hier im Beispiel wichtigeren 
SIO und CTC den Programmlauf nochmals unterbrechen. - Der 
Sachverhalt ist stark vereinfacht dargestellt. Im Fachbuch „Mi¬ 
kroprozessortechnik" von Kieser/Meder, VEB Verlag Technik 
Berlin, kann man sich exakt und ausführlich über diese Proble¬ 
matik informieren. (W. Zill) 


wortung und das hohe Vertrauen beweisen, die ihr im Rahmen 
unserer sozialistischen Demokratie übertragen sind. Allumfas¬ 
send ist diese arbeitsrechtliche Zuständigkeit aber nicht. Sie 
wird z. B. durch die Fälle begrenzt, in denen die Leiterentschei¬ 
dung auf dem Gerichtswege nicht anfechtbar ist. 

Zusteller: Welche Fälle sind das? 

Schöffe: Das sind z. B. Weisungen zur Konkretisierung der im 
Arbeitsvertrag vereinbarten Bedingungen, vor allem hinsicht¬ 
lich der Arbeitsaufgabe und hinsichtlich des Verhaltens des 
Werktätigen bei ihrer Erfüllung. Bestehen Meinungsverschie¬ 
denheiten hinsichtlich ihrer Zulässigkeit, so sind sie - von den 
Fällen des Weisungsverweigerungsrechts bzw. der Weisungs¬ 
verweigerungspflicht abgesehen - auszuführen. Die Konflikt¬ 
kommissionen oder die staatlichen Gerichte können diese Mei¬ 
nungsverschiedenheiten nicht klären. Solche Anträge müssen 
wegen Unzuständigkeit abgewiesen werden (vgl. Urteil des KG 
Grimma - 1307 A 41 / 82, in: Arbeit und Arbeitsrecht, Heft 
12/1983, S. 494). 

Zusteller: Welche Fälle sind noch zu nennen? 

Schöffe: Das sind insbesondere Fälle des Auswahlrechts des 
Leiters. Wenn z. B. im Rahmen von Rationalisierungs- oder 
Strukturmaßnahmen die Mitarbeiter für einzelne Objekte be¬ 
stimmt werden müssen bzw. wenn Mitarbeiter in diesem Rah¬ 
men und nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen aus 
dem Betrieb ausscheiden müssen, so ist weder die Notwendig¬ 
keit oder Zweckmäßigkeit der Struktur- bzw. Rationalisierungs¬ 
maßnahme gerichtlich nachprüfbar noch die Gründe, die den 
Leiter bestimmt haben, gerade diese Auswahl zu treffen. Aller¬ 
dings wissen wir ja um die starke Position unserer Gewerk¬ 
schaften in solchen Fällen. Soll z. B. letztlich eine Kündigung 
wegen Strukturänderung ausgesprochen werden, so ist dafür 
die gewerkschaftliche Zustimmung unabdingbar. Fehlt sie, oder 
ist sie nicht wirksam erteilt, wird die Kündigung von der Kon¬ 
fliktkommission für unwirksam erklärt. Dabei stehen wiederum 
die Auswahlgründe und auch die gewerkschaftlichen Gründe 
für die Zustimmungsverweigerung nicht wesentlich zur De¬ 
batte, sondern lediglich das Fehlen der Zustimmung. (H. Sohre) 
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Personalcomputer oder Großrechner? 


Von Oberdirektor Dr. HEINZ UHLIG, Leiter des 
Organisations- und Rechenzentrums der Deutschen Post, Berlin 


Rückschau 

Die automatisierte Informationsverarbeitung - ein Begriff, der 
heute in aller Munde ist - hat mehrere Etappen durchlaufen, in 
denen viele objektive Hemmnisse, aber auch subjektive Barrie¬ 
ren zu überwinden waren. Der zurückgelegte Weg bestand 
nicht nur aus Höhen, sondern es gab auch Tiefen. In einem 
komplizierten Prozeß haben sich in den vergangenen zwei Jahr¬ 
zehnten auch auf diesem Gebiet große Wandlungen vollzogen 
- von der mechanischen Datenverarbeitung über R-300-Rech- 
ner bis zu den EDVA des ESER (Bild 1). Viele Wandlungen gab 
es in der Erarbeitung der wissenschaftlichen Anwendungslö¬ 
sungen, und vor allem waren es subjektive Wandlungen bei den 
beteiligten Menschen. Während in der ersten Phase dieses Pro¬ 
zesses große Skepsis gegenüber der Datenverarbeitung vor¬ 
herrschte, erwartete man in der folgende Phase Wunder von 
ihr. Weil diese indessen nicht eintreten konnten, kehrte so man¬ 
cher seinem selbstgewählten Idol wieder den Rücken. Es erfor¬ 
derte deshalb Enthusiasmus, politische Klarheit, Optimismus 
und Kampfgeist, um der EDV - allen Hindernissen zum Trotz - 
zum Durchbruch zu verhelfen. Das gelang, indem zur Tagesord¬ 
nung übergegangen wurde und man Schritt für Schritt syste¬ 
matisch praxisbezogene EDV-Lösungen unter konstruktiver Mit¬ 
wirkung der Nutzer schuf (Bild 2). In dem Maße, wie diese Lö¬ 
sungen entstanden und zu hohen Effekten führten, schwand 
auch die Skepsis. Über 4000 Arbeitskräfte bzw. Arbeitsplätze 
wurden freigesetzt bzw. eingespart; allerdings auf der Basis 
von Lösungen, die den Möglichkeiten dieser Etappe geschuldet 
waren - das war die Etappe komplexer Lösungen mit zentrali¬ 
sierter Abarbeitung auf zentralen Großrechnern als gerätetech¬ 
nische Basis. 


ner getreten ist, nämlich der Mikrocomputer, der Computer am 
Arbeitsplatz. 

Die Rolle der in den Arbeitsprozeß direkt integrierbaren Geräte 
muß jedoch richtig erkannt werden. Dieser Rechnertyp ist nicht 
einfach an die Stelle der bisherigen Großrechner getreten, son¬ 
dern ergänzt diese in der langersehnten Weise. Natürlich er¬ 
laubt der Computer am Arbeitsplatz auch eine abgegrenzte und 
isolierte Lösung. Im Interesse der Effektivität sollte das aber 
nicht im Vordergrund stehen. Höchste Effektivität erreichen wir 
dann, wenn es gelingt, alle Informationsleistungen an den Nut¬ 
zer heranzubringen, die vom Gesamtsystem der automatisier¬ 
ten Informationsverarbeitung erbracht werden können. Auch 
die zentralen Beschlüsse zur breiten Anwendung von CAD/ 
CAM orientieren darauf,* diese Lösungen miteinander zu ver¬ 
knüpfen. Anspruchsvolle CAD/CAM-Lösungen können auf 
große Datenspeicher bzw. Datenbanken gnd damit auf „Hinter¬ 
grundrechner" nicht verzichten. „Die Dialektik besteht darin, 
daß immer mehr von einzelnen Arbeitsplätzen aus - immer lei¬ 
stungsstärkere und auch in fortschreitendem Maße zentrali¬ 
sierte - Datenbanken erreicht werden können. Der Zugang zu 
solchen Datenbanken, z. B. auf dem Gebiet der wissenschaft¬ 
lich-technischen Information und Dokumentation, aber auch zu 
zentralisierten Datenbanken technologischer Stammdaten, die 
es in einzelnen Kombinaten heute bereits gibt, wird leichter, 
schneller und zuverlässiger werden." [1] Ob und in welchem 
Maße die Möglichkeiten dieser völlig neuen Qualität der Infor¬ 
mationsverarbeitung erschlossen werden, hängt entscheidend 
davon ab, wie es uns in gemeinsamer Arbeit gelingt, diese 
Computer erstens in den jeweiligen Arbeitsprozeß und zwei¬ 
tens in das gesamte System informationeller Prozesse zu inte¬ 
grieren. 


Ein Traum wird Wirklichkeit 

Schon damals wünschte sich der Datenverarbeitungsspezialist, 
die Leistungen der großen EDVA bis an den Arbeitsplatz der 
Nutzer heranzubringen. Doch war das aber ein Wunschbild, das 
zu jener Zeit nicht zu verwirklichen war. Es blieb zunächst nur 
der Weg, die Aufbereitungsergebnisse auf Listen und andere 
Belege auszudrucken und denn Nutzer zu übersenden. In unse¬ 
ren Tagen aber wird der Traum Wirklichkeit. Eine neue Phase 
der automatisierten Informationsverarbeitung hat begonnen. 
Ihr Hauptmerkmal ist, daß ein „Neuer" in die Familie der Rech- 


Breiter Einsatz von Personalcomputern 
und Bürocomputern am Arbeitsplatz 

Entsprechend den Beschlüssen des XI. Parteitages der SED 
werden bis 1990 in den Kombinaten der DDR insgesamt 85 000 
bis 90 000 CAD/CAM-Arbeitsstationen wirksam. Bereits Ende 
1986 dürften es rd. 100 000 Werktätige sein, die CAD/CAM- 
Technik in ihrer Arbeit nutzen, bis Ende 1990 wird sich ihre Zahl 
verfünffachen [2]. Auch im Post- und Fernmeldewesen wird 
den Schlüsseltechnologien besondere Beachtung geschenkt. 
19 neue Anwendungslösungen wurden in Vorbereitung des 


Bild 1 EDVA ES 1065 



Dtsch. Post 31 (1986) 6 


245 






Bild 2 KBR 6402 


Bild 3 Personalcomputer PC 1715 



XI. Parteitages der SED bereits eingeführt, weitere 82 sollen im 
Zeitraum 1986 bis 1990 entstehen [3]. 

Die Komplexität des Reproduktionsprozesses des Post- und 
Fernmeldewesens erfordert eine durchgehend angewandte 
CAD/CAM-Technologie zur Intensivierung und komplexen In¬ 
formationsverarbeitung und -bereitstellung in allen Phasen der 
Reproduktion. Mit der Durchgängigkeit von Informationspro¬ 
zessen ist nicht nur gemeint, daß Kopplungen über eine Rech¬ 
nerhierarchie hergestellt, sondern daß Informationen über 
sämtliche Phasen des Reproduktionsprozesses des Post- und 
Fernmeldewesens ausgetauscht werden. Daraus erwachsen 
hohe Anforderungen an die Erarbeitung der Anwendersoft¬ 
ware, insbesondere an die Nutzerschnittstellen jeder Einzellö¬ 
sung und schließlich an den Verbund der Einzellösungen. 
Durchgängigkeit heißt auch, die Prozesse der Leitung, Planung 
und Verwaltung als Teil einheitlicher informationeller Prozesse 
durch die moderne Rechentechnik zu qualifizieren und zu ratio¬ 
nalisieren. Die Vorbereitung des Einsatzes von Personalcompu¬ 
tern 1715 (Bild 3) in Leitung und Verwaltung soll nachfolgend - 
stellvertretend für andere - kurz dargestellt werden. Es handelt 
sich um ein übergreifendes Problem, das alle Leitungsebenen 
berührt. 

Für den breiten Einsatz von Personalcomputern in den Direktio¬ 
nen und Ämtern ist die Entwicklung der Anwendersoftware von 
besonderer Bedeutung. Auf der Grundlage der in Kürze erschei¬ 
nenden Richtlinie des MPF zur Gewährleistung einer effektiven 
Entwicklung und multivalenten Nutzung von Software im Post- 
und Fernmeldewesen werden Anwenderlösungen entwickelt, 
die flächenhaft und mehrfach nutzbar sind. Dabei muß künftig 
die Softwareentwicklung selbst nach modernsten Methoden, 
nämlich rechnergestützt, vorgenommen werden. Eine der Auf¬ 


gaben des ORZ.wird sein, entsprechende Entwicklungsplätze 
zu schaffen. 

Die Erarbeitung des sogenannten „PC-Software-Paketes", wo¬ 
mit das ORZ beauflagt ist, geschieht unter breiter Mitwirkung 
der Praktiker aus allen Bereichen der Deutschen Post. Die kon¬ 
struktiven Vorschläge für Themen zum PC-Einsatz, die durch 
die Direktionen, die wissenschaftlichen Einrichtungen und ei¬ 
nige Ämter unterbreitet wurden, führten bereits zur Auswahl 
von rd. 100 Bausteinen, die würdig sind, für flächenhaft nutz¬ 
bare Anwenderlösungen in den Software-Katalog aufgenom¬ 
men und projektiert zu werden. Die erste Arbeitsetappe sieht 
vor, daß die Entwicklung von 15 Bausteinen bis Juni 1987 abge¬ 
schlossen ist. Die Einführung des Bausteines „Elektronische 
Textverarbeitung" hat bereits begonnen. Weitere Beispiele für 
die Projektierung übergreifender Lösungen sind u. a. „Statisti¬ 
kerarbeitsplatz", „Planerarbeitsplatz", „Eingabenbearbeitung" 

In die Softwareprojektierung - Schaffung von Anwendungslö¬ 
sungen - sind neben der Arbeit der Software-Spezialisten in ei¬ 
ner bisher nicht gekannten Dimension Praktiker einzubeziehe'n. 
1n den Direktionen und Ämtern ist für diese direkte Mitwirkung 
hohe Bereitschaft vorhanden. Es wird erkannt, daß der Compu¬ 
ter, also die Rechentechnik, nicht neben dem Prozeß stehen 
darf, sondern in ihn integriert und daß dieser Prozeß grundle¬ 
gend verändert werden muß. Die Einbeziehung der Praktiker 
stellt eine Erweiterung des Softwareentwicklungspotentials 
dar. Im wesentlichen sind es drei Aufgabenkomplexe, die von 
den Praktikern zu bearbeiten sind: 

1. Schaffung des entsprechenden Vorlaufs (Analyse des jeweili¬ 
gen Arbeitsprozesses; Darstellung der Informationsflüsse; Vor¬ 
schläge für die Umstellung des Arbeitsprozesses und Verände¬ 
rung der Arbeitsweise, d. h. Integration des Computers in den 
Arbeitsablauf) 

2. Praktische Experimente am Computer mit den Schritt für 
Schritt entstehenden Softwarelösungen für jeden einzelnen 
Baustein im engen Zusammenwirken mit den Software-Spezia¬ 
listen (Sammeln von praktischen Erfahrungen; Auswertung die¬ 
ser Erfahrungen; Einflußnahme auf die Programmlösung) 

3. Umstellung des eigenen Arbeitsprozesses und Veränderung 
der Arbeitsweise. Verallgemeinerung dieser Erkenntnisse für 
die Mehrfachnutzung in allen Ämtern und Dienststellen der 
Deutschen Post. Veränderung von Vorschriften, Dienstanwei¬ 
sungen und anderen Dokumenten, in denen Prozeßabläufe ein¬ 
heitlich geregelt sind. 


Rechnerverbund auch im Post- und Fernmeldewesen 

Die nunmehr möglich gewordene flächenhafte Verteilung der 
Rechentechnik setzt ihre gegenseitige Kopplung auf die Tages¬ 
ordnung; deshalb kommen auch zunehmend Wünsche nach 
Datenübertragungsleitungen auf, die von den Betrieben und 
Kombinaten an das Nachrichtenwesen herangetragen werden. 
Ein solches Bedürfnis hat aber die Deutsche Post auch selbst. 
Ja, als ein Wirtschaftszweig, der durch das Bereitstellen eines 
leistungsfähigen Nachrichtennetzes neue Informationstechno¬ 
logien überhaupt erst ermöglichen wird, sollte er selbst zu den 
ersten gehören, die den Rechnerverbund verwirklichen - allein 
schon, um eigene praktische Erfahrungen zu sammeln. 
Anforderungen dieser Art werden aber mit dem herkömmlichen 
Nachrichtennetz nur in Grenzen zu erfüllen sein. Der auf dem 
XI. Parteitag der SED beschlossene beschleunigte Auf- und 
Ausbau des automatisierten Daten- und Fernschreibnetzes wird 
deshalb wichtige Voraussetzungen schaffen [4]. So wie es 
etappenweise gelingt, das automatisierte Datennetz .aufzu¬ 
bauen, so wird auch das Rechnerverbundsystem für die Deut¬ 
sche Post Zug um Zug geschaffen. Dazu ist eine Vielzahl techni¬ 
scher, technologischer und organisatorischer Fragen zu lösen. 
Diese Lösungen müssen universell sein, d. h., sie müssen den 
Rahmen abstecken, in den konkrete Einzellösungen der verteil¬ 
ten Informationsverarbeitung eihzuordnen sind. Das betrifft 
z. B. die geldwirtschaftlichen Prozesse, die Datenbank Fern¬ 
sprechteilnehmer oder den Postzeitungsvertrieb. In diesem Zu¬ 
sammenhang werden auch die durchgängigen, über alle Lei¬ 
tungsebenen zu gestaltenden Leitungsinformationssysteme 
konkrete Gestalt annehmen. So ist vorgesehen, am Beispiel 
ausgewählter „Betriebszustandsinformationen" ein solches Sy- 
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Stern und gleichzeitig den Rechnerverbund zu erproben. Be¬ 
triebszustandsinformationen, wie z. B. der Soll-Ist-Vergleich 
betriebsfähiger Münzfernsprecher oder der Schalteröffnungs¬ 
zeiten, sind zeitkritische Informationen, die täglich vor Ort zu 
erfassen, weiterzuleiten, für die jeweilige Leitungsebene zu ver¬ 
dichten und über Terminals bereitzustellen sind. Damit nimmt 
die Reaktionsfähigkeit der Leitung wesentlich zu. 

Diese und andere Informationssysteme werden drei Etappen 
durchlaufen: zunächst eine Etappe unter Nutzung des her¬ 
kömmlichen Nachrichtennetzes, danach eine „kombinierte" 
Etappe, in der bereits teilweise rechnernetzgestützt gearbeitet 
wird, und schließlich später eine reine rechnernetzgestützte 
Lösung unter Nutzung des ausgebauten automatisierten Daten¬ 
netzes. 


Die neue Rolle des ORZ 

Natürlich sind in einer Situation solch tiefgreifender Verände¬ 
rungen in der Informationsverarbeitung die Institutionen der 
Datenverarbeitung neu zu positionieren und neu zu profilieren. 
Klar ist dabei, daß „die elektronische Rechentechnik nicht mehr 
nur in den ,Organisations- und Rechenzentren' der Kombinate 
und anderer Einrichtungen konzentriert ist Die Informations¬ 
technik kommt in Gestalt rechnergestützter Bildschirmarbeits¬ 
plätze, von denen im drrekten Dialog (im Echtzeitbetrieb) mit 
den Rechnern gearbeitet wird. Die Bedeutung der ,Organisa- 
tions- und Rechenzentren' in den Kombinaten und Verwal¬ 
tungseinrichtungen wird dadurch keinesfalls geschmälert, ja, 
ihre Aufgaben und die Anforderungen an ihre Leistungsfähig¬ 
keit steigen." [1] 

Diese Feststellung trifft voll auf das Organisations- und Re¬ 
chenzentrum der Deutschen Post zu. Im Post- und Fernmelde¬ 
wesen werden viele Dienststellen mit dezentraler Datentechnik 
ausgestattet. Das war und bleibt unser Ziel. Damit wird es mög¬ 
lich, einen Nachteil der zurückliegenden Etappe schrittweise zu 
beseitigen, nämlich die zu umständliche und durch den körper¬ 
lichen Transport sehr zeitaufwendige Bereitstellung der Ergeb¬ 
nisse der EDV. Das Leistungsangebot einer solchen zentralen 
Einrichtung, wie das ORZ, wird durch die dezentrale Datentech¬ 
nik quasi vervielfacht. Neue Effekte treten ein. Die zentralen 
Rechner werden mehr und mehr zu Dialogpartnern für Hun¬ 
derte von kleinen Computern und anderen mikroelektronischen 
Geräten (Bild 4). 


Neue Anforderungen an die Koordinierung 

Die effektive Einsatzvorbereitung und Anwendung der automa¬ 
tisierten Informationsverarbeitung sowie die zentrale und de¬ 
zentrale Nutzung der modernen Rechentechnik im Post- und 
Fernmeldewesen müssen durchgängig, einheitlich und paßfä¬ 
hig für das Gesamtunternehmen Deutsche Post gewährleistet 
werden und bleiben. Zur Durchsetzung dieser Forderung ist 
beim ORZ ein Informations-, Beratungs- und Koordinierungs¬ 
zentrum des Post- und Fernmeldewesens (IBKZPF) zu bilden. 
Seine Aufgaben und Arbeitsweise werden in einer vom Minister 
für Post- und Fernmeldewesen bestätigten Ordnung festgelegt. 
Insbesondere fallen darunter solche Aufgaben, wie 

- wissenschaftliche Untersuchungen zur konzeptionellen Wei¬ 
terentwicklung des Systems der automatisierten Informa¬ 
tionsverarbeitung des Post- und Fernmeldewesens 

- Sicherung des wissenschaftlich-technischen Vorlaufs auf 
profilbestimmenden Gebieten 

- Erarbeitung von Einsatz- und Anwendungskonzeptionen für 
moderne Informationstechnologien und leistungsfähigere 
Rechentechnik 

- Schaffung von Voraussetzungen zur weitgehenden Nachnut¬ 
zung von Software 

- Koordinierung der Neuentwicklung von Software sowie des 
Einsatzes der Rechentechnik 

- Sicherung der anforderungsgerechten Aus- und Weiterbil¬ 
dung. 

Von herausragender Bedeutung ist dabei, daß Software zentral 
beschafft, zentral verwaltet und für die breite, also auch 
dezentrale Nutzung angeboten wird. Bei aller Arbeitsteilung 



Bild 4 Prinzipdarstellung der verteilten Informationsverarbeitung 

im Softwareentwicklungsprozeß, insbesondere zwischen den 
wissenschaftlichen Einrichtungen der DP und einigen anderen 
€inrichtungen - an der steuernden Hand darf es nicht fehlen, 
soll uneffektiver „Wildwuchs" auf diesem Gebiet vermieden 
werden. 


Differenzierte und aufgabenbezogene Schulung 

Aus- und Weiterbildung müssen den Anforderungen der mo¬ 
dernen und arbeitsplatzorientierten Rechentechnik entspre¬ 
chen. Erfreulicherweise kommen künftig von den Hoch- und 
Fachschulen Absolventen zum praktischen Einsatz, die eine 
gute Informatikausbildung besitzen. Darüber hinaus sind je¬ 
doch Tausende von Praktikern weiterzubilden. Die Betriebs¬ 
schulen der Deutschen Post übernehmen dabei umfangreiche 
Arbeiten. Die Lektoren sind bereits darauf vorbereitet und ge¬ 
schult. Das Bildungs- und Trainingszentrum für informations¬ 
verarbeitende Technik an der Betriebsschule der BDP Frank¬ 
furt/Oder übernimmt in diesem Schulungsprozeß eine beson¬ 
dere Verantwortung. Auch das ORZ wird dabei mit seinen Fach¬ 
spezialisten eine wichtige Rolle spielen. Es kann jedoch nicht 
jeder Nutzer zentral an einer Stelle geschult werden. Hier muß 
die Weiterschulung nach dem bekannten „Schneeballsystem" 
wirksam werden. Sie muß differenziert werden nach 

- Nutzerklassen (also unterschiedlich für Software-Entwick¬ 
ler, für Leiter, für nutzende Technologen, Ökonomen usw.) 

- Anwendungsgebieten (also unterschiedlich für Projektie¬ 
rung, Konstruktion, Technologie, Planung usw.) 

- der Zeit (also in Abhängigkeit vom Zeitpunkt des Einsatzes 
der Gerätetechnik und der Anwendersoftware, d. h. nicht zu 
spät, aber auch nicht zu früh). 

Die ersten praktischen Erfahrungen der Ausbildung am Perso¬ 
nalcomputer PC 1715 zeigen, daß folgende Schrittfolge zweck¬ 
mäßig erscheint: 

(1) Allgemeines Vertrautmachen mit dem Gerät und der ßasis- 
software, die vom Gerätehersteller geliefert wird 

(2) Schulung über Anwendersoftware, die für viele Nutzer 
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brauchbar ist, z. B. Textverarbeitung, Statistiker-Arbeitsplatz 

(3) Schulung über Software, die nur in speziellen Arbeitsprozes-- 
sen nutzbar ist 

(4) Lernen durch praktische Arbeit am Gerät. 


Antwort auf die gestellte Frage 

Die im Titel gestellte Frage - Personalcomputer oder Groß¬ 
rechner? - kann nur so beantwortet werden, daß nicht „oder", 
sondern nur „und" zu hoher Effektivität führt. Durch den flä¬ 
chenhaften PC-Einsatz rückt die moderne Rechentechnik näher 
an den Nutzer. Der Personalcomputer vervollkommnet damit 
auf effektive Weise das breit gefächerte Netz der Informations¬ 
gewinnung, -Verarbeitung und -bereitstellung. Der Großrech¬ 
ner, der kommerzielle Basisrechner und der Computer am Ar¬ 
beitsplatz bedingen einander und stellen auf der Basis des 
Rechnerverbuc^ds die bisher höchste Phase der automatisierten 
Informationsverarbeitung im Post- und Fernmeldewesen dar. 
Wichtig ist aber, daß diese neue Qualität nicht schlagartig ent¬ 
steht; allein schon deshalb nicht, weil die Gerätetechnik nur 
Schritt für Schritt verfügbar sein wird und weil das Nachrich¬ 
tennetz - als Voraussetzung für die Kopplung der Rechentech¬ 


nik - ebenfalls nur stufenweise ausgebaut werden kann. Nie¬ 
mand wird auch verantworten können, EDV-Lösungen, die be¬ 
reits seit Jahren existieren, die sich bewährt haben, die viel 
Geld gekostet haben, die aber auch hohe Nutzeffekte brachten, 
einfach „über Bord zu werfen" Im Gegenteil: Die Aufgabe lau¬ 
tet, Bewährtes zu erhalten und zu pflegen und gleichzeitig das 
Neue zu entwickeln. Die Kunst wird darin bestehen. Altes und 
Neues zu verbinden, also bewährte zentrale EDV-Lösungen 
durch solche der dezentralen Datentechnik zu ergänzen. 

Literatur 

[1] Nick, Harry, Einheit, Heft 7/1986, S. 615 

[2] vgl. Bericht des Zentralkomitees der Sozialistischen Ein¬ 
heitspartei Deutschlands an den XI. Parteitag der SED, 
Dietz Verlag Berlin 1986, S. 29 

[3] vgl. Interview mit Dr. Heinz Aull, Stellvertreter des Mini¬ 
sters für Post- und Fernmeldewesen, in: Die Deutsche Post, 
Heft 3/1986, S. 91 

[4] vgl. Dr. Manfred Calov, Staatssekretär im Ministerium für 
Post- und Fernmeldewesen: Die Beschlüsse des 
XI. Parteitages der SED verwirklichen, in: Die Deutsche 
Post, Heft 4/1986, S. 138 


Rationalisierung der Finanzrechnung 
durch dezentrale Datentechnik 


Von Oberrat Dipl.-Ing.-Ök. WOLFGANG SCHÜNING (KDT), 
Arbeitsgebietsverantwortlicher im ORZ, Berlin 

Die Finanzrechnung ist Senke und Quelle zahlreicher Informa¬ 
tionen und nimmt im betrieblichen Informationssystem eine 
zentrale Stelle ein. Sie verarbeitet primäre und sekundäre Ab¬ 
rechnungsbelege aus den Einzelrechnungen, die sie für die ana¬ 
lytische oder synthetische Kontenführung aufbereitet und für 
Kontroll- und Berichtsfunktionen bereitstellt. Die Finanzrech¬ 
nung liefert insbesondere Informationen über 

— die Zusammensetzung der materiellen und finanziellen Mittel 
nach ihren Quellen, ihrer Zweckbestimmung und ihren Ver¬ 
änderungen in den Phasen des Reproduktionsprozesses 

— das Ergebnis der wirtschaftlichen Tätigkeit 

— die Verwendung der erhaltenen und erwirtschafteten Mit- 
telll]. 

In dieser Zweckbestimmung ist ihre Einbeziehung in ein auto¬ 
matisiertes Informationsverarbeitungssystem eine der Grund¬ 
voraussetzungen, die für eine Rationalisierung mit Hilfe der 
EDV sprechen. 

Die Finanzrechnung umfaßt die Kontenführung und das Konto¬ 
korrent. Beide Teilprozesse sind durch sich routinemäßig wie¬ 
derholende Tätigkeiten gekennzeichnet und trotz vieler wir¬ 
kungsvoller Rationalisierungen auf organisatorischem Gebiet 
sowie durch den Einsatz von Kleinbuchungsautomaten als ar¬ 
beitsaufwendig zu bezeichnen. Mit dieser Eigenschaft war und 
ist sie Gegenstand zahlreicher EDV-Projekte, die auf volkswirt¬ 
schaftlicher Ebene eingesetzt werden. Diese beschränkten sich 
zunächst auf zentrale Verfahrenstechnologien in Rechenzen¬ 
tren des ESER. Daneben entstanden erste autonome Anwen¬ 
dungen in Betrieben auf der Basis von elektronischen Bü- 
chungsautomaten und Kleinrechnern. Sie sind überwiegend auf 
Einzellösungen wie das kreditorische oder debitorische Konto¬ 
korrent oder nur auf die Kontenführung beschränkt. Dieser 
Trend setzt sich gegenwärtig mit dem Einsatz yon Büro- und 
Personalcomputern fort. 

Bei der Deutschen Post waren vergleichbare Rationalisierungen 
bisher nicht möglich. Die speziellen Bedingungen aus der Auf¬ 
bau- und Ablauforganisation der Ämter-, der Direktions- und 
der zentralen Ebene ließen sich mit der im Post- und Fernmel¬ 
dewesen vorhandenen Datentechnik nicht effektvoll genug be¬ 
friedigen. Eine Untersuchung [2] hatte u. a. ergeben, daß die 
Angebotsprojekte meistens entwickelt worden waren, um mas¬ 
senhaft auftretenden Datenanfall (kreditorisches oder debitori¬ 
sches Kontokorrent) zu bewältigen oder um lediglich die anfal¬ 


lenden Daten eines Betriebes mit ihrer eigenen Spezifik zu ver¬ 
arbeiten. Eine die Finanzrechnung als Ganzes betreffende, 
durchgängige Lösung, die gleichzeitig geeignet ist, die Anfor¬ 
derungen aus der Dreiebenenabrechnung bei der Deutschen 
Post zu erfüllen, fand sich nicht im Angebot. Die materiellen 
Voraussetzungen dafür waren auch nicht gegeben. 

Mit der Hinwendung zu neuen Schlüsseltechnologien wird es 
jetzt aber möglich, die Erfassungsprozesse interaktiv und im 
Dialog mit der Rechentechnik zu bewältigen, anstatt die ma¬ 
schinell aufzubereitenden Daten aus den Primärbelegen her¬ 
auszuschreiben und auf Sekundärbelege zu übertragen; wie 
das z. B. gegenwärtig noch für das Verfahren Kostenrechnung 
bei der Deutschen Post geschieht [3]. 

Diese und andere Überlegungen waren bestimmend für die 
Aufgabe „Basislösung zur Anwendung der dezentralen Daten¬ 
technik auf dem Gebiet der Finanzrechnung" Damit wird dem 
internationalen und nationalen Trend entsprochen, der zu kom¬ 
plexen Anwendungen innerhalb des Informationsverarbeitungs¬ 
prozesses auch im Rechnungswesen führen wird. 


Lösungskonzept 

Für das Lösungskonzept galten folgende Prämissen: 

1. Rationalisierung der Routineprozesse 

2. Schaffung der Voraussetzungen zur durchgängigen Verarbei¬ 
tung einmal elektronisch erfaßter Daten und deren nahtlose 
Weitergabe an ein künftiges bezirkliches rechnergestütztes In¬ 
formationsverarbeitungssystem bei der DP 

3. Gewährleistung eines ausreichenden Datenvolumens für den 
Datenaustausch mit und von EDV-Projekten sowie für eine 
künftige Datenfernübertragung und -Verarbeitung 

4. Erfassung der Stamm- und Bewegungsdaten unmittelbar am 
Ort ihrer Entstehung durch den Bearbeiter Rechnungsführung 
und Statistik 

5. Teilnahme am EDV-Projekt des VEB Datenverarbeitung der 
Finanzorgane (DVF) 

6. Mitnutzung der in den Ämtern vorhandenen sowie in den Be¬ 
zirksrechenstationen (BRSt) stationierten Datentechnik. 

Diese Lösungsansätze entsprechen den Mindestanforderungen 
der Erfassung sowie Verarbeitung von Daten in Rechnungsfüh¬ 
rung und Statistik. Sie sollen in ihrer beabsichtigten Wirkungs- 
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weise die Integrationsfähigkeit zum automatisierten Informa 
tionsverarbeitungssystem innerhalb des Post- und Fernmelde¬ 
wesens wie auch zum zentralisierten Berichtswesen gewährlei¬ 
sten [4], 


Beschreibung der Basislösung 

Das zur Erprobung als Basislösung entwickelte EDW FINRE ist 
unter Nutzung der dezentralen Datentechnik arbeitsplatzbezo 
gen gestaltet. Die rechnergestützten Erfassungs- und Verarbei¬ 
tungsprozesse sind gekennzeichnet durch die 

- Belegbearbeitung in der Ämterebene 

- Weiterverarbeitung der in der BRSt konzentrierten Datenbe¬ 
stände der Ämter nach einheitlichen Verfahrenstechnolo¬ 
gien. 

Das Hauptordnungsmerkmal für die Verwaltung der Datenbe¬ 
stände ist die Amts-Kennummer. Durch die zentralisierten Ver¬ 
arbeitungsprozesse werden technologische Voraussetzungen 
geschaffen, um die vielfältigen Datenaustausche der Finanz¬ 
rechnung interner und externer Art EDV-gemäß zu organisie¬ 
ren. In der ersten Entwicklungsstufe geht es in dieser Hinsicht 
um 

- die Teilnahme am EDV-Projekt für den Überweisungs- und 
Lastschriftverkehr mit den Banken und Postscheckämtern 

- den Datenaustausch mit dem EDVV KOPRAN in zwei Stufen. 
Als Ergebnisse dieser ersten automatisierten Lösungen werden 

- im kreditorischen Kontokorrent die Verbindlichkeiten aus 
Warenlieferungen und Leistungen erfaßt und nachgewiesen 
sowie mit Ablauf ihrer Fälligkeitsfrist im Überweisungsver¬ 
fahren ausgeglichen 

- irn debitorischen Kontokorrent die Forderungen erfaßt, nach¬ 
gewiesen und 

• im Lastschriftverfahren eingezogen 

• im Überweisungsverfahren ausgeglichen, soweit die Über¬ 
gabe eines Magnetbandes vereinbart wurde, und hinsichtlich 
der Einhaltung von,Zahlungsfristen überwacht 

• auf dem Wege der Barzahlung und Verrechnung ausgegli¬ 
chen und überwacht 

• nach der Art ihrer Entstehung und Realisierung ausgewer¬ 
tet 

• ggf. Verspätungszinsen berechnet und gebucht 

- die Salden der Kontokorrentkonten monatlich ermittelt und 
in Saldenlisten nach den einzelnen Vorgängen je Beleg mit 
dem Stand ihrer jeweiligen Realisierung aufgeschlüsselt 

- die Buchungsvorgänge nach den Prinzipien der 

• sachlichen Ordnung auf Konten des Kontenrahmens er¬ 
faßt und nachgewiesen 

• zeitlichen Ordnung den Abrechnungszeiträumen zugeord¬ 
net 

- die formelle Richtigkeit der Buchungen auf den Konten mo¬ 
natlich durch Aufstellen einer Summen- und Saldenbilanz 
kontrolliert 

- die Rohbilanz monatlich mit den- kumulierten Salden je 
Konto und vorgesehenen Zwischennummern für Berichts¬ 
funktionen ausgedruckt 

- die in der Finanzrechnung für die Kostenstellenrechnung auf¬ 
zubereitenden Kostenarten und analytischen Konten 

• in der ersten Stufe in Form eines Sammeldatenerfas¬ 
sungsbelegs für die Datensammel- und Erfassungsstelle B 
(DEST/B) ausgegeben 

• in der zweiten Stufe (auf der Ebene eines Bezirkes) durch 
Datenaustausch direkt an das EDVV KOPRAN zur Weiterver¬ 
arbeitung übermittelt. 

Somit entfallen in erheblichem Umfang Routinearbeiten. 

Die Banksammelverrechnung bleibt erhalten. Sie beschränkt 
sich auf die Kontrollen der in den Bank- und Postscheckkon- 
toausiügen nachgewisenen Bestandsänderungen, deren Nach¬ 
weis in den Ausgliederungen „im Kontokorrent bereits enthal¬ 
ten" sowie ggf. auf die kontenmäßige Erfassung und Nachweis¬ 
führung von Zahlungsvorgängen, die nicht im automatisierten 
Verfahren verarbeitet wurden. Die Bank- und Postscheckbe¬ 
stände sind monatlich abzustimmen. 


■i'abelle I Belegbearbeitung 
Btlegart Beleginhalt, der enthält 


.Slngangs- 

rechnung 


Saesen- 

heleg 


Anderer 

Belege 


- genau einen üatensatz für den Zahlungejuegleich 

- mindestens einen Datensatz für die Kontenführung 

- abhängig vom Konto einen oder mehrere Datensätze 
für die Kostenrechnung 

•als KontokorrentVorgang 

- genau einen Datensatz für die Korderung oder 
Verbindlichkeit (z.B. Vorschußzahlung oder 
Rückzahlung) 

- einen Dateiisjtz für die Kontonführung 

• als anderer Vorgang 

- mindestens einen, D.itunsatz für die Kontenführung 

- aohungig vom Konto einen oder mehrere D.^teiisätze 
für die Kostenrechnung 

• bei beabsichti^jten Verrechnungen von Forderungen 
oder Verbindlichkeiten 

- mindestens einen Datensatz für die Verrechnung 

• sonst 

- mindestens zwei Datensätze für die Kontenführung 

- abhängig vom Konto einen oder mehrere Datensätze 
für die Kostenrechnung. 


Bild 1 Schematisierter Organisationsablauf der Basislösung Automatisierte 
Finanzrechnung - Belegbearbeitung in der Ämterebene 
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Anwendung der Besislösung 

Die konzipierte Lösung beruht auf den Prinzipien interaktiver 

Verfahrensweisen und der verteilten Datenverarbeitung. Mit 

der Einsatzmöglichkeit dezentraler Datentechnik in 

- den Ämtern (Postschalterterminals [PST] und Bürocomputer 
[BC] wie auch künftig Personalcomputer [PC]) 

- den Bezirken sowie festgelegten anderen Organisationsein¬ 
heiten (Kommerzielle Basisrechner [KBR] und in der Per¬ 
spektive auch Arbeitsplatzcopnputer [AC]) 

können 

- in der Ämterebene alle Belegdaten der Finanzrechnung un¬ 
mittelbar erfaßt, vorverarbeitet zu Datensätzen und zu Ta¬ 
gesdateien und diese auf Datenträger zum Datenaustausch 
ausgegeben 

- in der Verarbeitungsebene der BRSt für mehrere Ämter zu- 
sammeng^faßt mit einem Rechnerlauf weiter verarbeitet 
werden. ^ 

Die Basislösung ist anzuwenden 

- in der Ämterebene 
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• zur Aufbereitung, Erfassung und verarbeitungsgerechten 
Speicherung der aus den Belegen der Finanzrechnung zu 
entnehmenden Daten - Belegbearbeitung (Tabelle I) 

• zur monatlichen Kontenführung (als Interimslösung bis 
zum Einsatz der Datenfernverarbeitung) 

- in der Verarbeitungsebene der BRSt für 

• den automatisierten Zahlungsverkehr mit den Banken und 
Postscheckämtern 

• die Nachweisführung von Forderungen und Verbindlich¬ 
keiten 

• die Kontenführung - Speicherkontenführung 

• die Nachweisführung über die Kontenbestände einschließ¬ 
lich der Salden- und Rohbilanz 

• die Aufbereitung von Kostenarten und analytischen Kon¬ 
ten für die Kostenrechnung. 

Die sich aus den zentralisierten Verarbeitungsprozessen erge¬ 
benden Tätigkeiten des Bearbeiters beschränken sich auf 

- die Bearbeitung von Fehlerprotokollen 

- die Auswertung und Kontrolle der erzielten Ergebnisse, so¬ 
weit sie auf Drucklisten dargestellt werden 

- die Kontrolle der im automatisierten Zahlungsverkehr durch 
die Zahlungsauftragsbegleitlisten angezeigten verarbeiteten 
Überweisungs- und Lastschriftbeträge mit den in den Kon¬ 
toauszügen der Bank und dem Postscheckamt nachgewiese¬ 
nen Bestandsänderungen. 

Mit der rechnergestützten Belegbearbeitung werden die Beleg¬ 
daten so in einem Arbeitsschritt verarbeitet, daß die Belege da¬ 
nach sogleich der Ablage zuzuführen sind. 


Organisationsablauf 

Mit der interaktiven Erfassung der Belegdaten werden Tagesda¬ 
teien geschaffen, auf magnetischen Datenträgern zwischenge¬ 
speichert und den BRSt zur permanenten Aktualisierung der 
Verarbeitungsdateien übersandt (Bilder 1 und 2). Zur Prüfung 
der Zulässigkeit von zu erfassenden Belegdaten und deren vor¬ 
ausbestimmte interne Verarbeitung sind ausgewählte Ken- 
nungs-, Ordnungs- und Verarbeitungsmerkmale als Stammda¬ 
ten [5] vorzuerfassen und in der bei der Belegbearbeitung im 
Zugriff des BC/PST/PC stehenden Stammdatei I zu speichern. 
Sie werden bei der Eingabe der entsprechenden Belegdaten 
abgefragt und verglichen. Abweichungen werden dabei dem 
Bearbeiter vom Programm angezeigt. Zusätzlich entsteht aus 
der Tagesdatei Kontenjournal eine für den Abrechnungsmonat 
kumulierte Kontenführungsdatei in der Ämterebene für die zwi¬ 
schenzeitliche Informationsbereitstellung von Konteninhalten 
bzw. zur Kontrolle. 

Die Verarbeitungsdateien in der zentralisierten Ebene unter¬ 
scheiden sich in der Bezeichnung durch die Auswechslung des 
letzten Buchstabens A = Amt gegen B = Bezirk und dadurch, 
daß sie die Datensätze für alle zugeteilten Ämter umfassen (Ta¬ 
belle II). 

Während des Abrechnungsmonats werden wöchentlich zwei¬ 
mal Magnetbänder zum automatisierten Ausgleich der erfaßten 
Verbindlichkeiten aus Warenlieferungen und Leistungen herge¬ 
stellt und dem VEB DVF übergeben. Die Magnetbänder enthal¬ 
ten bis zu drei Pseudodateien für drei Buchungstage der Bank 
(die den Fälligkeitstagen der Eingangsrechnungen entspre¬ 
chen). Als Ergebnis dieses rechnergestützten und programmä- 


Tabelle II 

_Dat^2lnh^t 

Dateiname 

Datei enthält Datensätze über 

ilechnun(j's- 

Journal 

Verbindlichkeiten aus »varenlleierungen und Lelstuni^en 

Kontokor¬ 
rent Jour¬ 
nal 

Forderungen aus .värenlleferungen und Leistungen (Aus¬ 
gangsrechnungen) sowie Verblndllclikelten und Forde¬ 
rungen aus sonstigen Verrechnungen als Kntstehungs- 
und Ausglelchsdatensätze 

Konten¬ 

journal 

Kontodatehsätze als 

• Sununolbuchungen zur IVldersplegelung der Kontokor¬ 
rentvorgänge der Dateien BFJOA und KOKOA 

4 Klnzelbuchungen zur Widerspiegelung der anderen 
Vorgänge 

Kobtcn- 

rechnun^iS- 

Joumal 

Aulgliederung des Kostensanuaelkontos nach Kostenar¬ 
ten sowie nach analytischen Konten, die nach Kosten¬ 
stellen und Verantwortungsbereiclien untergliedert 
sind, ln der Form von Klnzeldatensätzen. 


o 


o 


o 


KBR 


fcbi (ch 


REJO 


KOKO 


Ämt^rdisketten 
mit Anderungs-und 
Aktualjjierungsdaten 

Programme rur Übernah - 
nieder Dateien 


KOJO 


KOST Verarbei- 

B J tungsda- 

leien 



FP 


FehlerprotokoU 
zurück an die Ämter 


Bild 2 Übamahma dar Tagaadataian in dar Bazirkarachanatation 

Bild 3 Auaführung daa automatiaiartan Zahlungavarkahra in dar Bazirkara¬ 
chanatation 




ßig ablaufenden Prozesses werden den Ämtern Zahlungsauf¬ 
tragsbegleitlisten und ein vorbereiteter Zahlungsauftrag über¬ 
sandt, die dem Bearbeiter für die Banksammelverrechnung zu 
übergeben sind (Bild 3). 

Am Schluß des Abrechnungsmonats werden die Salden je 
Konto der Monatsdatei Kontenjournal ermittelt und in die dazu 
eingerichtete Kontenbilanz, als kumulative Jahresdatei über¬ 
nommen und abgespeichert (Bild 4). 

Die Jahresdatei Kontenbilanz enthält die Bestände der zu eröff¬ 
nenden Bilanzl^onten und die während des Jahres eingerichte¬ 
ten übrigen Bestands- und Erfolgskonten. Die monatlichen Sal¬ 
den werden jeweils zum Stichtag fortgeschrieben. Die Datei 
entspricht mithin inhaltlich dem Rohbilanzbuch [6]. Sie wird 
jährlich abgeschlossen und für das Folgejahr neu eröffnet. 

Die Monatsdatei Kostenrechnungsjournal wird am 6. Arbeitstag 
in der BRSt abgeschlossen. Die Datensätze werden für die 
Übergabe an das EDW KOPRAN aufbereitet sowie für das je¬ 
weilige Amt nach dem Ordnungsbegriff KONTO/KST/VB ver¬ 
dichtet und als Druckliste Kostenartenliste ausgegeben. Außer¬ 
dem werden in der 1. Stufe wöchentlich die vorgesammelten 
Ausgliederungen nach Kostenstellen und Verantwortungsberei- 
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Chen für die DSESt/B ausgegeben und den Ämtern mit der Ko¬ 
stenartenliste angezeigt. In der 2. Stufe entfällt dieser Sammel¬ 
beleg. Dafür wird für die Ämter eines Bezirkes ein Datenaus 
tausch zwischen den EDW FINRE und KOPRAN auf der Basis 
eines Integrationsmagnetbandes organisiert (Bild 5). 

Die beiden Kontokorrentdateien Rechnungs- und Kontokorrent¬ 
journal sind permanent zu führen. Sie werden nach der Monats¬ 
abrechnung reorganisiert und enthalten danach nur noch Da¬ 
tensätze, 

- die im Zahlungsausgleich noch offen geblieben und demzu 
folge als Bestände für den Folgemonat vorzutragen sind 

- die bereits zum Zeitpunkt der Reorganisation für den Folge¬ 
monat erfaßt waren (Bild 6). 

Aus den Verarbeitungsprozessen werden die in der Tabelle III 
zusammengestellten Ausgabedaten ermittelt und dem Bearbei¬ 
ter zur Auswertung und Kontrolle übergeben. 


Datenprüfungen 


Die Belegdaten werden im Erfassungsprozeß logisch (Zeichen 
folge, Steifigkeit), teilweise inhaltlich (zulässig; z. B. ob das 
Merkmal in der Stammdatei enthalten ist) sowie logisch und 
physisch (Verwendung von Prüfmodulen; z. B. für die Bank- 



Bild 5 MonatsabschluB in dar Bazirksrechanstation 

Bild 6 Arbaitaachrttta KontroHa dar Fordarungan und Varbindlichkaitan aowia 
Raorganiaation dar Dataian in dar Bazirkarechanatation 





KOBI 


KOKO 




u 


1 


KBR 



Programm zum Herstellen 
der Mldenlisten 
je Kontokorrentkonfo 
und Zahlungserinnerungen 
(zusätzlich Abstimmungen 
je Konto) 



Saldenliste 
je Kontokor¬ 
rentkonto 
Amt 



Fehlerpro- Zohlungs- 

tokoll bei erinnerungen 

Nichtüber- Amt 

einstimmung 

Konteninhalt 

mit KOBI 

Reorganisierte Konto¬ 
korrentdatei 



Liste der am Monats - 
ende unbezahlten ER je Amt 


Programm zur Markierung 
der stattgefundenen Aus- 

3 lei che im Monat und 
eorganisation 

Reorgonisierte Konto¬ 
korrentdatei 


Tabelle III auscabedaten 


Bezelchsuiig der Liste 

Inhalt der Listen 

a Tagbelisten 

- Recbnungseingangsllste 

- Rechnungsausgungsllste 

- Kassenbelegliste 

- Belegliste 

Verbindlichkeiten aus ;>arenlle£ertingen 
und Leistungen 

Forderungen aus tyarcnlieferungen und 
Leistungen (einzeln eri'aBte Rechnungen) 
Kntstehungs- und Ausgleichsdatensätze 
für sonstige Forderungen und Verbind¬ 
lichkeiten - Barzahlungen 

Kntstshungs- und Ausgieici säatensätze 
für sonstige Forderungen und Verbind¬ 
lichkeiten - Verrechnungen 

a Rehlerprotokolle - 

aus der Belegbearbeitung 

- der Aktualisierung der Vorirbei- 
tungsdateien 

- dem liomtsabscbliiB 

- der Erstellung von Uagnetbändem 

- der Erstellung der oaldenlisten 

a Bruclclisten 

- Zahlunßsauftrugs- 
begleitllste 

- Zablungselngangs- 
begleitliste 

Kostenartenliste 

Snpfänger- und Auftraggeberumsätze für 
- Verbindlichkeiten (Llberwelsung) 

Forderungen (Lastschrift) 

Finpfänger- und auf traggeberumsätze 
für Forderungen (Überweisung d\irch 
Kundenmag-ne tbc^nd der Bank) 

Datensätze, die an das EDW KOFBAN 
weitergegebenen Ausgliederungen von 

Konten nach Kostenstellen und Verant¬ 
wortungsbereichen 

a Uonatsllaten 
- Kontenliste 
(Saldenbilanz) 

Datensätze der Konteniv:hrung eines 

Uonats, sortiert nach Konten mit Z-.vi- 
schensummen je Konto 

- Rohbilanz 

die Hohbilanz je Monat mit den je- 
^ weils kumulierten Bälden am V;onats- 
ende 

- Saldenlisteu je 
KontokorrentKonto 

Datensätze -über die Bestände an For¬ 
derungen und Verbindlichkeiten ein¬ 
schließlich des je Vorgangs ermittel¬ 
ten Bearbeitungsstandes 

- Zahlungserinnerungisn 

so->;eit Forderungen überfällig sind und 
vorseseoen ist, daß der ochuldner 
gemahnt werden muß. 


und Postscheckkontonummern) geprüft. Damit lassen sich ins¬ 
besondere die zentralisierten Verarbeitungsprozesse in ihrem 
fehlerfreien Ablauf sichern. Erkannte Datenfehler werden bei 
der interaktiven Arbeitsweise zur Sofortkorrektur angezeigt und 
sind vom Bearbeiter zu korrigieren. Ist eine solche Korrektur 
nicht möglich, sind die Datensätze mit den als fehlerhaft er- 
kahnten Datenfehlern in das Fehlerprotokoll aufzunehmen. Sie 
werden z. B. bei einem Bank- oder Postscheckkonto, das dem 
Prüfmodul nicht entspricht, auch vom Programm abgewiesen. 
Bei der Übernahme der Tagesdateien in der BRSt festgestellte 
Oatenfehler führen zum Abweisen des Datensatzes und Auf¬ 
nahme in das Fehlerprotokoll. 


Organisatorische Voraussetzungen 

Für die Verfahrensabläufe sind nachfolgende Voraussetzungen 
zu schaffen; 

Ämterebene 

- Erfassen der Stammdaten und Bilden der Stammdateien für 
die 

e interaktive Belegbearbeitung 
a zentralisierten Verarbeitungsprozesse 

- Neuorganisierung der Belegordnung und Belegbearbeitung 
hinsichtlich 

a der Verwendung von Belegnummern-Reihen je Belegart 
a der Bildung von Belegeinheiten (Erfassungseinheiten) 
a der Bildung und Verarbeitung von Entstehüngs- und Aus¬ 
gleichsdatensätzen für Forderungen und Verbindlichkeiten 

- Neuorganisierung der Arbeitsweise mit der BSV unter den 
Bedingungen des automatisierten Zahlungsverkehrs mit den 
Banken und Postscheckämtern. 

- Organisierung und Umstellung zur Speicherkontenführung, 
insbesondere hinsichtlich 

a der zu führenden Konten (Kontertplan) 
a der Kennzeichnung von analytischen Konten der Finanz¬ 
rechnung, die für die Kostenstellenrechnung weiter aufzube¬ 
reiten sind 

a der Arbeitsweise mit der Kontenführungsdatei anstelle 
von Kontenkarten und Journal 

- -Neuorganisierung der Vorerfassung von Kostenarten und 
ausgewählten Konten für die Kostenstellenrechnung, soweit 
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sie in anderen Einzelrechnungen; z. B. Materialrechnung ana¬ 
lytisch aufbereitet werden. 

Verarbeitungsebene der BRSt 

- Organisation des Datenträgeraustausches mit der BRSt 

- Regelung von Abarbeitungszeiten zum Aktualisieren der Ver¬ 
arbeitungsdateien 

- Abstimmung mit der zuständigen Bezirksdirektion der 
Staatsbank über die Teilnahme am EDV-Projekt des VEB 
DVF. Die Vereinbarung der grundsätzlichen Teilnahme ge¬ 
schieht zentral für die DP. 

- Regelungen zum Gestalten einer noch zu konzipierenden 
„verfahrenskoordinierenden DSt" in den Bezirken bzw. in 
den dem MPF direkt unterstellten Organisationseinheiten 
hinsichtlich der Funktions- und Aufgabenverteilung (zweite 
Entwicklungsstufe). 


Rationalisierungseffekte 

Zwischen der Basisorganisation und der konzipierten Sollorga¬ 
nisation ergeben sich aus den neu gestalteten und automatisier¬ 
ten Bearbeitungsabläufen in den Ämtern sowie durch die zen¬ 
tralisierten Verarbeitungsprozesse in der BRSt Zeiteinsparun¬ 
gen bis zu 2000 Arbeitsstunden je Amt und Jahr. Die repräsen¬ 
tativ ermittelten Einsparungen, bezogen auf einen Beleg, betra¬ 
gen 60 Prozent der bisher dafür insgesamt aufgewendeten Ar¬ 
beitszeit von 10 bis 12 Minuten (von der Belegprüfung bis zum 
Aufstellen der monatlichen Rohbilanz). Zu diesen Einsparungen 
addiert sich ein volkswirtschaftlich wirksamer Folgenutzen aus 
der Beteiligung am EDV-Projekt des VEB DVF, weil die Datener¬ 
fassung für den Zahlungsverkehr bereits im Anwenderbereich 
des kontoführenden Amtes zusammen mit den Daten der Kon¬ 
tenführung und der Kostenstellenrechnung vereinigt worden ist 
und der bisher benötigte Arbeitsaufwand im Verfahren kom¬ 
pensiert wird. . 

In der zweiten Stufe sind durch den Datenaustausch mit dem 
EDW KOPRAN zusätzlich die Kosten für die Datenerfassung 
der Istkosten in den DSESt/B insgesamt einzusparen. 

Unter Einbeziehung der neu entstehenden Kosten für die Mit¬ 
nutzung der dezentralen Datentechnik (BC/PST/PC in den Äm¬ 
tern; KBR in der BRSt) ergeben sich insgesamt Kosteneinspa¬ 
rungen, die eine Rückflußdauer der eingesetzten Fonds in der 
dafür geltenden Normzeit garantiert. Durch die zentralisierten 
Verarbeitungsprozesse in der BRSt können in den folgenden 
Entwicklungsstufen weitere Effekte durch die noch zu organi¬ 
sierenden rechnergestützten Datenaustausche zwischen den 
EDW im System von Rechnungsführung und Statistik mit der 
Finanzrechnung verwirklicht werden, die als Integrationseffekte 
und Informationsgewinne erfaßbar sind. 

Die dargestellte Basislösung befindet sich zur Zeit in der Er¬ 
probung. Mit Abschluß der ersten Etappe sollen w.eitere Ämter 
in die Nutzung einbezogen werden. Insbesondere werden bei 
der weiteren Ausrüstung der Ämter und Bezirke mit dezentraler 
Datentechnik dann die Bezirke komplett überführt. Begonnen 
wird mit dem Bezirk Erfurt. Beabsichtigt ist, die konzipierte Ver¬ 
fahrenslösung über die Amtsebene und Direktionsebene bis zur 
zentralen Ebene fortzusetzen, damit die in den Ebenen erzeug¬ 
ten Abrechnungsinformationen über territoriale Datenbanken 
im Rahmen des rechnergestützten bezirklichen Informations¬ 
verarbeitungssystems bis in die Zentrale Datenbank der DP wei¬ 
tergegeben werden können und dort zur Gesamtrechnung füh¬ 
ren. 
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Moderne Arbeitsplätze 
im Funkamt Rügen Radio 

Von Rat Dipl.-Ing.-Ök. PETER ANDERS, 

Abteilungsleiter BT im FuA Rügen Radio, Glowe 

Neben seiner eigentlichen Hauptaufgabe, dem Nachrichtenver¬ 
kehr zur Sicherung des menschlichen Lebens und der auf See 
transportierten Güter, hat das Kollektiv der Küstenfunkstelle im 
FuA Rügen Radio täglich einen umfangreichen privaten und 
schiffsdienstlichen Telegrammverkehr in den Verkehrsrichtun¬ 
gen See - Land und Land - See zu bewältigen. Aufgrund der in 
der Regel erheblichen Entfernungen zwischen Küstenfunkstelle 
und Seefunkstelle bildet die Kurzwelle für diesen Nachrichten¬ 
verkehr das Hauptarbeitsgebiet. Bei der Gestaltung des Kurz¬ 
wellenprogramms für den Telegrafieverkehr ist grundsätzlich 
davon auszugehen, daß - normale Ausbreitungsbedingungen 
der elektomagnetischen Wellen vorausgesetzt - jede auf See 
befindliche Seefunkstelle innerhalb von 24 Stunden mindestens 
einmal die Möglichkeit haben muß, mit der Küstenfunkstelle 
Rügen Radio eine Telegrafieverbindung aufzubauen. Der Tele¬ 
grammverkehr beider Verkehrsrichtungen wird auf Kurzwelle in 
der Regel in den Betriebsarten Telegrafie und Funkfernschrei¬ 
ben abgewickelt. Nachfolgend sollen zwei Arbeitsplätze vorge¬ 
stellt werden, die bei diesem Nachrichtenverkehr eingesetzt 
sind. 


Arbeitsplatz Kurzwellendispatcher 

Um die Anrufe der Seefunkstellen im Kurzwellentelegrafiever¬ 
kehr empfangen zu können, wurde der Arbeitsplatz des Kurz¬ 
wellendispatchers eingerichtet (Bild 1). Dabei handelt es sich 
um eine Eigenentwicklung innerhalb des Rationalisierungsmit¬ 
telbaus der Funkstelle Glowe. Erkenntnisse der Arbeitsplatzge¬ 
staltung sind umfassend berücksichtigt worden. Zur Grundaus¬ 
stattung dieses Arbeitsplatzes gehören Wechselsprechverbin- 
dungervzu den Kurzwellenabfertigungsplätzen, Antennenwahl¬ 
einrichtung, Aufschaltmöglichkeiten für die benötigten Sender 
sowie weitere umfangreiche übersichtliche Bedienelemente. 
Das Grundelement bei der Aufschaltung der Arbeitsplätze so¬ 
wie der benötigten Sender ist ein Kreuzschienenverteiler. Zum 
schnellen optischen Erkennen verschiedener Schaltzustände 
wurde eine farbliche Gestaltung der Bedienelemente angewen-, 
det. 

Die Aufgabe des diensthabenden Funkers besteht u. a. darin, 
während der festgelegten Wachzeit nach dem Aussenden des 
Sammelanrufes die internationalen Anrufkanäle (common 
Channels) sowie danach die nationale Anruffrequenz der DDR- 
Seefunkstellen (NAF) auf Anrufe von Seefunkstellen zu überwa¬ 
chen. Um einen effektiven und möglichst sicheren Empfang der 
Anrufe zu gewährleisten, werden die Seefunkstellen entspre- 
chend\ler gerade genutzten Empfangsantenne unter einer fest¬ 
gelegten Kennziffer, die mit der Richtung der Empfangsan¬ 
tenne übereinstimmt, zum Aussenden ihres Anrufes aufgefor¬ 
dert. Damit verringert sich die Wahrscheinlichkeit, daß meh¬ 
rere Seefunkstellen gleichzeitig ihre Anrufe tätigen und sich 
somit gegenseitig stören. Vor allem gewährleistet dies ein an¬ 
nähernd optimales Empfangssignal. Sobald der rufenden See¬ 
funkstelle durch die Küstenfunkstelle der Anruf bestätigt wird, 
teilt sie die Arbeitsfrequenzen für die weitere Abwicklung des 
Nachrichtenverkehrs, die ungefähre Wortzahl des vorliegenden 
Telegrammverkehrs sowie ihren Standort entsprechend den 
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festgelegten Gebietskennziffern mit. Mit diesen eingeführten 
Gebietskennziffern wird gewährleistet, daß die Seefunkstellen 
in weit entfernten Seegebieten, wo die Verbindungsmöglichkei¬ 
ten mit Rügen Radio zeitlich begrenzt sind, vor denen bearbei¬ 
tet werden, die in günstigeren Seegebieten sind. 

Nach Entgegennahme dieser genannten Informationen werden 
die Seefunkstellen an die zur Verfügung stehenden Kurzwellen¬ 
abfertiger übergeben, um den vorliegenden Telegrammverkehr 
beider Verkehrsrichtungen aufzuarbeiten. Der 'Kurzwellendis¬ 
patcher ^ührt weiterhin seine Überwachungsfunktion auf den 
entsprechenden Kurzwellenbändern a\is. Dadurch, daß der 
Kurzwellendispatcher aus der Aufarbeitung des Nachrichten¬ 
verkehrs herausgelöst wurde, erhalten die Seefunkstellen stän¬ 
dig Möglichkeiten geboten, mit der Küstenfunkstelle Rügen Ra¬ 
dio in Verbindung zu treten. Das System des Kurzwellendispat¬ 
schers gestattet es, mit einer begrenzten Anzahl von Sendern 
ein nahezu optimales System zur Entgegennahme von An¬ 
rufen anzubieten. > 

In zunehmendem Maße werden im Seefunkdienst vorliegende 
Telegramme beider Verkehrsrichtungen mit halbautomatischen 
bzw. vollautomatischen Betriebsverfahren übermittelt. Zum Be¬ 
arbeiten dieses sich ständig erhöhenden Nachrichtenverkehrs¬ 
anteils steht gleichfalls ein speziell eingerichteter Arbeitsplatz 
zur Verfügung. 


Arbeitsplatz für Funkfemschreibbetrieb 



Bild 2 Arbeitsplatz für Funkfemschreibbetrieb 


An diesem Arbeitsplatz (Bild 2) werden zwei wichtige Betriebs¬ 
verfahren abgewickelt: 

- die Nachrichtenübermittlung an Seefunkstellen des VEB 
Fischkombinat Rostock mit Hilfe einer Datenfernübertra¬ 
gungsanlage 

- gesicherter bzw. ungesicherter Funkfernschreibverkehr mit 
Handels- und Fischereifahrzeugen der DDR sowie ausländi¬ 
schen Seefunkstellen. 

Der Einsatz der Datenfernübertragungsanlage geschieht im 
Seefunkdienst der DDR als schnelles Obertragungsverfahren, 
wobei ein spezielles Zeichensicherungssystem angewandt 
wird. Aufgrund der hohen Übertragungsgeschwindigkeit dieses 
Systems ist die Küstenfunkstelle Rügen Radio in die Lage ver¬ 
setzt, den umfangreichen Nachrichtenverkehr mit privatem 
bzw. schiffsdienstlichem Charakter der Fischereiflotte über nur 
einen Sender zu übertragen. Gleichzeitig tritt eine erhebliche 
Entlastung der Kurzwellentelegrafiekanäle ein, die fast aus¬ 
schließlich von Fahrzeugen der Handelsflotte genutzt werden. 
Dem Trend der Zeit folgend, den Einsatz der Mikroelektronik zu 
beschleunigen, wurde für die DFE 550 ein Nachfolgegerät ent¬ 
wickelt, das auf der Basis eines Bürocomputers arbeitet. Dieses 
Gerät ist in der zurückliegenden Zeit umfangreich und unter 
teils schwierigen Betriebsbedingungen getestet worden. Die 
dabei erreichten Ergebnisse bestätigen, daß es für den Dauer¬ 
einsatz geeignet ist. 

Für j^n Funkfernschreibverkehr mit Seefunkstellen konnte in 
der Vergangenheit nur der ungesicherte Betrieb angeboten 
werden. Dies stellte sich jedoch aufgrund fehlender Zeichensi¬ 
cherungsverfahren, umfangreicher Störungen auf den genutz- 


Bild 1 Arbeitsplatz Kurzwellendispatcher 



ten Frequenzen sowie eines hohen manuellen Arbeitsaufwan¬ 
des als äußerst uneffektiv heraus. In immer größerem Umfang 
werden Seefunkstellen der DDR daher mit Technik für den 
zeichengesicherten Funkfemschreibbetrieb entsprechend 
CCIR-Empfehlung 476-3 ausgerüstet. 

Auch die Küstenfunkstelle Rügen Radio verfügt über eine derar¬ 
tige Technik, so daß den Wünschen und Forderungen der See¬ 
funkstellen entsprochen werden kann. Dabei handelt es sich 
um ein international kompatibles Betriebsverfahren, das so¬ 
wohl den Funkfernschreibverkehr mit nationalen als auch inter¬ 
nationalen Seefunkstellen gestattet. Dabei wird die ausgesen¬ 
dete Nachricht entsprechend einer international vorgeschriebe¬ 
nen Methodik mit Prüf- und Sicherungsimpulsen versehen, die 
es gestatten, daß bei der empfangenden Seefunkstelle nur das 
richtige Signal auf dem Fernschreiber ausgedruckt wird. Grund¬ 
sätzlich werden bei diesem Verfahren zwei unterschiedliche 
Technologien angewendet, und zwar 

- das automatische Rückfrageverfahren 

- das vorwärtsfehlerkorrigierende Verfahren. 

Das automatische Rückfrageverfahren (ARO) kann nur beim 
Funkfernschreibverkehr mit jeweils einer Seefunkstelle ange¬ 
wandt werden. Nachdem die Verbindung automatisch herge¬ 
stellt wurde, findet die Übermittlung des Nachrichtenverkehrs 
statt. 

Das vorwärtsfehlerkorrigierende Verfahren (FEC) dient zur ein¬ 
seitigen Nachrichtenübermittlung durch die Küstenfunkstelle 
an mehrere Seefunkstellen gleichzeitig. Die Zeichensicherung 
geschieht so, daß jedes Zeichen zweimal hintereinander ausge¬ 
sendet wird. Bei Nichtempfang wird am Empfangsort auf dem 
Fernschreiber ein Leerzeichen ausgedruckt. Dieses Betriebsver¬ 
fahren wird u. a. genutzt, um 

- Schiffspresse 

- Einseitigen Funkdienst 

- Sammelnachrichten 
auszusenden. 

Einen besonderen Höhepunkt des Einsatzes der vorhandenen 
Zeichensicherungstechnik stellt die Abwicklung des umfangrei¬ 
chen Nachrichtenverkehrs mit dem FDGB-Urlauberschiff „Ar- 
kona" dar. Hier konnte gewährleistet werden, diesen Tele¬ 
grammverkehr beider Verkehrsrichtungen in der Regel ohne 
wesentliche Wartezeiten und mit einem minimalen zeitlichen 
Aufwand aufzuarbeiten. 

Vor der Küstenfunkstelle Rügen Radio steht nunmehr die Auf¬ 
gabe, weitere technische und technologische Maßnahmen zu 
schaffen, die einen Ausbau des zeichengesicherten Funkfern¬ 
schreibverkehrs ermöglichen. Das wird in dem Maße vor sich 
gehen, wie sich der Ausrüstungsgrad der DDR-Flotte vergrö¬ 
ßert. 
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Auf der Höhe der Zeit sein — Gedanken 

zur Filmarbeit im Filmstudio der Deutschen Post 


Von Rat Dipl.-Regisseur PETER SCHÖNING, IPF, 
Filmstudio der Deutschen Post, Berlin 


Das laufende Jahr 1986 brachte mit den Beschlüssen des 
XI. Parteitages der SED und der Direktive zum Fünfjahrplan 
neue wichtige Impulse für die Entwicklung unserer sozialisti¬ 
schen Gesellschaft - erneuter Anlaß dafür, daß auch die Mit¬ 
glieder des Filmstudios ihre Arbeit analysieren und den Weg 
abstecken für die künftige Filmarbeit. Weit über 100 Titel zählt 
der neue Katalog des Filmstudios der Deutschen Post beim IPF 
- ein Bestand, in dem wohl kein Bereich der Deutschen Post^ 
ausgespart blieb und der wichtige Entwicklungsetappen des so¬ 
zialistischen Nachrichtenwesens in unserer Republik widerspie¬ 
gelt. 

Wenn es in der Direktive zum Fünfjahrplan heißt, daß für ein 
weiteres dynamisches Wirtschaftswachstum Wissenschaft und 
Technik sowohl in ökonomischer als auch in sozialer Hinsicht 
ausschlaggebende Faktoren sind, so ist besonders die Beto¬ 
nung der sozialen Seite für Filme wissenschaftspublizistischen 
Genres, wie sie auch im Filmstudio der Deutschen Post herge¬ 
stellt werden, ein Aspekt, der mehr als bisher bei der Gestal¬ 
tung Berücksichtigung finden muß; denn „die Meisterung der 
wissenschaftlich-technischen Revolution bewirkt zum Teil weit¬ 
reichende Veränderungen, die den Charakter der Arbeit betref- 



Kollege Rechner vom IPF prüft einen Lichtwellenleiteiaauf Durchlässigkeit (Ar¬ 
beitsfoto zu einer Filmdokumentation über den Bau des zweiten Lichtwellenlei¬ 
terübertragungssystems in Berlin „LLK 2") 


Dreharbeiten zum Film .Sind Poststempel Qualitätssiegel?" (2 Aufn. Filmstudio 
der DP, Berlin) 



fen. Darauf rechtzeitig zu reagieren, die Werktätigen auf neue 
Aufgaben vorzubereiten, die Aus- und Weiterbildung entspre¬ 
chend den neuen Anforderungen zu gestalten...^' — genau die¬ 
sen Forderungen stellen sich Filme wie „Postschalterterminals 
im Annahmedienst", der seit März zur Verfügung steht, oder 
„Facharbeiter für Nachrichtentechnik im Funkwesen der Deut¬ 
schen Post", ein Film, der umfassend über diese spezielle Aus¬ 
bildung berichtet und am Ende des Jahres 1986 seinen Fertig¬ 
stellungstermin hat. 

Prof. Joachim Herrmann, Präsident der URANIA der DDR, be¬ 
tonte in seiner Eröffnungsrede zum VIII. Kongreß im Juni die¬ 
ses Jahres, daß populärwissenschaftliche Tätigkeit zugleich 
auch ein hervorragendes Mittel zur Interpretation von Fachwis¬ 
sen in übergreifende wissenschaftliche Zusammenhänge, in 
weltanschauliche und politische Wechselbeziehungen ist. Es 
gehe darum, „über die populäre sachgerechte wissenschaftli¬ 
che Unterrichtung weltanschaulich zu bilden, zu orientieren 
und zu motivieren" Das Medium Film kann diese übergreifen¬ 
den Beziehungen durch die ihm eigenen Wirkungsgesetze deut¬ 
lich machen. Die Mitarbeiter des Filmstudios stellen sich dieser 
neuen Herausforderung. 

In den letzten Jahren entstand eine ganze Reihe von Filmen, die 
sich zeitgerecht mit der breiten Anwendung der Mikroelektro¬ 
nik in nachrichtentechnischen Anlagen befassen. Titel wie „Hy¬ 
bridtechnik", „Abgeglichen und gebondet" oder „PCM" stehen 
für den Beginn dieser neuen Serie, Dokumentationen über die 
Einführung der Lichtwellenleiter bis hin zu dem populärwissen¬ 
schaftlichen Film über die „Lichtleitertechnik in der Nachrich¬ 
tenübertragung" weisen den Weg, der ohne Zweifel auch künf¬ 
tig das Produktionsprofil des Studios mitbestimmen wird. Daß 
alle diese Filme für die Mitarbeiter des Filmstudios auch in film¬ 
technischer Hinsicht neuartige und komplizierte Aufgaben mit 
sich brachten, sei nicht nur am Rande erwähnt; um so mehr 
freuten sie sich über Anerkennungen, die ein Teil der genann¬ 
ten Filme auch im Ausland erzielte. 

Wenn in der Direktive zum Fünfjahrplan dem Post- und Fern¬ 
meldewesen unseres Landes die Aufgabe gestellt wird, „die 
Elektronisierung der nachrichtentechnischen Anlagen fortzu¬ 
führen" und „rechnergestützte Systeme zur Vorbereitung und 
Durchführung der Nachrichtenverkehrsprozesse durchgängig 
anzuwenden", dann ist diese Forderung auch für die Mitarbei¬ 
ter des Filmstudios ein Signal. Das aktuellste Filmprojekt zu die¬ 
sem Komplex, in dem die Anstrengungen der Mitarbeiter der 
Deutschen Post auf den Gebieten der Mikroelektronik/Mikrore¬ 
chentechnik für die Erhöhung des Leistungsangebotes der 
Deutschen Post deutlich werden sollen, dabei insbesondere 
auch die Einbindung des IPF, wird voraussichtlich im nächsten 
Jahr zur Verfügung stehen. 

Der XI. Parteitag der SED orientierte nachdrücklich auf die wei¬ 
tere Erhöhung des Niveaus der Berufsausbildung und in diesem 
Zusammenhang auf die schrittweise Einführung der neuen 
Lehrpläne. „In diese Lehrpläne werden die inhaltlichen Konse¬ 
quenzen, insbesondere aus der Mikroelektronik, der Roboter¬ 
technik, der Automatisierung und Informationsverarbeitung 
aufgenommen", heißt es in dem Bericht. Es ist gar keine Frage, 
daß diese Forderung auch inhaltliche Folgerungen für die Ge¬ 
staltung neuer Lehr- und Unterrichtsfilme mit sich bringt, was 
ein Dazulernen für die mit der Produktion dieser Filme befaßten 
Mitarbeiter notwendig macht. 

Der Beschluß des Sekretariats des Zentralkomitees der SED 
von 1977 und späterer vertiefender Orientierungen sowie das in 
unserer Republik mit so viel Leben versehene Denkmalpflege¬ 
gesetz veranlaßten das Filmstudio der Deutschen Post, seit 
1981 eine Reihe von Filmen mit postgeschichtlicher Thematik in 
die Produktion aufzunehmen. Nach der Darstellung der histori- 
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sehen Entwicklung des Fernsprechwesens mit den Filmen 
„Feuilletonistische Reminiszenzen über einen alltäglichen Ge¬ 
brauchsgegenstand'' und „Geschichte der Telegrafen " steht 
zur Zeit ein Streifen über die Geschichte des Hörrundfunks auf 
dem Programm, der im nächsten Jahr fertiggestellt sein wird. 
Weitere Filme dieser Art, so von der Geschichte des Fernse¬ 
hens, des Briefkastens u. ä., sind ins Auge gefaßt. Ziel aller die¬ 
ser Werke ist es, die Zuschauer, vornehmlich also die Kollegin¬ 
nen und Kollegen der Deutschen Post, für historische Bezüge in 
ihrem unmittelbaren Tätigkeitsfeld aufnahmbereit zu machen, 
dabei Stolz zu wecken für das Erreichte und Achtung vor den 
Leistungen der Väter und Großväter. 

Die Mitarbeiter des Filmstudios beschäftigt darüber hinaus 
noch stark die Rekonstruktion des Postmuseums der DDR, die 
in vollem Gange ist. Geplant sind zwei Filme über die Rekon¬ 
struktion selbst - Dokumentationen ihres Ablaufs in zwei Ab¬ 
schnitten - und ein weiterer, der sich mit der Geschichte des 
Museums seit seiner Gründung befassen wird (s. Titelbild). 
Wenn in allen Orientierungen unserer Partei und unserer Regie¬ 


rung immer wieder die Ndtwendigkeit betont wird, Ergebnisse 
aus Wissenschaft und Technik einer hohen und raschen ökono¬ 
mischen Verwertung zuzuführen, dann kann man diese Forde¬ 
rung analog auf die Produktion und Nutzung unserer Filme 
übertragen. Unser Staat wendet erhebliche Mittel für die Pro¬ 
duktion von Filmen auf und schafft die materiell-technische Ba¬ 
sis. Die Anstrengungen der Mitarbeiter des Filmstudios richten 
sich daher folgerichtig darauf, diese Kosten so effektiv wie 
möglich einzumünzen in nutzbare Filmmeter. Qualitätsarbeit 
ist daher nicht nur Ehrensache, sondern objektive Vorausset¬ 
zung dafür, daß der „Kunde" diese Ware auch wünscht, also 
anfordert und nutzt. Was darüber hinaus noch zur Popularisie¬ 
rung der Filme innerhalb der Deutschen Post zu tun ist, steht 
als ständiger Tagesordnungspunkt an oberster Stelle. Aktuell¬ 
stes Ergebnis: In dem neuen Filmkatalog, der nunmehr zur Ver¬ 
fügung steht, sind alle Anschriften und Rufnummern der 15 Be¬ 
zirksfilmdirektionen und 185 (!) Kreisfilmstellen unseres Landes 
aufgelistet, was eine wesentliche Hilfe für die technisch organi¬ 
satorische Abwicklung von Filmveranstaltungen darstellt. 


Rationalisierung der Leitung und Verwaltung 

mit Bürocomputern und Datehbanksystemen im RFZ 


Von Oberrat Dipl.-Ing.-Ök. RÜDIGER BURCHARDT (KDT), Abteilungsleiter im RFZ, Berlin 


Die dezentrale Datenverarbeitung 

als zeitgemäße Form der Informationsverarbeitung 

Die Entwicklung der Informationsverarbeitung und Informa¬ 
tionstechnik (Informatik) vollzieht sich in verschiedenen Ent¬ 
wicklungsetappen. Fünf davon werden in [1] genannt. Noch 
allzu gut bekannt ist uns die zweite Etappe, in der die Informa¬ 
tionsverarbeitung von der materiellen Produktion oder - allge¬ 
meiner ausgedrückt - vom Endnutzer getrennt war. Die Nach¬ 
teile dieser „Periode der Zentralrechner" werden in [2] erläutert. 
Allerdings war diese relative Verselbständigung der Informa¬ 
tionsverarbeitung auch mit dem Beginn ihrer eigenständigen 
Entwicklung als Wissenschaft verbunden. 

Das Herauslösen von Teilfunktionen aus dem einheitlichen In¬ 
formationsverarbeitungsprozeß und deren autonome Entwick¬ 
lung war erst mit der forcierten Entwicklung der Mikroelektro¬ 
nik möglich, die sich in der DDR auf dem Gebiet der Informa¬ 
tionsverarbeitungstechnik seit Beginn der 80er Jahre haupt¬ 
sächlich im Erzeugnisprogramm Dezentrale Datentechnik des 
VEB Kombinat Robotron ausdrückt: 

Finalerzeugnisgruppen des Erzeugnisprogramms De¬ 
zentrale Datentechnik 

- Bürocomputer 

- Basisrechnersysteme 

- Textverarbeitungssysteme 

- Datenkommunikationsgeräte 

- Datenerfassungsgeräte 

Wichtigstes Ergebnis und augenscheinliches Merkmal dieser 
dritten Etappe, der Dezentralisierung der Informationsverarbei¬ 
tung, ist das Wiederheranrücken der Datenverarbeitung, nun¬ 
mehr aber untersetzt mit leistungsfähiger Technik, an den Ar¬ 
beitsplatz des Endnutzers. Die arbeitsplatzorientierte Nutzung 
der Rechentechnik äußert sich in verschiedenen Anwendungsli¬ 
nien [3]. Die dezentrale Verarbeitung von Teilfunktionen des 
einheitlichen Informationsverarbeitungsprozesses entspricht 
dem arbeitsplatzspezifischen, autonomen Rechnereinsatz. Hin¬ 
gegen verdeutlichen die Anwendungsrichtungen als intelligente 
oder nichtintelligente Terminals sowie als Datenstationen eines 
lokalen Netzes, daß wir uns gegenwärtig bereits am Beginn ei¬ 
ner neuen, der vierten Etappe der Entwicklung der Informa¬ 
tionsverarbeitung befinden, in der entwickelte Teilfunktionen in 
einheitliche Informationsverarbeitungsprozesse höheren Ni¬ 
veaus reintegriert werden. 

Durch die Wiedervereinigung der Funktion des Informations¬ 


nutzers mit der des Betreibers der Informationsverarbeitungs¬ 
technik werden 

- breitere Kreise von Werktätigen in die aktive Informations¬ 
verarbeitung, insbesondere in Prozessen von Leitung und 
Planung, einbezogen 

- die Arbeitsinhalte an einer Vielzahl von Arbeitsplätzen ange¬ 
reichert, zugleich routinemäßige, monotone Arbeitsverrich¬ 
tungen zugunsten schöpferisch-geistiger Tätigkeiten abge¬ 
baut 

- eine Vielzahl neuer Anwendungsgebiete der Rechentechnik 
erschlossen, die bisher entweder aus Kostengründen oder 
wegen ungünstiger Reaktionszeitbedingungen der zentralen 
Systeme nicht genutzt werden konnten 

- Entscheidungsprozessp durch den inhaltlich höheren und 
zeitlich aktuelleren Informiertheitsgrad des Leiters unter¬ 
stützt und vervollkommnet. 


Ariwendung der Datenbanktechnologie für Bürocomputer 

Die Bürocomputer, zu denen wir auch die Personalcomputer 
zählen wollen (terminologisch gibt es dazu derzeit uneinheitli¬ 
che Auffassungen), sind für eine Vielzahl von Anwendungsge¬ 
bieten als Rationalisierungsmittel für die Informationsverarbei¬ 
tung geeignet, besonders gut auch für die arbeitsplatzbezo¬ 
gene Verwaltung von Informationsbeständen. Als wir 1984 im 
RFZ die ersten Bürocomputer zur Anwendung brachten, ahnte 
kaum jemand, welchen Umfang der Einsatz dieser Technik nur 
zwei, drei Jahre später annehmen würde. Bei der Auswertung 
der 10. Tagung des Zentralkomitees der SED vom Juni 1985, 
spätestens jedoch durch die Beschlüsse des XI. Parteitages der 
SED wurde zur Gewißheit, welcher Stellenwert der rechnerge¬ 
stützten Arbeit als Schlüsseltechnologie für die weitere Intensi¬ 
vierung als Hauptform der Entwicklung unserer Volkswirtschaft 
beigemessen wird. Mit der dadurch forcierten Produktion von 
Bürocomputertechnik, insbesondere des Personalcomputers A 
1715, wurden viele Anwenderwünsche laut, die zu einer Reihe 
von Aufgabenstellungen führten. Dabei sieht jeder Anwender 
vorrangig nur die Informationen, die für seinen Abschnitt des 
Reproduktionsprozesses relevant sind. Daraus ergeben^ sich für 
die Datenverarbeitungsprojektierung drei Gefahren: 

1. Die Daten werden so abgespeichert, wie es für den einzelnen 
Nutzer (und dessen spezifische Verarbeitungsprogramme) am 
günstigsten erscheint. 

2. Gleiche Daten werden in verschiedenen Struktureinheiten 
mehrfach erfaßt und gespeichert, vielleicht sogar in gleicher 
Weise mehrfach verarbeitet. 
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3. Die Daten sind zwischen verschiedenen Struktureinheiten 
nicht übertragbar, da sie logisch und/oder physisch nicht paß¬ 
fähig (kompatibel) sind. Dem einheitlichen, durchgängigen Re¬ 
produktionsprozeß steht ein zerrissener, aus Insellösungen be¬ 
stehender Informationsverarbeitungsprozeß gegenüber. 

Diesen Gefahren kann durch die Datenbanktechnologie ent¬ 
gegengewirkt werden. Durch die Zentralisation der Daten in ei¬ 
ner Datenbank wird eine weitgehend redundanzarme Speiche¬ 
rung erreicht. Mit Hilfe eines Datenbankbetriebssystems wer¬ 
den solche standardmäßigen Manipulationen wie das Einspei¬ 
chern, Aktualisieren, Streichen, Sichern (durch Kopieren), Se¬ 
lektieren, Anzeigen und Ausdrucken der Daten vorgenommen. 
Der Nutzer kommuniziert mit der Datenbank mit einer Daten¬ 
banksprache. 

Bis vor kurzem waren Datenbanksysteme eine Domäne der 
Großrechner. Inzwischen sind aber auch für Rechner der Lei¬ 
stungsklasse unserer Bürocomputer solche Systeme verfügbar. 
Das mächtigste Softwarewerkzeug, das für die Nutzung inner¬ 
halb des Rechnerbetriebssystems SCPX 1520 zur Verfügung ge¬ 
stellt wird, ist das Datenbankbetriebssystem dBASE II, das seit 
Anfang 1985 mit deutschsprachigen Systemnachrichten unter 
der Bezeichnung REDABAS vom Kombinat Robotron vertrieben 
wird. Diese Standardsoftware bietet mit ihren deskriptiven 
Sprachelementen auch einem EDV-Laien einen recht guten Ein¬ 
stieg in die Datenbanknutzung. Nach relativ kurzer Zeit sind 
z. B. Disponenten, Planungsbearbeiter, Bilanzierer, Bereichs¬ 
und Abteilungsleiter in der Lage, für operative und analytische 
Arbeiten Recherchen im Datenbestand und einfache arithmeti¬ 
sche Berechnungen anzustellen, wie das für die meisten Sy¬ 
steme zutrifft, denen das sogenannte relationale Datenmodell 
zugrunde liegt [4]. Für EDV-Experten ermöglicht dBASE II eine 
komplette Anwendungsprogrammierung. Näheres zu diesem 
Datenbankbetriebssystem ist der Literatur zu entnehmen, 
z. B. [5]. 


Erfahrungen aus der Einsatzvorbereitung und Nutzung 
des Datenbankbetriebssystems dBASE II im RFZ 

Wie in der gesamten Deutschen Post, so hat dBASE II auch im 
RFZ breiten Anklang gefunden. Eine erste Anwendung war 1985 
die rechnergestützte Erarbeitung und Auswertung des Planes 
Wissenschaft und Technik, Teil 2 (TOM). Für einen zentralen Ar¬ 
beitsplatz in der Abteilung Planung und für die spätere Nutzung 
durch die Bereichsökonomen wurde ein vollständig menüge¬ 
steuertes Programmsystem geschaffen. Da dieses jedoch nicht 
wie bisher von einem EDV-Facharbeiter, sondern von einem 
Sachbearbeiter abgearbeitet wird, ergeben sich insbesondere 
in der Einführungsphase vielfältige Probleme. 

Jede kleinste Unregelmäßigkeit bei der Bedienung, die unmög¬ 
lich alle in der Anwendungsbeschreibung erfaßt sein konnten, 
führte zu Rückfragen beim Entwickler. Andererseits ergab sich 
die dringende Notwendigkeit, die Softwareentwicklungskapazi¬ 
täten zu erweitern. Insbesondere für die Rationalisierung der 
Leitungs- und Verwaltungsarbeit war hier ein erheblicher Nach- 
holebedarf entstanden. Deshalb wurde kurzfristig ein zusätzli¬ 
cher Lehrgang in das Programm der innerbetrieblichen Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen 1985 aufgenommen und mit 
rd. 50 Teilnehmern veranstaltet. Eine Wiederholung fand im 
März 1986 statt, bei der auch Mitarbeiter der anderen wissen¬ 
schaftlichen Einrichtungen und aus Ämtern des Funkwesens 
teilnahmen. Vor Beginn des Lehrgangs waren leitende Mitarbei¬ 
ter im Rahmen einer Vorführung über Ziel und Inhalt des Lehr¬ 
gangs informiert worden. Dabei kam es darauf an, EDV-Laien 
als Endnutzern der Bürocomputertechnik Grundbegriffe der Da¬ 
tenverarbeitung und die wesentlichsten deskriptiven Sprachele- 
mente von dBASE II zu vermitteln. Ziel war es nicht, sie zu ver¬ 
sierten Programmierern zu machen, was schon von der Kürze 
der Zeit her (20 Stunden Vorlesung mit Demonstrationstechnik) 
nicht möglich gewesen wäre. Beabsichtigt ist jedoch, daß die 
Lehrgangsbesucher künftig beim Finden neuer Aufgaben und 
soweit möglich an deren Lösung mitwirken. 

Die „Erfolgsrate" ist zufriedenstellend; jüngere Mitarbeiter zeig¬ 
ten generell ein schnelleres Aufnahmevermögen, aber auch 
viele ältere Kollegen wurden vom „Computerfieber" erfaßt. 

Der Lehrgang wird 1987 letztmalig anberaumt, da dann für eine 


Weiterverbreitung des Wissens nach dem sogenannten Lawi¬ 
nenprinzip eine genügend breite Basis im RFZ vorhanden sein 
wird. Aus den Erfahrungen der vergangenen Lehrgänge und der 
ersten Anwendungsfälle ist festzustellen: 

- Die staatlichen Leiter müssen bei der Auswahl der Lehr¬ 
gangsteilnehmer mehr Sorgfalt walten lassen. 

- Der Lehrgangsbesuch muß mit konkreten Rationalisierungs¬ 
aufgaben verbunden werden. 

- Dem Mitarbeiter muß nach dem Lehrgangsbesuch die Mög¬ 
lichkeit gegeben werden, mit dem erworbenen Wissen zu ar¬ 
beiten. 

- Das Praktikum zum Lehrgang rnuß quantitativ erweitert wer¬ 
den. 

- Die meisten Leiter sind sich der Konsequenz noch nicht be¬ 
wußt, daß eine unmittelbare Beteiligung ihrer Mitarbeiter bei 
der EDV-Einsatzvorbereitung erforderlich ist. 

- Es besteht eine starke Reserviertheit bei der Quantifizierung 
des Nutzens aus den Bürocomputeranwendungen. 

- Ein allgemein gehaltener, zentral organisierter Lehrgang ist 
in jedem Anwendungsfalle durch objektkonkrete Schulungen 
zu ergänzen. 

- In einigen Fällen werden illusionäre Erwartungen an die Lauf¬ 
zeiteigenschaften der Programme gestellt. 

- Eine starke Einsatzkoordinierung innerhalb des Amtes und 
im Rahmen der Deutschen Post ist notwendig. 

Inzwischen ist dBASE II für eine ganze Reihe von Rationalisie¬ 
rungslösungen eingesetzt worden, wie z .B. 

- zur Stellenplanführung 

- zum F/E-Plan (Teil 1) 

- für die Terminkontrolle 

- für Kaderunterlagen der Kampfgruppeneinheit. 
Selbstverständlich bleibt die Anwendung der Datenbankarbeit 
nicht auf den Bereich der Leitung und Planung beschränkt; 
denn dort verwendete Daten entstehen meist in der Produktion 
bzw. deren Vorbereitung. Auf diesem Gebiet kommt dBASE II 

- für die Planung und Bilanzierung der IWP 

- bei der operativen Monatsplanung 

- im Absatz und der Lagerhaltung 

- am Disponentenarbeitsplatz Materialwirtschaft 

- am Technologenarbeitsplatz 

zum Einsatz. Wir betrachten dBASE II bei all seinen Vorzügen 
natürlich nicht als Allheilmittel. Wo es zweckmäßig ist, finden 
das Textverarbeitungssystem TEXT 30 und die rechnergestützte 
Tabellenkalkulation mit SUPERCALC bzw. MULTIPLAN Anwen¬ 
dung. Sicher ist jedoch, daß die Anwendung der Datenbank¬ 
technologie eine langfristige Aufgabe auch für das RFZ dastellt. 
Schwerpunkte unserer künftigen Arbeit bei der Durchsetzung 
der rechnergestützten Arbeit sind 

- Qualifizierung der konzeptionellen Arbeit zur Einsatzvorberei¬ 
tung zum Vermeiden der vorher genannten Fehler 

- Verstärkte Koordinierung der Anwendungsfälle durch Spe¬ 
zialisten der Betriebsorganisation und Rechentechnik 

- Profilierung von Praxispartnern für die EDV-Einsatzvorberei- 
tung in den Anwenderbereichen 

- Aufbau von Datenbanken in der technologischen Produk¬ 
tionsvorbereitung unter Einbeziehung des Kommerziellen Ba¬ 
sisrechnersystems A 6402 

- Kopplung der vorhandenen Rechnertypen in einem lokalen 
Rechnernetz. 
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Rechnergestützte 
Arbeitsplätze im 
Post- und Fernmeldewesen 

(I) 

(6/1986, S. 257) 



KLEINE FACHGESPRÄCHE 


Mitarbeiter: Gegenwärtig vollzieht sich in der gesamten Volks¬ 
wirtschaft und damit auch bei der Deutschen Post der Einsatz 
der CAD/CAM-Technologie. Was versteht man eigentlich unter 
diesem neuen Begriff „CAD/CAM", und welche Bedeutung hat 
diese Technologie für die Deutsche Post? 

Leiter: Das haben wir in der dDP schon mehrmals erklärt; am 
kürzesten wohl im Heft 5/1986, S. 188. Dort heißt es: „CAD/ 
CAM ist die Abkürzung von Computer Aided Design/ Computer 
Aided Manufacturing. Es bedeutet die automatische Verarbei¬ 
tung erzeugnisbezogener Informationen bei der Konstruktion 
und Fertigungsplanung mit Hilfe der EDV. Dabei sind alle Stu¬ 
fen von der Entwicklung bis hin zur Steuerung der Produktions¬ 
einrichtungen durchgängig über EDV-Programme verknüpft. 
Durch die elektronische Gerätetechnik werden die Unterlagen 
für Planung, Konstruktion und Fertigung automatisch herge¬ 
stellt (Konstruktionszeichnungen, Steuerlochstreifen für Ma¬ 
schinen, Listen für die Materialplanung und -bestellung)." All¬ 
gemeiner ausgedrückt geht es bei CAD/CAM um die Automati¬ 
sierung und Rationalisierung aller technologischen Prozesse. 
Mitarbeiter: Worin besteht das Neue in der mikroelektroni¬ 
schen Rechentechnik? 

Leiter: Neu sind die gegenwärtig gegebenen wissenschaftlich- 
technischen und materiell-technischen Voraussetzungen für 
den Einsatz der Datentechnik unmittelbar in den Betriebsabläu¬ 
fen und an den Arbeitsplätzen. Es vollzieht sich ein Übergang 
von zentralen Großrechnern zur dezentralen Datentechnik. Das 


bedeutet den Einsatz rechnergestützter Arbeitsplätze und ihr 
Zusammenarbeiten mit Großrechnern, Datenbanken und rech¬ 
nergesteuerten Produktionsausrüstungen. Die neue Qualität 
der dezentralen Datentechnik ist gekennzeichnet durch 

- eine leistungsfähigere Mikrorechentechnik mit höherer Ar¬ 
beitsgeschwindigkeit, höherer Verarbeitungsbreite und hö¬ 
herer Speicherkapazität 

- die Dialogfähigkeit des Arbeitsplatzrechners und die Dialog¬ 
möglichkeit mit Zentralrechnern 

- die Anpassungsfähigkeit, z. B. Verwendung grafischer Termi¬ 
nals und automatischer Zeichengeräte 

- wirksamen arbeitsplatz- bzw. prozeßbezogenen Einsatz 

- die erforderliche Um- bzw. Neugestaltung der Arbeitsab¬ 
läufe, um einen hohen Rationalisierungseffekt zu erreichen. 

Für die dezentrale Datentechnik ist bei der Deutschen Post ein 
breites Einsatzfeld vorhanden. In den Post- und Fernmeldeäm¬ 
tern liegen Rationalisierungsschwerpunkte in folgenden wichti¬ 
gen Anwendungsrichtungen; 

1. Rechnergestützte Lenkung, Überwachung und Qualitätssi¬ 
cherung von Betriebs- und Verkehrsprozessen 

2. Rechnergestützte Arbeitsweisen in Forschung, Entwicklung, 
Konstruktion und Projektierung 

3. Rechnergestützte Vorbereitung der Produktion (z. B. im Ra¬ 
tionalisierungsmittelbau) und die Produktion selbst 

4. Pftechnergestützte Leitungs-, Planungs- und Verwaltungspro¬ 
zesse 



Scheckverkehr 


(6/1986, S. 257) 

Mitarbeiterin: Welche Leistungen werden im Scheckverkehr 
bei der Deutschen Post ausgeführt? 

Stellenleiter: Schecks können an den Schaltern der Postämter 
und Poststellen zur 

- Auszahlung von Beträgen 

- Erfüllung von Geldleistungen (Schecks als Zahlungsmittel) 

- Einzahlung von Beträgen zugunsten von Konten 
vorgelegt und angenommen werden. 

Mitarbeiterin: Wichtigste Leistung ist die freizügige Auszah¬ 
lung bis zum Höchstbetrag von 500 M je Scheck. In welchen 
Fällen können Beträge von mehr als 500 M auf einen Scheck 
ausgezahlt werden? 

Stellenleiter: Das sind Auszahlungen 

- auf Postschecks für Postspargirokonten, die als Gehaltskon¬ 
ten für Mitarbeiter der Deutschen Post geführt werden (Ein¬ 
druck „G" oder „Gehaltskonto" auf dem Vordruck) 

- zu Lasten von Konten, für die besondere Vereinbarungen vor¬ 
liegen 

- auf Schecks von Ämtern und Dienststellen der Deutschen 
Post. 

Mitarbeiterin: Unter welchen Voraussetzungen werden die be¬ 
sonderen Vereinbarungen abgeschlossen? 

Stellenleiter: Zur Einschränkung von Bargeldtransporten kön¬ 
nen Betriebe mit ihrem kontoführenden Kreditinstitut unter Mit¬ 
wirkung des zuständigen PFA/HPA vereinbaren, daß Barauszah¬ 
lungen auf Schecks bei einem festgelegten Postamt stattfin¬ 
den. Die Abhebungen sind vorher anzumelden, damit das Bar¬ 
geld bereitgestellt werden kann. 


Mitarbeiterin: Betreffen diese Vereinbarungen nur Konten bei 
Kreditinstituten? Können auch Konten bei den Postscheckäm¬ 
tern einbezogen werden? 

Stellenleiter: Diese Möglichkeit besteht auch für Postscheck- 
und Postspargirokonten. Vereinbarungen über die Auszahlung 
von Beträgen von mehr als 500 M sind mit dem kontoführenden 
Postscheckamt abzuschließen. Bei dem vom Kontoinhaber be¬ 
nannten Postamt wird ein entsprechender Nachweis hinterlegt 
(Bild 1). Bei der Vorlage eines Schecks von mehr als 500 M ist 
der dem Kontoinhaber ausgestellte „Ausweis" vorzulegen 
(Bild 2). 

Mitarbeiterin: Was kann mit Scheck bezahlt werden? 
Stellenleiter: Es handelt sich um Lieferungen und Leistungen, 
die in der Regel am Schalter zu bezahlen sind. Das betrifft z. B. 
den Kauf von Wertzeichen, Vordrucken oder Druckwerken oder 
die Bezahlung von Gebühren oder Abonnementsgeld. Außer¬ 
dem sind Schecks zur Einlösung von Postsendungen mit der 
Zusatzleistung Nachnahme anzunehmen. Die Höhe des Scheck¬ 
betrages richtet sich nach dem Betrag, der zu entrichten ist, 
wobei für mehrere der hier genannten Zahlungen ein Scheck 
vorgelegt werden kann. Die Schecks sind stets mit dem Ver- 

Bild 1 Nachweis über Vereinbarung zur möglichen Auszahlung von höheren 
Betragen als 500 M 


PeslsdiediamI 

Konlenverwaltung DMSden 'cü 15» 10» 1986 

Nummer der Vcreinburung: 147 

HPA/rai Freital, 8210 Starke, Walter 

1 Mi. dem Kontoinhaber | 8 | 2 |99| - | 5 |8 | - | 1 | 2 | 3 | 4 |5 | 6 | 

o wurde auf Antrag eine Vereinbarung zur Auszahlung von Beträgen von mehr 
o als 500 Mark bei Vorlage eines Postschecks abgeschlossen. 

^ Der Bürger wüpschl die Auszahlung beim PA 8222 

Es wird gebeten, * 

1. die genaue Bezeichnung des auszahlenden Postamtes auf dem Ausweisleil 
einzuselzen und 

2. den Ausweisteil an den Kontoinhaber auszuhändigen. 

Unterschrift WIliH©r 

Dienstrang Obersekretär 
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Mitarbeiter: Was enthält der Begriff „dezentrale Datentech¬ 
nik"? 

Leiter: Unter dezentraler Datentechnik versteht man ein Sy¬ 
stem von Gerätetechnik auf der Basis von Mikrorechnern und 
den dazugehörigen Systemunterlagen. Mit einem solchen Sy¬ 
stem können Daten arbeitsplatz- bzw. prozeßnahe erfaßt, auf¬ 
bereitet, übertragen, gespeichert und verarbeitet werden. Zum 
System gehören Arbeitsplatzrechner, wie Büro- und Personal¬ 
computer, Datenerfassungsgeräte, Datensammelsysteme, 
Textverarbeitungssysteme und Terminals. Das Herzstück die¬ 
ses Systems ist der Arbeitsplatzrechner. Er ist ein modernes 
elektronisches Hilfsmittel zur Informationsverarbeitung, das 
sich durch folgende Merkmale auszeichnet: 

- Die Geräte sind arbeitsplatzorientiert. Ihre Nutzung wird in 
den Arbeitsprozeß unmittelbar einbezogen. 

- Die Rechner werden grundsätzlich für Einzelnutzer einge¬ 
setzt. Vor allem in der Anfangsphase ist jedoch eine kollek¬ 
tive Nutzung durch eine geringe Anzahl Nutzer unumgäng¬ 
lich. 

- Die Rechner lassen sich autonom betreiben. Eine Kopplung 
durch hierarchisch übergeordnete bzw. gleichgeordnete Da¬ 
tenverarbeitungsgeräte ist in den meisten Eins^tzfällen anzu¬ 
streben. 

- Die Rechner können vom Nutzer zur Lösung von Problem¬ 
stellungen programmiert werden. 

- Die Geräte sind so konfigurierbar (zusammenstellbar), daß 
sehr unterschiedliche Aufgaben der Informationsverarbei¬ 
tung im Dialog Mensch-Rechner gelöst werden können. 

Eine Anwenderlösung mit rechnergestützten Arbeitsplätzen 
gliedert sich in die Bestandteile Hardware - Software - Org- 
ware - Teachware. Dabei ist die Hardware die Gesamtheit aller 
technischen Baueinheiten eines Rechnersystems. Zu ihr gehö¬ 
ren also alle mechanischen und elektronischen Baugruppen. 
Mitarbeiter: Woraus besteht ein Rechnersystem? 

Leiter: Ein Rechnersystem kann im wesentlichen bestehen 

- aus den dezentralisierten Arbeitsstationen, die aus Personal¬ 


computern oder Terminals einschließlich ihrer Peripherie ge¬ 
bildet werden 

- aus den Klein- und Großrechenanlagen in übergeordneten 
Rechenstatione /1 bzw. Rechenzentren 

- aus den technischen Einrichtungen und Übertragungswe¬ 
gen, für die eine Kommunikation der Rechner untereinander 
im System erforderlich ist. 

Betrachtet man nur die Hardware eines Personalcomputers, so 
besteht diese aus der Zentraleinheit, einem Mikrorechner und 
den peripheren Geräten (Peripherie). Der Mikrorechner enthält 

- die zentrale Verarbeitungseinheit (ZVE/engl. CPU - central 
prozessing unit) mit einem Mikroprozessor U 880 

- den als Schreib-Lese-Speicher (RAM - random access me- 
mory) ausgebildeten Hauptspeicher mit einer maximalen 
Speicherkapazität von 64 KByte 

- verschiedene Festwertspeicher (Nur-Lese-Speicher/ROM - 
read only memory) 

- Zähler, Zeitgeber und Ansteuereinheiten für die Peripherie. 

Durch den Systembus sind diese Funktionseinheiten des Mikro¬ 
rechners miteinander verbunden. Unter einem Bus versteht 
man ein Leitungsbündel aus parallelen Leitungen, auf denen 
Daten und Befehle in Form elektrischer Impulse zwischen den 
einzelnen Einheiten ausgetauscht werden. ^ 

Mitarbeiter: Wie verständigen sich Mensch und Computer? 
Leiter: Das geschieht gegenwärtig noch hauptsächlich über die 
peripheren Einheiten Tastatur und Bildschirm. Über die Ta¬ 
statur können-vom Bediener Kommandos und Daten in Form al¬ 
phanumerischer Zeichen eingegeben werden. Außerdem sind 
durch Funktions- und Sondertasten noch bestimmte Steuervor¬ 
gänge auslö^ar. Auf dem Bildschirm können Hinweise für den 
Bediener, eingegebene Daten und Kommandos sowie Ergeb¬ 
nisse des Rechners in Form von Texten, Tabellen, Grafiken u. a. 
angezeigt werden. Zur Peripherie gehören weiterhin Disketten¬ 
laufwerke, die als Datenträger flexible scheibenförmige Ma¬ 
gnetplatten (Floppydisk) verwenden. (M. Neckel) 


merk „Nur zur Verrechnung" zu versehen, wenn diese Angabe 
nicht eingedruckt oder vom Scheckaussteller angebracht 
wurde. 

Mitarbeiterin: Warum werden Einzahlungen zugunsten von 
Konten mit Schecks zugelassen, und welche Festlegungen gel¬ 
ten dabei? 

Stellenleiter: Mit der ständigen Erweiterung der Führung von 
Spargirokonten durch Bürger und den damit verbundenen Mög¬ 
lichkeiten zur Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr be¬ 
steht an sich keine Notwendigkeit, Einzahlungen zugunsten von 
Konten am Schalter bei gleichzeitiger Vorlage von Schecks zu¬ 
zulassen. Sofern Einzahlungen notwendig sind, sollten sie bar 
vorgenommen werden. Zur Vereinfachung und als Kunden¬ 
dienst für die Bürger werden jedoch in Übereinstimmung mit 
gleichartigen Regelungen der Geld- oder Kreditinstitute bei der 
Einlieferung von Geldübermittlungssendungen sowie bei Ein¬ 
zahlungen zugunsten von Postsparkonten oder Sparkonten mit 
Sparbüchern der Geld- oder Kreditinstitute Schecks angenoni 
men. Dabei gelten grundsätzlich die Festlegungen zur Baraus¬ 
zahlung auf Schecks. Das heißt, der Betrag je Scheck darf 


Bild 2 „Ausweis", der den Inhsber legitimiert, sich höhere Beträge als 500 M 
auszahlen zu lassen 


PostsdiMkaml 

Kontenverwaltung 


15.10.1986 

147 


Dresden ^en 

Nummer der Vereinbarung 

Gegen Vorlage eines ordnungsgemäß |8|2 1991-1518|-|1|21314 1516| 

ausgefertigten Poslsche^ zu Lasten des Kontos 

werden beim Postamt 9Z2Z 

Betröge von mehr als 500 Mark an den Kantoinhaber ausgezahlt. 

Starke, V/alter D 0816108 

Name. Vorname Nummer des Personalausweises 

Hauptstraße 12 Rabenau,-8222 

Straße. Hausnummer PLZ 

Müller 



nterschrlft 

ienstrang 


Obersekretär 


500 M nicht übersteigen. Ausnahmen bilden wieder Post¬ 
schecks von Gehaltskonten und Schecks, die von Betrieben 
ausgestellt wurden. Der Scheckaussteller muß als Betrieb 
durch Abdruck eines Firmen- oder Dienststempels auf der Vor¬ 
derseite des Schecks erkennbar sein. 

Mitarbeiterin: Bei welchen Einzahlungen können Schecks vor¬ 
gelegt werden? 

Stellenleiter; Sehen Sie sich dazu die folgende Tabelle an; 


Art der Leistung 

üchecicauö- 

steller 

öcheckbe- 

trag 

ünlieferung von Postanvvelsungen 
(z.B, zur Auszahlung von Löhnen 
und Gehältern bei Krkxankung der 
iämpfängor) 

Betriebe 

Betrag der 
eingelleierten 
Sendungen ein¬ 
schließlich der 
Gebühren 

Jilntragung als Spareinlage ln 
oparbücher und Postsparbücher, 
iälQZahlung; von Beträgen mit 
Geldübermlt tlungssendungen 

Bürger 

maximal 300 11 

do. 

(z.B, Betr-ätie für Auszeichnungen 
oder Prämien, Gev.inne des VüB 
Vereinigte .vettsplelbetriebe) 

Betriebe 

unbegrenzt 


Mitarbeiterin; Was gilt hier als Betrieb? 

Stellenleiter: Das sind 

- volkseigene Kombinate und Betriebe, sozialistische Genos¬ 
senschaften und übrige Betriebe (einschließlich Handwerks¬ 
und Gewerbebetriebe) 

- staatliche Organe, gesellschaftliche Organisationen und de¬ 
ren Einrichtungen 

- andere rechtlich selbständige Organisationen und Einrichtun¬ 
gen. 

Mitarbeiterin: An fast allen Schaltern ist der Scheckverkehr zu 
der am meisten in Anspruch genommenen Leistung geworden. 
Steilenleiter: Die Vorlage von Schecks zur Auszahlung von Be¬ 
trägen hat sich in den letzten zehn Jahren mehr als verdoppelt, 
und bis zum Ende der achtziger Jahre muß mit einem weiteren 
' Zuwachs gerechnet werden. (W. Reball) 
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Instandsetzung 
von Fernmeldeanlagen 


Mitarbeiter: Die Fernmeldeanlagen der Deutschen Post haben 
ja eine äußerst große Bedeutung. Wie wird ihre Instandsetzung 
organisiert? 

Abteilungsleiter: Die Instandsetzung umfaßt die sogenannten 
planmäßigen Reparaturen der Leistungsgruppe 5, wie Grundin¬ 
standsetzungen, planmäßig objektgebundene Reparaturen und 
das Ausästen bei oberirdischen Fernmeldelinien, sowie die Stö¬ 
rungsbeseitigung der Leistungsgruppe 6; das sind Schadrepa¬ 
raturen, Beseitigung von Störungen einschließlich Massenstö¬ 
rungen bei Katastrophen und Havarien sowie Schadensfälle an 
Grundmitteln der Deutschen Post, die von Dritten verursacht 
werden. 

Mitarbeiter: Welche Einrichtung der Deutschen Post erbringt 
diese Instandsetzungsleistungen? 

Abteilungsleiter: Die Instandsetzung von Fernmeldeanlagen 
wird vor allem von den FBÄ des Kombinates Fernmeldebau (KF) 
vorgenommen und umfaßt alle Arbeiten, die im Leistungsprofil 
des KF enthalten sind. Von den FBÄ werden auch Aufgaben der 
Wartung und Pflege an Kabelkanalanlagen und oberirdischen 
Fernmeldelinien erledigt. In den Jahren 1983 bis 1985 waren je¬ 
weils rd. 35 Prozent der Fernmeldebaukapazitäten für Instand¬ 
setzungsleistungen eingesetzt. Durch einen planmäßigen mit 
den BDP abgestimmten Einsatz dieser Fernmeldebaukapazitä¬ 
ten für Instandsetzungsleistungen konnten die Störungen jn 
den Fernmeldenetzen in den vergangenen Jahren weiter verrin¬ 
gert und damit die Stabilität der Fernmeldenetze erhöht wer¬ 
den. Sowohl von den BDP und ihren nachgeordneten Ämtern 



(6/1988, S. 2S9) 


und dem ZPF als auch von den FBÄ als Auftragnehmern finden 
zur Vorbereitung der Instandsetzungsleistungen umfangreiche 
Planungsarbeiten statt, die mit denen für die Vorbereitung von 
Investitionsvorhaben durchaus vergleichbar sind. 

Mitarbeiter: Welche Aufgaben sind bei der Planung, Vorberei¬ 
tung und Durchführung der Instandsetzung von Fernmeldeanla¬ 
gen zu lösen? 

Abteilungsleiter: Diese Aufgaben sind in der „Verfahrensan¬ 
weisung zur Regelung der Zusammenarbeit bei der Instandset¬ 
zung von Fernmeldeanlagen der Deutschen Post", herausgege¬ 
ben vom MPF 1984, enthalten. Sie regelt die Beziehungen zwi¬ 
schen den Kooperationspartnern. Über die Vorbereitung und 
Durchführung von Instandsetzungsleistungen werden zwischen 
den Auftraggebern und den Betrieben des KF Wirtschaftsver¬ 
träge abgeschlossen. Beim Abschluß und bei der Erfüllung die¬ 
ser Verträge arbeiten die Vertragspartner kameradschaftlich 
und effektiv zusammen. Sie gestalten ihre Beziehungen auf der^ 
Grundlage des Vertragsgesetzes sowie der einschlägigen 
Dienstanweisungen, Richtlinien und Vorschriften der Deut¬ 
schen Post. Nach den gleichen Grundsätzen sind für die Aufga¬ 
ben der Wartung und Bflege Dienstleistungsverträge abzu¬ 
schließen. 

Mitarbeiter: Wie vollziehen sich die Planung und Vorbereitung 
der Leistungen? 

Abteilungsleiter: Durch die BDP und das ZPF werden für die in 
ihrem Verantwortungsbereich befindlichen Fernmeldelinien 
und -einrichtungen auf der Grundlage von Störungs- und Zu¬ 
standsanalysen auf Fünfjahrplanzeiträume bezogene Instand¬ 
haltungskonzeptionen ausgearbeitet und jährlich konkretisiert. 
Die mit Dienstanweisungen und VDP festgelegten technisch¬ 
technologisch bedingten Instandhaltungszyklen sind bei der 
konzeptionellen Arbeit natürlich zu berücksichtigen. Zur exak¬ 
ten Bestimmung des Leistungs- und Materialbedarfs werden 
die FBÄ in die langfristige Planung der Instandhaltungsmaßnah¬ 
men einbezogen. Auf der Grundlage der Instandhaltungskon¬ 
zeptionen erarbeiten die BDP und das ZPF mit den territorial 


Roboter^ und 
Handhabetechnik (11) 
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Abteilungsleiter: Nach den allgemeinen. Betrachtungen über 
Erkennungssysteme (s. dDP, Heft 2/1986, S. 59) wollen wir uns 
nunmehr einigen speziellen Problemen der Sensorik zuwenden. 
So werden wir uns mit den bei Industrierobotern gegenwärtig 
am häufigsten angewendeten und auch bekanntesten Sensor¬ 
arten, den taktilen und visuellen Sensoren, beschäftigen. Die 
im Bild 25 vorgenommene Zuordnung von Aufgabengebieten zu 
den taktilen, visuellen und auch den auditiven Sensoren vermit¬ 
telt einen ersten Überblick über die Vielseitigkeit der Anwen¬ 
dung von Sensoren. Die taktilen und visuellen Sensoren vor al¬ 
lem tragen wesentlich dazu bei, neue Einsatzgebiete für die 
Industrierobotertechnik zu erschließen und darüber hinaus 
auch die Flexibilität, die Qualität und die Sicherheit der Roboter 
im Arbeitsprozeß zu erhöhen. 

Stellenleiter: Aus der einschlägigen Fachliteratur ist zu entneh¬ 
men, daß diese beiden Sensorarten ein wesentliches Kennzei¬ 
chen für Industrieroboter der zweiten Generation sind. Erinnern 
wir uns in diesem Zusammenhang an die Übersicht, die im er¬ 
sten Roboterfachgespräch über Industrierobotergenerationen 
gegeben wurde (s. dDP, Heft 4/1983, S. 165). In dieser Über¬ 
sicht sind der zweiten Generation sensorgesteuerte Industriero¬ 
boter zugeordnet. Mich interessiert zunächst, für welches Ein¬ 
satzgebiet taktile Sensoren bestimmt sind und wie sie arbeiten. 
Abteilungsleiter: Das Einsatzgebiet von taktilen Sensoren ist 
sehr breit gefächert und umfaßt den ganzen Komplex der Er¬ 
mittlung äußerer Einflüsse, wie Lage, Form, Kraft, Masse, 
Druck, Temperatur und Momente. Für die Wandlung der z. B. 


durch die Berührung mit dem Handhabeobjekt gewonnenen Si¬ 
gnale gibt es unterschiedliche Möglichkeiten. Eine der einfach¬ 
sten Lösungen besteht darin, bei Berührung mit dem Objekt 
gleichzeitig über Kontakte einen elektrischen Stromkreis zu 
schließen. Durch linienhafte, flächenhafte oder matrixförmige 
Anordnung mehrerer dieser Kontakte lassen sich Greifer gestal¬ 
ten, durch die eine Objekterkennung beim Greifvorgang ge¬ 
währleistet wird. Bild 26 zeigt einen taktilen Sensor als Kontakt¬ 
matrix zur Dosierung der GreifRraft. Bei leichter Bewegung des 
Objektes im Greifer wird über ein Signal so lange die Greifkraft 
erhöht, bis das Objekt sicher gegriffen und bewegt werden 
kann. Zu den taktilen Sensoren gehören auch Dehnungsmeß¬ 
streifen oder Thermoelemente, um nur zwei zu nennerf! Neben 
der kontaktbehafteten Signalübertragung gibt es Möglichkeiten 
der kontaktlosen Übertragung. Typische Vertreter dafür sind 
die sogenannten Näherungsinitiatoren. 

Stellenleiter: Bei der Vielschichtigkeit der Einsatzmöglichkei¬ 
ten taktiler Sensoren ist es verständlich, wenn gerade diesen 
Sensoren ein großes Interesse beigemessen wird. Für die 
Form- und Lageerkennung von Objekten erlangen auch die opti¬ 
schen Sensoren und Erkennungssysteme immer größere Be- 

BiM 25 Sensoren/Zuordnung von Aufgabengebieten 



zum adaptiven Handhaben, 
besonders für die Verfahrens¬ 
gruppen der Montage im Mikro¬ 
bereich (Verwirklichung fein¬ 
motorischer Bewegungen, 
z B beim Fügen einer Welle 
in eine Bohrung) 


für Erweiterung des 
Industrierobotereinsatzes, 
besonders bei einem unge¬ 
ordneten Teilevorrat 


zur Umwandlung von Schall¬ 
informationen in Signal- 
musterlz B wenn der Klang 
einQuaiitötsmerkmal 
darstellt) 
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zuständigen Kombinatsbetrieben ein „Gemeinsames Abstim¬ 
mungsprotokoll über Instandhaltungsleistungen", das die 
Grundlage für die Jahresplanung und die vollständige Unterset¬ 
zung des jeweiligen Reparaturkostenlimits bildet. Entsprechend 
der im Gemeinsamen Abstimmungsprotokoll vereinbarten Ge¬ 
samtkapazität werden nach der bilanzseitigen Einordnung im 
KF zwischen den grundmittelverwalteten Ämtern und den zu¬ 
ständigen Kombinatsbetrieben objektkonkrete Wirtschaftsver¬ 
träge abgeschlossen. 

Mitarbeiter; Was ist bei der Ausführung der Instandsetzungs¬ 
leistungen zu beachten? 

Abteilungsleiter: Grundlage der praktischen Instandsetzungen 
des KF sind die Wirtschaftsverträge bzw. ihre objektkonkrete 
Untersetzung du!:ch Bau-/Störungsmeldungen, Bauaufträge zur 
Schadensbeseitigung sowie Aufträge zur Berichtigung von 
Planunterlagen für grundmittelverwaltende Ämter. Störungs¬ 
meldungen einschließlich Bauaufträge zur sofortigen Scha¬ 
densbeseitigung werden vom territorial zuständigen FBA ent¬ 
gegengenommen und unverzüglich bearbeitet. Für die grund¬ 
sätzliche Äbgrenzung der Leistungen zur Störungsbeseitigung 
zwischen den Kombinatsbetrieben und den grundmittelverwal¬ 
tenden Ämtern gilt ein festgelegter Umfang an gestörten Anla¬ 
genteilen. Der Auftraggeber von Instandsetzungsleistungen hat 
die Bau- und Montagefreiheit für seine Auftragnehmer, die ein¬ 
heitliche Leitung und Koordinierung der Baudurchführung bei 
Vorhaben mit mehreren Auftragnehmern und die Bereitstellung 
von Baustelleneinrichtungen im vereinbarten Umfang zu ge¬ 
währleisten. Die Kombinatsbetriebe haben ihrerseits dem Auf¬ 
traggeber den materiellen Fertigungsstand nachzuweisen und 
ihn über Behinderungen im Bau- und Montageablauf sowie 
Maßnahmen zum Aufholen eingetretener Rückstände zu infor¬ 
mieren. Die Pflichten des Auftraggebers zur Vorbereitung und 
Ausführung von Instandsetzungsleistungen, wie z. B. Frei- und 
Umschaltarbeiten, Beantragen von Absperrgenehmigungen 
und Erteilen von Schweißgenehmigungen oder Beschaffen der 
Erlaubnisscheine für Erdarbeiten können vertraglich als Leistun¬ 


Greifkraft F 



Bild 26 Taktiler Sensor als Kontaktmatrix 

(1) Greifzfnge 

(2) Berührungsaufnehmer 

(3) Handhabeobjekt 
(4j taktiler Sensor 

(5) metallisierte Schicht 

(6) elastischer Träger 

(7) Kontaktmatrix 


Bild 27 Anordnung und Anwendung von Dioden auf Halbleiteraubstraten 



gen des Auftragnehmers vereinbart werden. Die Pflicht des 
Auftraggebers zum Beantragen der Genehmigung für Arbeiten 
an Fernmeldeanlagen bleibt davon unberührt. Von der zuständi¬ 
gen BDP ist die Information der Kombinatsbetriebe über Funk- 
und Fernmeldeschutzstufen sowie Festlegungen zum Vermei¬ 
den von Katastrophen und Havarien, über Wetterwarnungen 
und Straßenverkehrseinschränkungen einschließlich deren An¬ 
kündigung zu sichern. Besondere Festlegungen sind zur Mate¬ 
rialbereitstellung erforderlich, um die Instandsetzungsleistun¬ 
gen unter allen Bedingungen qualitätsgerecht vornehmen zu 
können. So kann mit dem Auftraggeber vertraglich vereinbart 
werden, daß er die Wareneingangskontrolle für den Kombinats¬ 
betrieb am vorgesehenen Instandhaltungsort übernimmt. Bei 
der Instandhaltung anfallende Abbruchmaterialien werden ge¬ 
prüft und der Wiederverwendung bzw. Verschrottung zuge¬ 
führt. Von jedem Kombinatsbetrieb ist die Einsatzfähigkeit der 
Kräfte und Mittel zur Störungsbeseitigung innerhalb einer fest¬ 
gelegten Zeit zu gewährleisten. Für Mängel- und Störungsbe¬ 
seitigungen ergeben sich die Bearbeitungsfristen aus den Fest¬ 
legungen zu den TWK F7 und F25. Zur Qualitätssicherung, Ab¬ 
nahme und Garantie der Instandsetzungsleistungen einschließ¬ 
lich der Projektierungs- und Plankammerleistungen gelten un¬ 
eingeschränkt die gesetzlichen Bestimmungen und technisch¬ 
technologischen Vorschriften. Die Schutzgüte der Anlagen 
muß erhalten bleiben. Die Güteprüfung ist Bestandteil der Bau¬ 
ausführung. Grundsätzlich ist eine Abnahme anzuberaumen, 
für die folgende Dokumente vorzulegen sind: Bestandsunterla¬ 
gen, Meßprotokolle für elektrische und pneumatische Prüfun¬ 
gen, Wegeabnahmebescheinigungen, Planverfahren und Nut¬ 
zungsbescheide und Angaben zu den angefallenen Sekundär¬ 
rohstoffen. Als Nachweis für die Funktionsprüfung gelten die 
Prüf- und Meßprotokolle oder die störungsfreie Betriebsfüh¬ 
rung über die instandgesetzte Fernmeldeanlage. Die Abrech¬ 
nung der erbrachten Leistungen sowie deren Bezahlung findet 
entsprechend den Festlegungen der DA 7.521/Jan. 1982 statt. 

(H.-J. Fischer) 


deutung, zumal die zunehmende Kompliziertheit der Industrie¬ 
robotertechnik höchste Anforderungen an Erkennungseinrich¬ 
tungen stellt. Mir ist bekannt, daß neben einfachen optischen 
Sensoren für Zwecke der Form- und Lageerkennung auch Ka¬ 
merasysteme eingesetzt werden. 

Abteilungsleiter: Das ist richtig. Die Einsatzmöglichkeiten die¬ 
ser Sensoren reichen von einfachen optischen Sensoren für Bi¬ 
närentscheidungen über Fotodiodenarrays und Kameras bis hin 
zu hochintegrierten Bauelementen der Mikroelektronik für die 
Objekterkennung aus ungeordneter Lage. Einfachste optische 
Sensoren finden z. B. Anwendung bei Lichtschranken. Als 
Lichtquellen können Niedervolt-Glühlampen, Halogenlampeh, 
Lumineszenzdioden oder Laserdioden verwendet werden. Als 
Empfänger stehen Fotowiderstände, Fotodioden, Fototransisto¬ 
ren und Fotothyristoren zur Verfügung. Unter einem Diodenar- 
ray versteht man die Anordnung mehrerer Fotodioden auf ei¬ 
nem Halbleitersubstrat, so daß quadranten-, zeilen- oder ma¬ 
trixförmige Formen entstehen. Bild 27 zeigt dazu die entspre¬ 
chenden schematischen Darstellungen und einen möglichen 
Anwendungsfall für eine 4-Quadrantendiode. Geschieht die Be¬ 
wegung des im Bild 27 rechts (Anwendungsfall) abgebildeten 
Objektes durch das Strahlenbündel hindurch, so werden unter¬ 
schiedliche Abdeckungen erzeugt. Eine wissenschaftliche Spit¬ 
zenleistung auf dem Gebiet der Sensortechnik wurde durch die 
Entwicklung der hochintegrierten CCD-Sensorzeile erreicht. 
Der Abstand der Einzelelemente beträgt teilweise nur 13 pm, 
und es sind Zeilen mit 256, 1024 und 2048 Elementen (Bildpunk¬ 
ten) am gebräuchlichsten. Flächensensoren haben z. B. 46 360 
bzw. 185 440 fotoempfindliche Elemente, die in 244 Zeilen mit je 
190 Bildpunkten bzw. 488 Zeilen mit je 380 Bildpunkten ange¬ 
ordnet sind. 

(H.-J. Pohl) 
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In der Gaststätte (I) 


(6/1988. S. 261) 


Mitarbeiter: Wenn ich eine Gaststätte aufsuche, bin ich mitun¬ 
ter verunsichert, da mir meine Rechte und Pflichten nicht be¬ 
kannt sind. Könnten Sie mich darüber etwas aufklären? 
Justitiar: Zwischen Gaststätten und Bürgern entstehen Versor¬ 
gungsbeziehungen zur Befriedigung materieller und kultureller 
Bedürfnisse der Bevölkerung. Im Zivilrecht sind sie als spezifi¬ 
sche Kaufbeziehungen einzuordnen und werden von den Be¬ 
stimmungen über den Kauf mit erfaßt, wobei der Bewirtungs¬ 
vertrag als eine besondere Erscheinungsform des Kaufvertra¬ 
ges nicht eigens geregelt wurde. Wenn Sie zu einer Gaststätte 
Zutritt begehren und in ihr Platz nehmen, erklären Sie damit 
„ohne Worte" die Absicht, die Leistungen der Gaststätte in An¬ 
spruch zu nehmen, hierüber einen Bewirtungsvertrag zu schlie¬ 
ßen und die Leistungen zu bezahlen. Im Bewirtungsvertrag sind 
die wechselseitigen Hauptpflichten mit spezifischen Nebenlei¬ 
stungen verbunden, die es in der Regel erst ermöglichen, die 
Hauptpflichten zu erfüllen. 

Mitarbeiter: Was wären z. B. Haupt- und Nebenpflichten? 
Justitiar: Die Hauptpflicht der Gaststätte ist die Übergabe ge¬ 
nußfertiger Speisen und Getränke und die des Gastes die Ab¬ 
nahme und Bezahlung. Aber nur mit den Hauptleistungen 
würde wohl kein Gaststättenbesuch Freude bereiten. So kom¬ 
men also noch folgende Nebenpflichten, die entsprechend dem 
Niveau der Gaststätte unterschiedlich sein können, hinzu: Sie 
betreffen Räumlichkeiten, Mobiler, Servierausstattung, Licht, 
Heizung, sanitäre Einrichtungen, Möglichkeiten zur Garderoben¬ 


ablage bzw. -aufbewahrung, Kundendienste (z. B. Zeitungen, 
Würfel-, Karten- und Brettspiele), Dienstleistungen (z. B. ga¬ 
stronomische Sonderleistungen, Taxibestellungen, Blumenver¬ 
kauf usw.). Nebenpflichten des Gastes sind rücksichtsvolles 
Verhalten in der Gaststätte, Sorgfaltspflichten bei der Nutzung 
des Eigentums der Gaststätte oder Beaufsichtigung der eige¬ 
nen Garderobe. 

Mitarbeiter: Ist die Gaststätte verpflichtet, Platzbestellungen 
entgegenzunehmen? 

Justitiar: Die Platzreservierung ist ein Kundendienst der Gast¬ 
stätten. Die Bestellungen sollen in einem angemessenen Ver¬ 
hältnis zur Gastraumkapazität stehen. Der Anteil der bestellba¬ 
ren Plätze wird entsprechend den jeweiligen Versorgungserfor¬ 
dernissen von den Leitern der Betriebe, abgestimmt mit den 
Räten der Kreise bzw. Stadtbezirke, Abteilung Handel und Ver¬ 
sorgung, festgelegt. Alle Platzbestellungen sind mit Namen, 
Adresse und Uhrzeit im Bestellbuch der Gaststätte einzutragen 
und durch einen verantwortlichen Leiter zu bestätigen. Die be¬ 
stellten Plätze müssen durch Reservierungsschilder mit Angabe 
des Zeitpunktes gekennzeichnet werden. Gegenüber Bürgern, 
die Platz suchen, besteht keine Verpflichtung zum Nachweis 
der Bestellung, wohl aber gegenüber staatlichen, betrieblichen 
und gesellschaftlichen Kontrollorganen. Bis zu 30 Minuten vor 
der Reservierungszeit sind andere Gäste an den reservierten Ti¬ 
schen aufgrund allgemeiner Verhaltensregeln zu bedienen. 
Wenn es die vorgesehenen Leistungen erfordern - z. B. bei ei-, 
ner Hochzeitstafel -, kann die Bedienung schon 60 Minuten vor 
der Reservierungszeit eingestellt werden. Der Anspruch auf die 
reservierten Plätze erlischt nach der üblichen Praxis 30 Minuten 
nach dem vereinbarten Zeitpunkt. Eine Platzbestellung ist für 
den Bürger unverbindlich. 

Mitarbeiter: Muß man sich in der Gaststätte plazieren lassen? 
Justitiar: Abgestimmt mit dem oben genannten Staatsorgan, 
Abteilung Handel und Versorgung, kann der Zutritt zu den Gast- 
räumen von einer Einweisung durch das Bedienpersonal abhän¬ 
gig gemacht werden, um in den Spitzenzeiten den Gästestrom 


Gesundheits-, Arbeits¬ 
und Brandschutz 
im künstlerischen 
Volksschaffen 

(6/1986. S. 261) 



Chorleiter: Aus meiner langjährigen Praxis heraus kann ich zu¬ 
nächst bestätigen, daß unsere Chorarbeit wie auch jede andere 
volkskünstlerische Betätigung eine hohe gesellschaftliche 
Wertschätzung erfahren. Kürzlich wurden wir aber bei einem 
Auftritt aufgefordert, uns anstatt auf Chorstufen (die nicht vor¬ 
handen waren) auf Stühle zu stellen, die nicht einmal trittsicher 
waren. Erst nach meinem, energischen Protest wurde eine an¬ 
dere Möglichkeit der Choraufstellung gefunden. Dabei mußten 
in bezug auf das Bühnenbild und die akustischen Möglichkeiten 
Zugeständnisse gemacht werden, aber die Gefährdung der 
Sänger war wenigstens beseitigt, üegt in solcher Zumutung 
nicht ein gewisser Widerspruch? 

Klubleiter: Obwohl Sie als künstlerischer Leiter nicht automa¬ 
tisch auch als Verantwortlicher für den Gesundheits-, Arbeits¬ 
und Brandschutz, kurz GAB-Verantwortlicher genannt, anzuse¬ 
hen sind, wie sie in unseren Ämtern und Dienststellen wirksam 
werden, kann ich ihre Handlungsweise nur unterstützen. Wenn 
wir mit den Möglichkeiten des künstlerischen Volksschaffens 
Freude und Entspannung, Geselligkeit und Unterhaltung berei¬ 
ten, die künstlerischen Talente entdecken und ihre schöpferi¬ 
schen Fähigkeiten entwickeln wollen, ist es unerläßlich, alle im 
künstlerischen Volksschaffen Mitwirkenden und die Besucher 
ihrer Veranstaltungen vor Gefährdungen zu schützen und ihre 
Gesundheit sowie ihr Eigentum vor Schaden zu bewahren. 
Chorleiter: Die Anforderungen, die zur Gewährleistung des Ge¬ 
sundheits-, Arbeits- und Brandschutzes an die Volkskunstkol¬ 
lektive gestellt werden, dürften dabei sehr unterschiedlich sein. 


Klubleiter: Die real wirkenden Bedingungen sind für einen Chor 
natürlich anders als zum Beispiel für ein Artistenkollektiv, für ei¬ 
nen Textilzirkel anders als für einen Keramikzirkel. Es ergeben 
sich also sehr spezifische, nicht selten auch erhöhte Anforde¬ 
rungen. Dabei ist zu bedenken, daß in der Regel eine volks¬ 
künstlerische Betätigung - von den Leitern der Kollektive abge¬ 
sehen - ohne spezielle Ausbildung ausgeübt wird. Hin und wie¬ 
der sind aber auch alle speziellen Fertigkeiten, die sich die 
Volkskünstler nach und nach aneignen, mit erhöhten Risiken 
verbunden, wie bei den bereits erwähnten artistischen Auftrit¬ 
ten. 

Chorleiter: Wenn Sie mir sagten, daß ich als künstlerischer Lei¬ 
ter nicht automatisch auch für den Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutz verantwortlich bin, dann möchte ich gern erfah¬ 
ren, wer für dieses wichtige Gebiet die Verantwortung trägt 
und welche gesetzlichen Regelungen hierzu bestehen. 
Klubleiter: Auf der Grundlage der geltenden Gesetze und 
Rechtsvorschriften sind folgende Fakten zu beachten: 

— Volkskunstkollektive sind keine rechtlich selbständigen Insti¬ 
tutionen, keine juristischen Personen, sondern unbeschadet 
ihres zum Teil relativ eigenständigen Auftretens im gesell¬ 
schaftlichen Alltag rechtlich nur als Bestandteil ihres jeweili¬ 
gen Trägerbetriebes zu betrachten. Insofern tragen die Leiter 
der Ämter und Dienststellen, in deren Bereichen Volkskunst- 
kollektive vorhanden sind, auch uneingeschränkt die Verant¬ 
wortung für alle sich daraus ergebenden rechtlichen Situatio¬ 
nen. 

— Die Leitung der Trägereinrichtung ist somit nicht nur für die 
kulturpolitische, künstlerische und materiell-finanzielle Seite 
des Volkskunstschaffens, sondern auch für die Gewährlei¬ 
stung des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes verant¬ 
wortlich. 

Chorleiter: Mit welchen Rechtsvorschriften ist ihre Meinung 
konkret zu begründen? 

Klubleiter: Die rechtliche Verantwortung der Trägerbetriebe 
wird z. B. im § 3 der Anordnung vom 1. Dezember 1979 über die 
Förderung des bildnerischen Volksschaffens sichtbar (GBl. I 
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zu lenken, um Ordnung und Sicherheit zu gewährleisten. Diese 
Maßnahmen geschehen vor allem im Interesse des Gastes und 
der Gaststättenkultur. In den übrigen Fällen hat der Bürger un¬ 
gehindert Zutritt und prinzipiell freie Platzwahl, soweit nicht die 
Versorgungsaufgaben der Gaststätte beeinträchtigt werden. 
Mitarbeiter: Kann gewissen Bürgern der Einlaß in eine Gast¬ 
stätte verwehrt werden? 

Justitiar: Grundsätzlich steht es jedem Bürger frei, eine Gast¬ 
stätte aufzusuchen. Die Gaststätten haben allgemeine Versor¬ 
gungspflichten und dürfen sich grundsätzlich ihre Gäste nicht 
aussuchen. Ausnahmen von der allgemeinen Einlaßpflicht sind: 

- Die Gaststätte ist überfüllt. 

- Gegenüber dem Bürger besteht ein Gaststättenverbot gern. 
§§ 20, 20a der Verkaufseinrichtungsleiter-Anordnung. 

- Der Einlaßbegehrende ist betrunken oder stört in sonstiger 
Weise Ordnung, Ruhe und Sicherheit. 

- Bei Kindern oder Jugendlichen ist die zulässige Zeit, in der 
sie Gaststätten besuchen dürfen, vorüber: Kinder bis 14 
Jahre bis 19 Uhr, Jugendliche bis 16 Jahre bis 21 Uhr und Ju¬ 
gendliche bis 18 Jahre bis 22 Uhr (in Begleitung Erziehungs¬ 
berechtigter oder anderer Erwachsener jeweils zwei Std. län¬ 
ger). 

Mitarbeiter: In welcher Form muß mich die Gaststätte über ihr 
Angebot informieren? 

Justitiar: In allen Gaststätten müssen Speisen- und Getränke¬ 
karten, Angebotstafeln oder zumindest Preisverzeichnisse dem 
Gast einen Überblick über das Angebot an Speisen und Geträn¬ 
ken sowie über die im einzelnen geforderten Preise und zusätz¬ 
lichen Aufschläge geben. Die Speisen- und Getränkekarten be¬ 
ruhen auf dem Versorgungsauftrag der Gaststätten und sind 
dementsprechend zu gestalten und zu wechseln. Rechtlich ge¬ 
sehen sind Speisen- und Getränkekarten eine Aufforderung, 
eine Bestellung und damit ein Vertragsangebot abzugeben. Sie 
sind insofern für die Gaststätte verbindlich, soweit es die Be¬ 
zeichnung, die eingesetzten Rohstoffe, deren Menge, Qualität 
und den Preis der einzelnen Speisen und Getränke betrifft. Je¬ 


1980 Nr. 3, Seite 25). Dort heißt es ausdrücklich: „Im Rahmen 
seiner gesellschaftlichen Tätigkeit wird das Volkskunstkollektiv 
von seinem Leiter repräsentiert. Im Rechtsverkehr kann der Trä¬ 
ger den Leiter nach den dafür geltenden Rechtsvorschriften zur 
Vertretung bevollmächtigen" Eine analoge Regelung enthält 
die Anordnung vom 26. Februar 1980 über die Aufgaben, die 
rechtliche Stellung und die Finanzierung von Filmklubs (GBl, I, 
Nr. 12, Seite 104). 

Diese holprigen, verwitterten Bretter, „die die Welt bedeuten“, sind keines¬ 
wegs in einem Zustand, der Unfälle ausschließt. (Aufn. IPF) 



doch ist das ausgewiesene Speisen- und Getränkeangebot 
nicht bindend. Einschränkungen, wie z. B. die bekannten 
Kreuze vor der Speise, begründen wie beim Warenangebot der 
Verkaufseinrichtung keine Beschaffungs- bzw. Vertragsab¬ 
schlußpflicht. 

Mitarbeiter: Muß mich der Kellner über die Zusammenstellung 
einer Speise informieren? 

Justitiar: Wie alle Verkaufseinrichtungen müssen auch Gast¬ 
stätten informieren und beraten, insbesondere über Angebot, 
Charakter und Zusammensetzung von Speisen und Getränken, 
Preise sowie sonstige gastronomische Leistungen. Angaben 
auf Speisen- und Getränkekarten befreien nicht von einer sach¬ 
kundigen Information und Beratung. Eine nicht ausreichende 
oder falsche Information kann zur Abbestellung oder Qualitäts¬ 
reklamation führen. 

Mitarbeiter: Wie kommt nun — rechtlich gesehen - ein Bewir¬ 
tungsvertrag zustande? 

Justitiar: Die Bestellung entsprechend dem Speisen- und Ge¬ 
tränkeangebot der Gaststätte durch den Gast und die Annahme 
ohne Einschränkungen durch die Bedienung begründet den Be¬ 
wirtungsvertrag. Nachträglich durch das Gaststättenpersonal 
vorgenommene eigenmächtige Änderungen der aufgeführten 
Speisenkomponenten - andere Saucen, Gemüse oder Sätti¬ 
gungsbeilagen - sind Vertragsverletzungen. Der Gast kann in 
diesem Fall das Gericht zurückweisen. 

Mitarbeiter: Muß man in der Gaststätte etwas bestellen? 
Justitiar: In Gaststätten herrscht Bestellpflicht. Der Bürger, der 
eine Gaststätte betritt, erklärt grundsätzlich seine Bereitschaft 
zum Abschluß eines Bewirtungsvertrages. Inhalt und Umfang 
der Bestellpflicht ergeben sich aus dem Gaststättentyp. 

(G. Seyda) 


Chorleiter: Darin erkenne ich aber noch keine spezielle Rege¬ 
lung für die Gewährleistung des Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutzes in den Volkskunstkollektiven. 

Klubleiter: Wie der Leiter der Trägereinrichtung den Leiter des 
Volkskunstkollektivs - das kann ein künstlerischer Leiter oder 
ein Organisationsleiter sein - in bezug auf den Abschluß von 
Gastspielverträgen, den Kauf von Instrumenten usw. bevoll¬ 
mächtigen kann, ist dies auch hinsichtlich der Aufgaben eines 
GAB-Beauftragten möglich. Durch den Leiter der Trägereinrich¬ 
tung muß sorgfältig geprüft werden, welche Regelungen hierzu 
zu treffen sind. Vorteilhaft ist es, wenn der GAB-Bevollmäch- 
tigte im Volkskunstkollektiv auch im Trägerbetrieb für diese Fra¬ 
gen zuständig ist. Muß jedoch ein betriebsfremdes Leitungs¬ 
mitglied diese verantwortliche Aufgabe übernehmen, bedarf es 
einer schriftlichen Festlegung, die zweckmäßiger Weise als An¬ 
lage zur Trägecschaftsvereinbarung ausgestaltet werden soll. 
Chorleiter: Mit dem Einsatz eines GAB-Bevollmächtigten ist es 
nicht getan. Es müßten auch seine Aufgaben im Volkskunstkol¬ 
lektiv schriftlich festgelegt werden. 

Klubleiter: Dies ist sicher der schwierigste Teil unserer Be¬ 
trachtungen, weil - wie schon festgestellt - die Anforderungen 
in den einzelnen Genres der Volkskunst sehr unterschiedlich 
sein können. Es sind aber zumindest solche Aufgaben zu fixie¬ 
ren, wie 

die Belehrung der Volkskünstler über allgemeine Grundsätze 
des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes 

- die Durchsetzung besonderer Verhaltensanforderungen (z. B. 
auf der Bühne, in den Werkräumen) 

— die Gewährleistung der Schutzgüte (z. B. bei rnotorgetriebe- 
nen Töpferscheiben, elektronischen Musikinstrumenten oder 
Verstärkern). 

Chorleiter: Weil mir das Wohl unserer Sänger am Herzen liegt, 
werden wir in der nächsten Leitungsberatung erste Festlegun¬ 
gen treffen und gemeinsam mit der Leitung unseres Trägerbe¬ 
triebes der Trägerschaftsvereinbarung für das kommende Jahr 
eine solche Anlage beifügen. 

(H. Rick) 
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RUNDSCHAU 


Die Erfüllung der TWK1.8. - 
Sache eines jeden 
Kollektivmitgliedes 

Für die Mitarbeiter im Zustelldienst des PFA Prenzlau waren die 
Beschlüsse des XI. Parteitages der SED Anlaß zu neuen und hö¬ 
heren Verpflichtungen im sozialistischen Wettbewerb. In erster 
Linie galt es, die bevölkerungswirksamen Leistungen, insbeson¬ 
dere die TWK 1.8 „Arbeitsbereitschaft im Brief- und Zeitungszu- 
stelldienst" sowie die Qualitätskennziffern, fehlerfrei und in ho¬ 
her Qualität zu erfüllen. Die Mitarbeiter des Zustellerkollektivs 
„Makarenko" beim Post- und Fernmeldeamt Prenzlau sind sich 
bewußt, daß sie eine wichtige politische Arbeit leisten, da an ih¬ 
rer täglichen Arbeit durch die Bevölkerung die Leistungen des 
Post- und Fernmeldewesens mit gemessen werden. Und sie 
sind stolz darauf, daß diese TWK kontinuierlich mit 100 Prozent 
erfüllt werden konnte. 

Das Zustellerkollektiv besteht überwiegend aus Frauen. Die 
meisten von ihnen haben Kleinkinder zu versorgen. So kam es 
nicht selten vor, daß aus verständlichen Gründen plötzlich eine 
Tour neu besetzt werden mußte. Zur Überbrückung dieser Aus¬ 
fälle wurden Aussprachen mit den vorhandenen Mitarbeitern 
geführt, damit sie dafür gewonnen wurden, gelegentlich Zu¬ 
stellbezirke zusätzlich zur eigenen Tour zu übernehmen. An er¬ 
ster Stelle fanden wir hier bei unseren langjährigen Mitarbeite¬ 
rinnen Gehör, auf die man sich in jeder Bewährungssituation 
voll verlassen kann. Die Einsatzbereitschaft unserer Frauen 
ging oft so weit, daß die gerade begonnene Wäsche stehen 
blieb und statt der Schürze schnell die Uniform angezogen 
wurde, um eine entstandene Lücke zu schließen. Welch hohe 
Betriebsverbundenheit kommt hier zum Ausdruck! Nicht uner¬ 
wähnt bleiben darf, daß ein guter Kontakt auch zu anderen 
Dienststellen zwecks sozialistischer Hilfeleistung vorhanden ist. 
Um die Einsatzbereitschaft der Mitarbeiter zu stimulieren, ist es 
unbedingt erforderlich, daß der Dienststellenleiter die Leistun¬ 
gen seiner Mitarbeiter real und gerecht bewertet. Hierzu wer¬ 
den das Prämienlohnsystem und die Sofortprämiierung ge¬ 
nutzt. Als wesentlich betrachte ich es, im Kollektiv für eine gute 
Arbeitsatmosphäre zu sorgen. Jeder Dienststellenleiter ist gut 
beraten, wenn er auch den persönlichen Belangen seiner Mitar¬ 
beiter Beachtung schenkt. Dies fördert das Vertrauen zwischen 
ihm und seinen Mitarbeitern und trägt letztlich dazu bei, die Auf¬ 
gaben des Kollektivs zu lösen. 

Unsere Aktivitäten finden ihren organisatorischen Niederschlag 
im sozialistischen Wettbewerb. Das Kollektiv arbeitet nach ei¬ 
nem verteidigten Wettbewerbsprogramm, das durch die per¬ 
sönlichen Verpflichtungen eines jeden Kollektivmitgliedes 
untermauert wird. Unsere Leistungen werten wir laufend an der 
Wandzeitung öffentlich aus. In den Produktionsberatungen 
unterziehen wir unsere Ergebnisse einer kritischen Wertung, 
wobei jeder Mitarbeiter seinen persönlichen Plan vor dem Kol¬ 
lektiv abzurechnen hat. So ist es nur folgerichtig, daß das Kol¬ 
lektiv mehrmals mit dem Titel „Kollektiv der sozialistischen Ar¬ 
beit" ausgezeichnet werden konnte. Höhepunkt war für uns die 
Verleihung des Qrdens „Banner der Arbeit", Stufe II, im Jahre 
1979. 

Die TWK 1.8 ist nicht nur Schwerpunkt in unserem kollektiven 
Wettbewerb; sie nimmt auch einen wichtigen Platz im Lei¬ 
stungsvergleich gleichartiger Kollektive des Bezirkes sowie im 
Leistungsvergleich der Ämter des Bezirkes ein. Diese beiden 
Vergleiche sind ein hoher Ansporn; denn kein Zusteller möchte 
sich nachsagen lassen, daß er seinem Amt die Plazierung im 
Wettbewerb verdorben hat. Alles in allem läßt sich einschät¬ 
zen, daß erfolgreich gearbeitet wird, wenn 

- jeder Mitarbeiter sich mit seiner Aufgabe identifiziert 

- jeder Mitarbeiter ein gesundes Verhältnis zur Qualität — 
sprich Null-Fehler-Arbeit — hat 



Die Hauptzustellerin Sekretär Edith MaaS und die Zustellerin Oberassistent 
Margit Dahlke bei der Zuschrift der Sendungen (Aufn. Sieker, Prenzlau) 


- jeder Mitarbeiter an seiner Bewußtseinsentwicklung ständig 
arbeitet 

- jeder Mitarbeiter entsprechend seinen Leistungen stimuliert 
und anerkannt wird. 

Qberinspektor Eduard Freese, Dienststellenleiter Zustellung im 
PFA Prenzlau 

Immatrikulation an der HfV 

/ 

Am 10. September 1986 sind an der Hochschule für Verkehrs¬ 
wesen „Friedrich List" Dresden durch Rektor Prof. Dr.-Ing. ha¬ 
bil. Peter Gräbner 900 neue Direkt- und Fernstudenten sowie 
Studierende des Industrie-Instituts immatrikuliert worden. 
Unter den Repräsentanten des Transport- und Nachrichtenwe¬ 
sens befanden sich der Staatssekretär im Ministerium für Post- 
und Fernmeldewesen, Dr. Manfred Calov, und der Stellvertreter 
des Ministers für Verkehrswesen Dr. Dieter Wöstenfeld. 

In den zurückliegenden 34 Jahren hat die HfV 19 000 junge 
Menschen zum Diplom und 1600 Nachwuchskader zur Promo¬ 
tion A bzw. B geführt. Durch die Schaffung von Lehrlabors für 
Mikrorechentechnik entstanden die Grundlagen für eine durch¬ 
gängige Informatik-Ausbildung der Studenten. Im Studienjahr 
1986/87 betreut die HfV 262 ausländische Studenten und Aspi¬ 
ranten aus 41 Ländern Europas, Asiens, Afrikas und Lateiname¬ 
rikas. 

Unter den 1986 emeritierten und?br Immatrikulationsfeier ver¬ 
abschiedeten Hochschullehrern befand sich der viele Jahre auf 
dem Gebiet der Technik und Technologie an der Sektion Tech¬ 
nische Verkehrskybernetik tätige Prof. Dr. sc. techn. Karl-Heinz 
Kleinau. 

Mit der „Friedrich-List-Plakette" der HFV ist der Leiter der Be¬ 
zirksdirektion Schwerin der Deutschen Post, Oberdirektor 
Dr. oec. Gerhard Troschke, ausgezeichnet worden. Den „Fried- 
rich-List-Preis" t. Klasse erhielt ein Kollektiv von Absolventen 
und Studenten der Sektion Technische Verkehrskybernetik für 
die im Rahmen eines Jugendobjektes für die Lehre und For¬ 
schung entwickelte Digitale Muster-Fernsprechzentrale. 
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Haack-Atlas Weltverkehr, 
ein Weltatlas des Transport- 
und Nachrichtenwesens 

Anläßlich des 200jährigen Bestehens der Geographisch-Karto¬ 
graphischen Anstalt Gotha, heute VEB Hermann Haack, ist die¬ 
ser «Atlas (EVP DDR 68,- M) im Fachbuchhandel erschienen. 
Damit wird erstmalig in der Welt in einem thematischen Welt¬ 
atlas in ebenso wissenschaftlicher wie populärer Form das 
Transport- und Nachrichtenwesen komplex dargestellt. Ein Au¬ 
torenkollektiv von Verkehrswissenschaftlern unter Leitung von 
Prof. Dr. Günter Jacob (t) und Prof. Dr. Stefan Noack {Hoch¬ 
schule für Verkehrswesen „Friedrich List" Dresden) hat in Zu¬ 
sammenarbeit mit dem Gothaer Verlag einen umfassenden und 
anschaulichen Überblick über das Verkehrsgeschehen des Per¬ 
sonen-, Güter- und Nachrichtenverkehrs der Staaten der Erde 
erarbeitet. Der Atlas enthält 57, in der Mehrzahl doppelseitige 
Karten mit zahlreichen Nebenkarten, Diagrammen und Graphi¬ 
ken, denen ein umfangreicher Erläuterungstext mit einem Ver¬ 
zeichnis wichtiger Fachtermini voransteht. Dazu kommt die Zu¬ 
sammenstellung der Legenden aller Hauptkarten in den Spra¬ 
chen Deutsch, Englisch, Französisch, Spanisch und Russisch. 
Der Kartenteil gliedert sich in acht Erd- und 49 Erdteilkarten, auf 
denen die Verkehrszweige Eisenbahnverkehr, Kraftverkehr, 
Luftverkehr, See- und Binnenschiffahrt, Rohrleitungstransport 
sowie das Nachrichtenwesen in komplexer und zweigspezifi¬ 
scher Form dargestellt ist. Dem Betrachter werden vielfälttge 
Informationen über die Leistungsproportionen der Verkehrspro¬ 
zesse der einzelnen Verkehrszweige in Form von Karten, Dia¬ 
grammen oder Graphiken angeboten. Für die Beschäftigten der 
Deutschen Post sind vor allem die kartographischen Darstellun¬ 
gen des Nachrichtenverkehrs (Post- und Zeitungswesen, Fern¬ 
melde- und Funkverkehr) von Interesse. Für die einzelnen Län¬ 
der werden dazu Angaben über die postalische Erschließung 
(Einwohner je Postdienststelle), das Brief-, Paket- und Zeitungs¬ 
aufkommen, die fernmeldemäßige Erschließung (Sprechstellen 
je 100 Einwohner), das Aufkommen an Orts- und Ferngesprä¬ 
chen sowie Telegrammen und die funkmäßige Erschließung 
(Rundfunk- und Fernsehstationen, Küstenfunkstellen und Erde¬ 
funkstellen des Satellitenverkehrs) gebracht. (R.T.) 


.Empfangablatt" - ernaut ein Fachbagriff aua dam Talagrammdianst dar DP. 
So abar dautat Humorzaichnar Frank Stagar, Plauan, diaaan Auadruck. VVir 
mainan - gutar Lohn für goto Arbait iat voll barachtigt. Ea gibt abar Lauta, dia 
- vor allam bai Faiarabandtdtigkait - ohna Gawiaaanabiaaa im Nahman groß- 
zügigar sind als im Gaban. 








Eine Waage 
ohne Gewichte 

Das Verhalten elektrischer Ladungen in modernen elektrischen 
Kommunikationssystemen bedarf einer exakten Deutung. Ei¬ 
nige der ersten dafür erforderlichen wissenschaftlichen Gesetz¬ 
mäßigkeiten erforschte ein französischer Physiker, Charles 
Augustin de Coulomb. Von einer in Südfrankreich ansässigen 
begüterten adligen Familie stammend wurde er am 14. Juni 
1736 in Angouleme geboren. Nach seinem in Paris absolvierten 
Studium der Mathematik und der Naturwissenschaften wählte er 
den „standesgemäßen" Offiziersberuf. In seiner Eigenschaft als 
Pionieroffizier war Coulomb zunächst neun Jahre lang auf der 
karibischen Insel Martinique mit der Leitung von Festungsbau¬ 
arbeiten betraut. Die dort beobachteten Mißstände der kolonia¬ 
len Ausbeutung ließen den Adligen später zu einem Sympathi¬ 
santen der Französischen Revolution werden. Zur Ablenkung 
von dem eintönigen Dienst beschäftigte sich Coulomb neben¬ 
her mit wissenschaftlichen Arbeiten auf den Gebieten der Me¬ 
chanik und Statik. Das ungewohnte Klima auf Martinique unter¬ 
grub jedoch bald seine Gesundheit, so daß er 1776 nach Frank¬ 
reich zurückkehrte. 

Die weitere wissenschaftliche Tätigkeit Coulombs galt der Ver¬ 
vollkommnung von Navigationseinrichtungen und der Erfor¬ 
schung von Problemen des Magnetismus. Eine neuartige Kom¬ 
paßkonstruktion sowie verschiedene ingenieurwissenschaftli¬ 
che Arbeiten bewirkten, daß ihn die Französische Akademie der 
Wissenschaften zu ihrem Mitglied ernannte. Seine im Jahre 
1785 konstruierte Drehwaage, die später nach ihm benannte 
Coulombsche Waage, beruhte auf der Torsion von Drähten. Er 
nutzte dabei jene Erkenntnisse, die er ein Jahr zuvor bei der 
Untersuchung von Reibungsvorgängen, dem FestigkeitsverhaL- 
ten der Körper und von Torsionsschwingungen gewonnen 
hatte. 

Die Coulombsche Waage war das erste brauchbare Instrument 
für quantitative elektrostatische und magnetostatische Messun¬ 
gen. Mit dieser Waage fand Coulomb die ebenfalls nach ihm 
benannten Gesetze über die Kraftwirkungen zwischen elektri¬ 
schen Ladungen oder zwischen Magnetpolen und wurde damit 
zu einem der Begründer der Magneto- und Elektrostatik. Die Er¬ 
gebnisse seiner Forschungen auf dem Gebiet der Elektrizität 
und des Magnetismus veröffentlichte er in sieben grundlegen¬ 
den Werken, die zwischen 1785 bis 1789 entstanden. 

Außer auf wissenschaftlichem Gebiet war Coulomb auch in 
mehreren öffentlichen Ämtern tätig. Hierbei erwarb er sich Ver¬ 
dienste um die Organisation und Verbesserung des französi¬ 
schen Unterrichtswesens. Des weiteren war er als Generalin¬ 
spekteur für Gewässer und Quellen eingesetzt. Da er jedoch in 
Opposition zur Mißwirtschaft Ludwigs XVI. stand, mußte er 
seine öffentliche Tätigkeit aufgeben. Mit Ausbruch der Franzö¬ 
sischen Revolution zog sich Coulomb 1789 auf sein Gut bei 
Blois zurück, um sich dort ausschließlich der wissenschaftli¬ 
chen Arbeit zu widmen. 

Napoleon Bonaparte setzte nach seinem Machtantritt den rühri¬ 
gen Wissenschaftler wieder in die alten Ämter ein, die jener al¬ 
lerdings nur noch wenige Jahre ausüben konnte. Charles 
Augustin de Coulomb verstarb in Paris am 23. August 1806. Ihm 
zu Ehren wird die elektrische Ladung (Q) in Coulomb (C) ange¬ 
geben. Im Internationalen Einheitensystem gilt: 1 C = 1 As. 
Amtmann Gerhard Weinreich, BS der BDP Halle 
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Lotterien im Wandel 
der Zeiten (VIII) 

(Teil I s. dDP, Heft 2/1979, S. 92; Teil II s. Heft 2/1980, S. 92; Teil 
III s. Heft 3/1981, S. 136; Teil IV s. Heft 3/1982, S. 140; Teil V s. 
Heft 4/1983, S. 178; Teil VI s. Heft 3/1984, S. 132; Teil VII s. Heft 
3/1985,S. 131) 

Während sich die meisten Waren auch ohne Werbung mehr 
oder weniger gut verkaufen lassen und heute viele Dienstlei¬ 
stungsbetriebe sogar ohne Öffentlichkeitsarbeit bis zur Grenze 
der Kapazität ausgelastet sind, mußten Lotterieunternehmen 
und ähnliche Einrichtungen stets für Reklame sorgen, weil ihre 
Dienste nicht unbedingt zu den Grundbedürfnissen der Bürger 
zählen. Dabei gibt es bei dem erklärten Ziel, einen möglichst 
hohen Umsatz zu erzielen, sehr unterschiedliche Formen und 
Methoden. Sie reichen von lauten Anpreisungen und oft kerni¬ 
gen Sprüchen, mit denen Besitzer von Glücksbuden auf Jahr¬ 
märkten und Volksfesten ihre Dienste anboten, bis zur Wer¬ 
bung in Zeitungen, Zeitschriften oder im Fernsehen, deren sich 
auch der VEB Vereinigte Wettspielbetriebe in der DDR bedient. 
Auch die Post wurde und wird in vielen Ländern für die Re¬ 
klame der Lotterieunternehmen in Anspruch genommen. Ältere 
Bürger erinnern sich noch an die als Drucksachen von den Lot¬ 
terieeinnehmern eingehenden Losangebote. Diese Art der Wer¬ 
bung wurde noch lange Zeit für die „Sächsische Landeslotte¬ 
rie" und später für das Versandspiel im Zahlenlotto, das von 
den Lotterieeinnehmern betrieben wurde, genutzt. Den Werbe¬ 
sendungen war häufig ein mit Postwertzeichen freigemachter 
Umschlag für den Versand der Bestellung beigefügt, oder die¬ 
ser Umschlag enthielt den Eindruck, daß der Empfänger (Lotte¬ 
rieeinnehmer) die Gebühr zahlt, „falls der Absender keine 
Marke zur Hand hat" (Werbedrucksache). 

Mit wohlgesetzten Worten warb schon der Lotterieeinnehmer 
Carl Friedrich Müller aus Frankfurt am Main im April 1822 um 
neue Kunden (Bild 16). Auch der Aberglaube und die angebli¬ 
che Abhängigkeit des persönlichen Gewinns vom Stand der 

Bild 16 So warb man im Jahra 1822. 




Bild 17 Versuchen kann man's ja mal. Doch wenn's klappt, ist's reiner Zufall. 
Und wenn nicht, nennt man's Pech. 


Sterne mußten immer wieder als Werbemittel herhalten. Dabei 
wurden die Tierkreiszeichen und die Geburtstage oder andere 
wichtige Daten im Leben der Spielteilnehmer in Verbindung ge¬ 
bracht (Bild 17). 

Für die Lotteriewerbung mußten oft auch rührselige Geschich¬ 
ten über brave und fleißige Menschen herhalten, die sich an¬ 
geblich jahrelang die Beträge für ein Los der Klassenlotterie 
buchstäblich vom Munde abgespart hatten, denen dann aber 
im Augenblick größter materieller Not ein namhafter Gewinn 
zufiel. Ein Prospekt der „Deutschen Reichslotterie" (Mai 1939 
bis 1945, s. Teil IV, dDP, Heft 3/1982, S. 140) enthielt vier sol¬ 
cher Beiträge und warb mit einem hanebüchen demagogischen 
Text für die Teilnahme an der Lotterie: „Lesen Sie die folgen¬ 
den Begebenheiten und spielen Sie mit in der großen Gemein¬ 
schaft! Kaufen Sie ein Los oder erneuern Sie Ihr altes - gerade 
im Kriege bringt ein Gewinn besondere Freuden (siel), und die 
Deutsche Reichslotterie, die größte und günstigste Klassenlot¬ 
terie der Welt, geht auch jetzt unverändert weiterl" 

Das Vertrauen der Spielteilnehmer zum Lotterieunternehmen 
wird nicht nur durch eine zugkräftige Werbung gefestigt. Wich¬ 
tig ist, daß die Gewinne nach den festgelegten Bedingungen 
ordnungsgemäß ermittelt werden und zur Auszahlung kom¬ 
men. Deshalb wurde bei Lotterien und Ausspielungen Wert dar¬ 
auf gelegt, daß die Ziehungen öffentlich vor sich gingen und 
unabhängige Beobachter (z. B. Notare) den ordnungsgemäßen 
Ablauf kontrollierten. Durch das Fernsehen kann jetzt jede Wo¬ 
che eine große Anzahl Zuschauer die Ziehungsvorgänge beob¬ 
achten und sofort die Ergebnisse zur Kenntnis nehmen. Trotz¬ 
dem sind auch noch Mitarbeiter des Staatlichen Notariats bei 
den Ziehungen anwesend, und die Ergebnisse werden durch 
gedruckte amtliche Bekanntmachungen (Ergebnisspiegel) be¬ 
stätigt und in den Annahmestellen ausgehängt. 

Die Ermittlung der Gewinnlose bei den Klassenlotterien erfor¬ 
derte stets einen hohen organisatorischen Einsatz. So waren 
bei der „Sächsischen Landeslotterie" zweimal im Jahr an je¬ 
weils 40 Ziehungstagen aus 200 000 Losnummern rd. 90 000 Ge¬ 
winne zu ermitteln und in „nichtamtlichen" Tages- sowie in 
„amtlichen" Gesamtgewinnlisten zu veröffentlichen. Umfang¬ 
reiche Kontrollen dienten dazu, jeden Fehler auszuschließen. 
Nach Erscheinen der amtlichen Gewinnlisten hatte jeder Losin¬ 
haber Anspruch auf seinen Gewinn, der gegen Rückgabe des 
Loses ausgezahlt wurde. 

Während bei den Vorläufern der Losbrieflotterien im 16. Jahr¬ 
hundert (Glückstopf oder Glückshafen) zunächst jedes Los mit 
dem Namen des Käufers gekennzeichnet wurde, um Irrtümer 
oder Streitigkeiten zu vermeiden, gab es dann eine durchge¬ 
hende Numerierung der Lose, wobei der Käufer die Möglichkeit 
hatte, das Los durch Zusätze zu kennzeichnen. Diese Zusätze 
bestanden u. a. aus Buchstaben, Ziffern, Namen und Ortsanga¬ 
ben, aus lustigen oder ernsten Hinweisen oder aus Festlegun¬ 
gen, welchem Zweck ein möglicher Gewinn dienen sollte. Sol- 
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Bild 18 Mehr oder weniger originelle 
Zusätze für die Bezeichnung ihrer 
Lose durch Mitspieler einer Lotterie 
von 1764 


che Zusätze enthält auch die Gewinnliste der „Leipziger Lotte¬ 
rie“ von 1764 (Bild 18). 

1810 wurde in Preußen die „Güterausspielung" als eine beson¬ 
dere Lotterieform eingeführt (s. Teil VI, dDP, Heft 3/1984, S. 
132). Eine solche Art „Lotterie" gibt es jetzt noch in den USA. In 
einem Artikel über die Lage der Farmer in den Vereinigten Staa¬ 
ten von Amerika „(Die Weltbühne", Heft 11 vom 18. März 1986, 
S. 336) schreibt David Fischer (New York): „Die Farmer reagie- 

HVSt mit Örtlich getrenntem Betrieb 

Bedingt durch Erweiterungsmaßnahmen mußte entschieden 
werden, die Hauptvermittlungsstelle (HVSt) Erfurt in einem an¬ 
deren Gebäude neu unterzubringen. Was lag näher, als gleich¬ 
zeitig eino Rekonstruktion der technischen Einrichtungen vorzu¬ 
sehen. Schvvierigstes Problem dabei war, bei laufendem, unun¬ 
terbrochenem Betrieb die Verlagerung und Rekonstruktion vor¬ 
zunehmen. Die Größe einer solchen HVSt und die gegebenen 
technisch-technologischen Bedingungen zwangen dazu, in Teil¬ 
schritten vorzugehen, so daß zeitweilig das in sich geschlos¬ 
sene technische System räumlich getrennt untergebracht wer¬ 
den und trotzdem seine Funktionen ohne Einschränkung wahr¬ 
nehmen mußte. 

Im Mai 1986 wurde die 1. Ausbaustufe der neuen HVSt Erfurt in 
Betrieb genommen. In dieser Vermittlungsstelle sind erstmals 
ausschließlich elektronische Umsetzer eingesetzt. Die speziell 
für die HVSt Erfurt entwickelten und produzierten TFUs (ge¬ 
hend und kommend) ermöglichen in Verbindung mit dem Grup¬ 
penverbinder des S 65 eine vierdrähtige Durchschaltung der 
Ferngesprächsverbindungen. Die TFUs arbeiten mit dem im 
Netz der Deutschen Post eingesetzten TFGaUs und ARM-Lei- 
tungsumsetzern zusammen. Änderungen in den Gegenstellen 
sind nicht oder nur in geringem Umfang erforderlich. 

Mit der 1. Ausbaustufe wurden nur die an die HGW/HGV- 
9-Gruppe angeschalteten HVSt zur neuen HVSt Erfurt S- 
65-Vierdraht geschwenkt. Die Verkehrsabwicklung der übrigen 
HVSt geschieht vorerst noch über die alte HVSt Erfurt. In der 
Übergangsphase bis zur vollständigen Umschaltung muß also 
die Funktion der HVSt Erfurt durch den Betrieb von zwei Ver- 


ren auf unterschiedliche Art und Weise. Bud und Hazel Hirst 
zum Beispiel, ein Farmer-Ehepaar aus Arizona, haben ihre Not 
in Verse gekleidet. Mit dem Erlös ihres Gedichtbandes, genannt 
.Bitter Harvest' (Bittere Ernte), wollen sie wenigstens so viel 
verdienen, daß sie ihre Schulden bezahlen können. Jeder, der 
ein Buch kauft, erwirbt außerdem ein Los für eine Lotterie. Ein¬ 
ziger Gewinn: die Farm." 

(R. Wolfgang, Berlin) (Schluß der Folge) 


mittlungsstellen wahrgenommen werden, die örtlich getrennt 
sind. 

Durch die vorübergehende, Trennung der HVSt Erfurt in den 
HGV-O-Teil (alte HVSt) und HGV-9-Teil (neue HVSt) war auch 
eine Aufteilung der Bündel der an die HVSt Erfurt angeschlos¬ 
senen Knotenvermittlungsstellen (KVSt) erforderlich. Dabei 
mußten die Bündel zu den KVSt entsprechend dem zu erwar¬ 
tenden Verkehrsanteil aus den beiden Teil-HVSt geteilt werden. 
Auch die Instandhaltung der technischen Einrichtungen war 
nun ohne zusätzliche Arbeitsplätze im erforderlichen Umfang 
und in ausreichender Qualität einschließlich der Betriebsgüte¬ 
bestimmung und der Verkejirsmessungen auszuführen. 

Eine wesentliche Unterstützung in der neuen HVSt wird vom 
Einsatz der Überwachungs- und Verkehrsmeßeinrichtung 
(ÜVME) erwartet. Die permanente Überwachung der Leitungen 
und anderer technischer Einrichtungen der neuen HVSt Erfurt 
soll zur Sicherung einer ausreichenden Güte des SWFD beitra¬ 
gen und den Instandhaltungsaufwand (z. B. für manuelle Prü¬ 
fungen) senken. Außerdem können mit der ÜVME die Verkehrs¬ 
messungen effektiver als bisher üblich ausgeführt werden. 
Durch den Einsatz der elektronischen TFUs in Verbindung mit 
einer mikrorechnergesteuerten Überwachungs- und Prüftech¬ 
nik ist eine optimale Instandhaltung gewährleistet, so daß beim 
vorgesehenen Endausbau der neuen HVSt Erfurt nur rd. zehn 
Arbeitskräfte benötigt werden. Bis zum Erreichen dieses Zieles 
gilt es jedoch, die komplizierten Bedingungen der Instandhal¬ 
tung des räumlich getrennten technischen Komplexes zu si¬ 
chern, was den dafür verantwortlichen Mitarbeitern viel Organi¬ 
sationsvermögen abverlangt. 

Rat Dipl.-Ing. Kurt Heublein, Bearbeiter Vermittlungstechni¬ 
scher Dienst bei der BDP Erfurt 
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Mit eiligen Boten unterwegs 
im Altenburgischen 

Auch als es um die Mitte des vorigen Jahrhunderts ein bereits 
vielfältig entwickeltes Postwesen gab, als Postkurse das ganze 
Land durchzogen und die ersten Eisenbahnen mit bis dahin un^ 
bekannten Geschwindigkeiten die Menschen verblüfften, besa¬ 
ßen private Boten noch eine nicht zu unterschätzende Bedeu¬ 
tung für das Verkehrswesen. Mit welchen Leistungen sie in der 
Zeit der damaligen industriellen Revolution allerdings gegen ihre 
staatlichen Konkurrenten anzutreten hatten, ist selbst für un¬ 
sere heutigen Vorstellungen äußerst bemerkenswert. 

Da veröffentlichte zum Beispiel der Schnelläufer Karl Heben¬ 
streit jun. - von Leipzig aus fuhren schon die ersten .Dampf¬ 
züge" in Richtung Dresden, und vier Jahre später sollte auch 
die Sächsisch-Bayrische Staatseisenbahn Altenburg erreichen 
- am 8. Mai 1838 im Herzoglich Sachsen-Altenburgischen 
Amts- und Nachrichtenblatt eine Anzeige, die diese Feststel¬ 
lung nachdrücklich unterstreicht. Zumal wenn man weiß, daß 
der „Altenburger Postbericht" (eine „Uebersicht sämtlicher Eil- 
wagen-, Brief- und Fahr- Post-Einrichtungen bei dem Herzog¬ 
lich Sachsen-Altenburgischen Fürstlich Thurn- und Taxischen 
Grenz- Postamte zu Altenburg. Im Januar 1837)" für die in der 
Hebenstreitschen Bekanntmachung genannten Touren eben¬ 
falls wöchentlich mehrfach oder täglich verkehrende Brief-, Eil¬ 
oder Fahrpostverbindungen anbot, die Entfernungen der Post¬ 
kurse nach Leipzig mit 5 f/4, nach Dresden mit 12 1/4 und nach 
Weimar mit 11 1/2 Meilen bezifferte und beispielsweise die 
Fahrzeit des Dresdener Eilwagens mit 13 Stunden angab. Fra¬ 
gen zu des Schnelläufers, an Hauffs „Geschichte von dem klei¬ 
nen Muck" erinnernde Offerte bleiben aber auch dann, wenn 
man seine läuferischen Angebote und die sich daraus ergeben¬ 
den Geschwindigkeiten keiner allzu kritischen Wertung unter¬ 
zieht. Kündigte er derart Staunenswertes völlig zurecht an, 
oder war es seine Geschäftstüchtigkeit, um derentwillen er 
übertrieb? 

Doch begeben wir uns, statt weiteren Motiven des osterländi¬ 
schen Schnelläufers nachzuspüren, in die dreißiger Jahre unse- 


6) unfwjeidimtrt ^liett^tttget 
Sd()iteniättfet empfehle mi(^ b«m 
(btttn ^ublifum jut f(bncUf!«n unb biUigßm 
2(u0fubrun9 irb«6 c):pr(fr(n SBrg« aI6 (Eilbote in 
bif un^rritr. 3(b laufe in bre l^ngflea 
Zoixt 13i fDicilc tigli(br 2 0(uns 
ben iEBrg6 in bet ttmgegenb VUenburg6 in 
50 SD^inulen (in unb geffi in 

3 ^Cunbin nad) Seipiig, in 7 0tunbcn 
(in unb jucücf; in 8^ 0tunbe nad) 
^ceaben, ja, »enn eS notbig fe^n foUu, in 
einem 2age bin unb guiücf, felbfi tvenn 
biefet 9Beg ben anbetn 3^ag mupte toicbet» 
boit tvrtbcn; in 3-4 0tunbc nad) (^b<ninib# 
in 1 i @ t u n b e nad) 9 e n i g, in } 01 u n > 
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Giloege habe id) bie licbtigficn 2(ttc(late aufju* 
weifen unb werbe bei gmctgCec S3e(Iettung jeigen, 
ba| i(b witKid) ein fdinrllet Sdufet bin. 

^arl •{)eben|lceiC jan., 
ouf bet üebciggiube bei meinen ^((ern 
wobnbafr. 


res Jahrhunderts. Denn auch als ein weitgehend flächendek- 
kendes Postverkehrsnetz vorhanden war, als die Kraftwagen 
und die Eisenbahnen kaum einen Ort unberührt ließen, betrieb 
man noch - hauptsächlich auf dem Lande - ein organisiertes 
Botenwesen. Ein sehr aufschlußreiches Beispiel dafür finden 
wir im Altenburger Adreßbuch vom Juni 1931. „Ankunft und Ab¬ 
gang der Boten zwischen Altenburg und benachbarten Ort¬ 
schaften" ist dort eine Veröffentlichung überschrieben. Aus ihr 
erfahren wir, daß 21 Boten regelmäßig, meist mittwochs und 
samstags, freitags und an Markttagen, oder auch nur bei Be¬ 
darf, sternförmig aus 19 Richtungen kommend, die Verbindung 
von mehr als 30 Orten, darunter den im Sächsischen gelegenen 
Orten Borna, Frohburg und Kohren, mit der ehemaligen Resi¬ 
denzstadt herstellten. Ankunft und Abgang vollzogen sich nach 
einem feststehenden Ritual. Jeder Bote kehrte bei einem be¬ 
stimmten Gastwirt oder Händler ein und war nach Erledigung 
seiner Aufträge bereit, auch solche für den Heimweg entgegen¬ 
zunehmen. Bei der Besorgung ihrer Geschäfte mußten die 
„Nachfolger Hebenstreits" freilich darauf achten, daß sie ge¬ 
wissermaßen unterhalb der Schwelle des Postzwanges blieben, 
anderenfalls hätte das durchaus als Defraudation bestraft wer¬ 
den können. Ob sie auch den bekannten Altenburger Ziegen¬ 
käse von den „Malchern" und „Märchen" (so nannte man die 
Altenburger Bauern und Bäuerinnen) mit zu den Städtern 
brachten, ist nicht bekannt. Fest steht aber, daß mit ihrer Hilfe 
der Austausch von Nachrichten und Neuigkeiten aller Art zwi¬ 
schen Stadt und Land sehr gut funktionierte. Dazu werden sie 
aber, falls sie ihre Wege zu Fuß zurücklegten, kaum Heben- 
streitsche Geschwindigkeitsrekorde gebrochen haben. 

Hauptrat Dipl.-Ing.-Ök. Bernd Haube, BDP Leipzig 

Flexible Automatisierung 

Unter diesem Titel erschien im Verlag Die Wirtschaft, Berlin 
1986, eine Broschüre, die den Untertitel „Schlüsseltechnologie 
für höhere Produktivität und Effektivität" trägt (von einem Auto¬ 
renkollektiv unter Leitung von Prof. Dr. Gerhard Proft, Stellver¬ 
treter des Leiters des Ökonomischen Forschungsinstituts der 
Staatlichen Plankommission, 96 Seiten mit einigen Grafiken 
und Tabellen, Format A 5, EVP DDR ^,90 M). Das Heft geht da¬ 
von aus, daß heute mehr und mehr die Mikroelektronik, die mo¬ 
derne Rechentechnik und die rechnergestützte Konstruktion, 
Projektierung und Steuerung der Produktion das Leistungsver¬ 
mögen der Volkswirtschaft bestimmen. In enger Wechselwir¬ 
kung damit werden andere Schlüsseltechnologien, wie flexibel 
automatisierte Fertigungssysteme, neue Bearbeitungsverfah¬ 
ren und Werkstoffe, Biotechnologie, Kernenergie und Laser¬ 
technik, erfolgreich eingeführt. 

HfV mit umfangreichem 
Weiterbildungsangebot 

Die Hochschule für Verkehrswesen „Friedrich List" hat für den 
Zeitraum von 1986 bis 1990 einen Katalog mit 70 Weiterbil¬ 
dungsmaßnahmen herausgegeben. Den Kombinaten, Betrie¬ 
ben und Dienststellen deS Transport- und Nachrichtenwesens 
und der Industrie wird damit eine breite Palette von im Regelfall 
zweijährigen postgradualen Studien mit Fachabschluß sowie 
von meist fünftägigen Lehrgängen zu speziellen Problemen ge¬ 
boten. Für die Kader des Post- und Fernmeldewesens begann 
1986 ein postgraduales Studium zur Kader und Bildungsarbeit 
im Transport- und Nachrichtenwesen. 1987 gibt es postgradu¬ 
ale Studien über die Entwicklungstendenzen der Verkehrs- und 
Betriebswirtschaft im sozialistischen Nachrichtenwesen, über 
die Arbeitsgestaltung und die Informatik im Transport- und 
Nachrichtenwesen (s. dDP, Heft 5/1986, S. 217). Kurzlehrgänge 
behandeln 1986 ausgewählte ökonomische Probleme des 
Transport- und Nachrichtenwesens, die Anwendung der Mikro¬ 
rechentechnik in der Ökonomie des Transport- und Nachrich¬ 
tenwesens, Fragen der Posttechnologie sowie die Digitaltech¬ 
nik im Fernsprech- und Fernschreibwesen. Im nächsten Jahr 
folgen Kurzlehrgänge zu Problemen der Fosttechnik und zur di¬ 
gitalen Fernsprechvermittlungstechnik. - Interessenten wen¬ 
den sich bitte an die Hochschule für Verkehrswesen „Friedrich 
List", Abt. Weiterbildung, Friedrich-List-Platz 1, Dresden, 8010. 
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Erfolgreiche Volkskunstarbeit 
im Territorium 

Es begann mit den Betriebsfestspielen des PFA Hagenow im 
Jahr 1972. Die Mitglieder seiner Kollektive waren aufgefordert, 
mit eigenen volkskünstlerischen Beiträgen die Spiele zu berei¬ 
chern. Das sollte als Beitrag zu den 15. Arbeiterfestspielen be¬ 
trachtet werden, die damals in unserem Bezirk und auch in un¬ 
serem Kreis stattfanden. So entstand ein Kulturprogramm — ein 
erster zaghafter Versuch einer kleinen Gesangsgruppe, der üb¬ 
rigens nur Männer angehörten. Das Reservistenkollektiv bildete 
den Stamm dieses Kollektivs. Sein erster öffentlicher Auftritt 
fand nicht nur Anklang, sondern weckte in vielen sangesfreudi¬ 
gen Mitarbeitern des PFA den Wunsch, im kommenden Jahr 
bei den nächsten Betriebsfestspielen erneut ein entsprechen¬ 
des Programm vorzubereiten und selbst dabei mitzumachen. 
Aber wer sollte das einüben? Durch den Leiter des Amtes 
wurde dafür die in der chorischen Arbeit erfahrene langjährige 
Leiterin des DSF-Chores Hagenow, Edith Düntsch, gewonnen. 
Damit konnte nun am 10. April 1973 in der Aula der EOS Hage¬ 
now die erste Chorprobe beginnen, an der 26 Schülerinnen und 
Sänger teilnahmen. Noch im gleichen Jahr kam auch schon die 
erste Bewährungsprobe anläßlich eines Leistungsvergleiches in 
Schwerin. „Mit gemischten Gefühlen, wer will es den Chormit¬ 
gliedern verdenken, traten wir am 26. Oktober 1973 unsere 
Fahrt nach Schwerin an", so steht es in der Chronik zu lesen. 
Dort ist auch geschildert, wie dieser Tag im wahrsten Sinne des 
Wortes überstanden wurde. Dieser ersten Bewährungsprobe 
folgten noch viele. Urkunden und Auszeichnungen geben dar¬ 
über Auskunft, wie das mit der Bildung des Chores gestellte 
Ziel, eigene kulturelle Beiträge für betriebliche Höhepunkte zu 
bringen, erfüllt wurde. Aus dem Betriebsgeschehen jedenfalls 
war der Chor nun nicht mehr wegzudenken. 

Die erste öffentliche Anerkennung erhielt der Chor dann anläß¬ 
lich der Rechenschaftslegung der Abt. Kultur beim Rat des 
Kreises im November 1973. Die erste Urkunde, das erste öffent¬ 
liche Lob - ein großer Ansporn für die Chormitglieder. 

Wir blättern in den heute zahlreich vorliegenden Urkunden, dar¬ 
unter eine Ehrenurkunde des Zentralkomitees der SED. Sie wi¬ 
derspiegeln die hohe Einsatzbereitschaft, das Engagement. Da 
sind Dankschreiben und Auszeichnungen für die Programmge¬ 
staltung bei Städte- und Gemeindejubiläen, für Folkloreabende, 
Solidaritätskonzerte und Jugendweihefeiern, für die erfolgrei¬ 
che Teilnahme an den bezirklichen Leistungsvergleichen der 
Chöre der Ämter. Da lesen wir von Berufungen durch den 1. Se¬ 
kretär der Kreisleitung der SED und den Vorsitzenden des Ra¬ 
tes des Kreises zur Mitwirkung bei Kreisfestprogrammen zu Eh¬ 
ren des 60. Jahrestages der Großen Sozialistischen OktobeTre- 
volution, des 35. Jahrestages der Gründung der DDR und de? 
40. Jahrestages der Befreiung. Große Erlebnisse waren die Teil¬ 
nahme am Programm zur Festveranstaltung des Ministeriums 
für Post- und Fernmeldewesen anläßlich des Tages der Werktä¬ 
tigen der Deutschen Post im Februar 1984 im Mecklenburgi¬ 
schen Staatstheater mit bekannten Künstlern und Chören und 
zum Estradenprogramm zur 825-Jahrfeier der Stadt Schwerin 
mit H.-G. Ponesky. Zu den Auszeichnungen des Chores gehören 
die Medaille „Ausgezeichnetes Volkskunstkollektiv der DDR" 
und der dreimal verliehene Titel „Hervorragendes Volkskunst¬ 
kollektiv" Auch gemeinsame Programme mit dem Ensemble 
der Sowjetischen Garnison fanden viel Anklang. 

Fragt man nach den Ursachen dieser kontinuierlichen Entwick¬ 
lung und der Erfolge, so sind es insbesondere folgende; 

- Es ist die Freude am Singen, am kollektiven Erleben ijei Pro¬ 
ben und Veranstaltungen. 

- Es ist der Einfluß des Stammes aktiver Sänger, die von An¬ 
fang an dabei waren. 

Es war und ist typisch, daß etliche Ehepaare Mitglieder unseres 
Chores sind. Das trifft auch für die Leiterin unseres Chores zu, 
deren Ehemann u. a. an der Programmgestaltung mitwirkt und 
für Rezitationen verantwortlich ist. Dazu gehören weiter Rose¬ 
marie Grigoleit, die dafür sorgt, daß nichts vergessen wird, Ute 
Möbius und unsere ältesten Sängerinnen Grete Plöger, 
Auguste Jonas und Gertrud Schweimer (der 70. Geburtstag ist 
schon in Sicht) sowie der organisatorische Leiter des Chores, 
Karl-Heinz Tesch, der auch oft als Solist wirkt und für seine Lei- 



Während eines Leistungsvergleichs der Kulturgruppen der Ämter des Bezirks 
Schwerin im Kreiskulturhaus Sternberg stellten sich unsere Chormitglieder 
dem Fotografen zu einem Erinnerungsfoto. 


stungen als „Aktivist" ausgezeichnet wurde. Sie kommen aus 
allen Bereichen des PFA, aber auch aus anderen Betrieben und 
Einrichtungen, und sie fahren auch bei schlechtestem Wetter 
etliche Kilometer vom Dorf nach Hagenow, um dabei zu sein. 
Nicht zuletzt aber schätzen wir das unermüdliche und zugleich 
sehr verständnisvolle Wirken der Chorleiterin Edith Düntsch. In 
der Chronik steht es so: „Bewunderungswürdig ist immer wie¬ 
der die Geduld unserer Chorleiterin, die stets freundlich und lä¬ 
chelnd jeden noch so kleinen Fortschritt lobt, die anspornt und 
immer auch neue Initiativen z. B. für gemütliche Abende mit Fa¬ 
milienangehörigen der Chormitglieder ergreift." Ihre Bemühun¬ 
gen um den Chor wurden anerkannt mit der Ehrung als „Akti¬ 
vist", der Auszeichnung mit der „Medaille für Verdienste im 
künstlerischen Volksschaffen der DDR" und mit der „Ehrenna¬ 
del des DFD" in Gold. 

Gibt es keine Probleme? Ging und geht alles so glatt, wie es 
sich hier liest? Das war und ist keinesfalls so. Regelmäßige Teil¬ 
nahme an den Proben - da muß der Dienst, da muß die Arbeit 
berücksichtigt werden, da gibt es auch Probleme in der Familie. 
Die Auftritte finden sehr oft an den Wochenenden oder auch 
am Sonntag statt. Das erfordert Bereitschaft und Verständnis 
der Angehörigen. Und immer neue Aufgaben sollen gelöst wer¬ 
den, wozu z. B. die Vorbereitungen eines festlichen Estraden¬ 
programms gemeinsam mit dem Ensemble der sowjetischen 
Garnison zum 40. Jahrestag der Gesellschaft für Deutsch-So¬ 
wjetische Freundschaft und das Kreisfestprogramm zum 
70. Jahrestag der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution ge¬ 
hören. 

Gibt es noch einen geheimen Wunsch? Ja - einmal mitzuma¬ 
chen bei „Alles singt" mit Hans-Georg Ponesky, vielleicht mit 
dem selbstgeschaffenen Lieblingslied unseres Chores: „Ein 
fröhlich Herz zu jeder Zeit ist eine große Kostbarkeit 
Karl-Hejnz Tesch, Org.-Leiter des Chores, PFA Hagenow 

Urheberrecht 

Das Urheberrecht hat seit langem seinen festen Platz im Stu: 
dienplan der Rechtwissenschaft. Die 1980 erschienene 1. Auf¬ 
lage des Lehrbuches „Urheberrecht" hat sich in der Praxis be¬ 
währt. Es wurde von einem Autorenkollektiv unter der Leitung 
von Prof. Dr. jur. habil. Heinz Püschel verfaßt und liegt nun in 
2. Auflage vor (Staatsverlag der DDR, Berlin 1986, 157 Seiten, 
Format 17 x 24,5 cm, Pappeinband, EVP DDR 10,-M). In ihr 
wurden neue gesetzliche Bestimmungen, die das Urheberrecht 
betreffen, und eine zum Teil veränderte Rechtsanwendung be¬ 
rücksichtigt. Hervorzuheben ist der Beitrag, den die Gerichte in 
ihrer Rechtsprechung bei der Erfüllung der mit dem sozialisti¬ 
schen Urheberrecht verknüpften kultur- und rechtspolitischen 
Aufgaben leisten. Das gilt besonders angesichts der neuen Me¬ 
dien der Werkverbreitung, die dies schneller und. umfangrei¬ 
cher ermöglichen. Zum Abschluß des Buches ist der Text des 
Gesetzes über das Urheberrecht der DDR vom 13. September 
1965 abgedruckt. 
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Gesehen auf der Leipziger 
Herbstmesse 1986 (I) 

Modell '87 des Wartburg 353 

Zur Leipziger Herbstmesse 1986 wurden neben der Limousinen¬ 
ausführung Wartburg 353 S auch die Modell-Varianten Wart¬ 
burg Tourist 353 S und Wartburg Trans mit den Weiterentwick¬ 
lungsmaßnahmen, die am Modell '87 zum Tragen kommen, vor¬ 
gestellt. Die Auslieferung der Wartburg-353-Modelle-'87 ist ab 
Januar 1987 vorgesehen. Die Weiterentwicklungsmaßnahmen 
konzentrieren sich dabei auf 

- wirksameren Korrosionsschutz und damit längere Grenznut¬ 
zungsdauer der Karrosserie 

- bessere Bedienbarkeit 

- größere Betriebssicherheit 

- erweitertes Farbprogramm. 

• Neues Lenkgetriebe 

Das neuentwickelte Lenkgetriebe zeichnet sich gegenüber der 
derzeitigen Serienausführung durch folgende Vorteile aus: 

- erhöhte Leichtgängigkeit 

- verbesserter Regelkreis Fahrer-Fahrzeug-Fahrbahn 

- günstigeres Verschleißverhalten und erhöhte Grenznutzungs¬ 
dauer auf Teff 0,9 = 150 000 km 

- gestiegener Gebrauchswert 

• Abdeckung zwischen Kotflügel hinten und Radhaus 

Durch diese zusätzliche Abdeckung der Hinterräder (das Bild 
zeigt die Abdeckung von vorn nach hinten gesehen) wird die 
Einwirkung der Korrosion am hinteren Kotflügel, an den Heck¬ 
mittelteilanschlüssen und in den Radkastenbereichen weitge¬ 
hend verhindert. Entsprechend den diesbezüglichen Untersu¬ 
chungen beträgt die geschätzte Lebensdauererhöhung der be¬ 
treffenden Bauteile rd. 100 Prozent. 



• Neues Türabdichtprofil 

Das neue Türabdichtprofil (im Bild links; alt/rechts: neu) weist 
durch seine verbesserte Form in Verbindung mit einem inneren 
Hohlraum und dank höherer Elastizität gegenüber der bisheri¬ 



gen Serienausführung als Vollprofil folgende Vorteile auf: 

- verlängerte Grenznutzungsdauer durch veränderte Über¬ 
gänge an den Ecken 

- verminderte Fahrzeuginnengeräusche 

- bessere Dichtheit durch die höhere Elastizität 

- aufgewerteter optischer Eindruck bei geöffneter Tür 

• Nahtversiegelung durch PVC-Plastisole 

Besonders korrosionsgefährdete Nähte und Falze des Fahr¬ 
gastinnen- und Kofferraumes erhalten eine zusätzliche Nahtver¬ 
siegelung unter Verwendung von PVC-Plasten. Diese Maß¬ 
nahme trägt zur Erhöhung der Korrosionsschutzwirkung in die¬ 
sen Bereichen und damit des Gebrauchswertes der Karosserie 
bei. 

• Erweitertes Farbprogramm (x = neu) 

- Flammenrot 

- Ahorngelb 

- Samtocker 

- Atlasweiß 

- Citrusgelb 

- Caprigrün 

- Coconbeige (x) 

- Gletscherblau (x, nur für Tourist) 

Autoempfänger A 345 

Neben bereits bewährten Autoradios, z. B. A 300 und A341, 
wurde der neue Autoempfänger Ä 345 ins Lieferprogramm auf¬ 
genommen. Dieses neuentwickelte Gerät ist ein AM/FM-Auto- 
empfänger mit den Empfangsbereichen UKW/MW und inte¬ 
griertem VRF-Dekoder. Als Ableitvariante der Autoempfänger¬ 
familie A 300 in Monoabstimmung gibt es hier die zusätzliche 
Ausrüstung mit einem VRF-Dekoder (Verkehrsrundfunk), wobei 
folgende VRF-Funktionen möglich sind: 

- Sonderkennung SK 

- Durchsagekennung DK 

- Warntonautomatik WT 

Grundsätzlich wird bei Abstimmung des Empfängers jeder 
VRF-Sender optisch durch eine im Skalenbereich des Gerätes 
angeordnete gelbleuchtende LED und zusätzlich noch durch ein 
akustisches Signal angezeigt. Der Aufbau des Verkehrsrund¬ 
funks in unserer Republik soll schrittweise über die Sender von 
Radio DDR I vor sich gehen: 

- 1986: Sender Dresden, Leipzig, Karl-Marx-Stadt, Inselsberg, 
Messewelle 

- 1987: Sender Marlow, Schwerin, Dequede. 



Darling ton-Leistungsschalttransistoren 


Die Transistoren SU 508, SU 509 und SU 510 sind npn-Darling- 
ton-Leistungsschalttransistoren mit hybrid-integrierter schnel¬ 
ler Freilauf- und Ausräumdiode im isolierten Modulgehäuse, ge¬ 
fertigt mit international eingeführten Haupt- und Anschlußma¬ 
ßen. Die Kollektorströme für den Normalbetrieb betragen 20 A 
(SU 508) bzw. 30 A (SU 509, SU 510), die Kollektor-Emitter- 
Spannungen bei offener/gesperrter Basis 700 V/900 V (SU 508, 
SU 510) bzw. 600 V/750 V (SU 509). Bei den genannten Kollek¬ 
torströmen und einem Kollektor-Basis-Stromverhältnis von 30 
bleiben die Kollektor-Emitter-Sättigungsspannungen auf maxi¬ 
mal 2V begrenzt. Mit diesen Transistoren stehen leistungs¬ 
starke. schnelle Schalter für den industriellen Einsatz in Stel- 
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lern, Wechselrichtern und Umrichtern am 380-V- und 220-V- 
Netz zur Verfügung. Damit können moderne leistungselektroni¬ 
sche Konzepte, z. B. bei drehzahlvariablen Drehstrom- und 
Gleichströmantrieben, unterbrechungsfreien Stromversorgun¬ 
gen, Schweißgeräten und Schaltnetzteilen, verwirklicht wer¬ 
den, die sich durch Energieeinsparung, Verringerung der Masse 
und des Volumens und die Möglichkeit einer hochgenauen Pro¬ 
zeßführung auszeichnen. Das Darlington-Leistungsschalttransi¬ 
stormodul SU 510 (Bild) wurde auf der Leipziger Frühjahrs¬ 
messe 1986 mit einer der begehrten Goldmedaillen bedacht. 

Einwege-Baßreflexbox B 4114 

Diese Lautsprecherkombination ist vorzugsweise als Baustein 
elektroakustischer Heimanlagen der Mittelklasse bestimmt. Im 
Design und in den Anschlußwerten wurde sie auf das Stereo- 
Steuergerät SR 2410 abgestimmt. Aufgrund ihres geringen Vo- 
lurnens von 2 I und der guten Wiedergabequalität eignet sich 
die Lautsprecherbox B4114 besonders für kleinere Wohn- 
räume, in deren Einrichtung sie sich unauffällig integrieren läßt. 
Die Nennbelastbarkeit beträgt 8 VA, der Übertragungsbereich 
80 16 000 Hz. 



Wohnzeltanhänger mit neuem Fahrgestell 

Alle WZA-Typen wurden mit einem neuen Fahrgestell präsen¬ 
tiert. Neu ist vor allem die Ablösung der technisch veralteten 
Querblattfeder durch massenreduzierte Schraubenfedern. 
Diese Veränderungen führen zu folgenden, für den Anwender 
besonders spürbaren Verbesserungen: 

- höhere Verkehrssicherheit durch Spurverbreiterung und gute 
Kurven- und Fahrstabilität des Fahrwerks 

- verringerte Gesamtmasse um 7 kg 

- erhöhte zulässige Gesamtmasse des WZA um 50 kg auf 
550 kg 

- erhöhte mögliche Zuladung für alle WZA-Typen um 57 kg 

- günstigere Anhängehöhe der Kugelkupplung im Sinne der 
ECE-Regeln auf 370 mm bei 550 kg 

- geringerer Wartungsaufwand am Fahrgestell 

Geliefert werden die WZA mit ungebremster und gebremster 
Ausführung, letztere mit Rückfahrautomatik. 


Lokomotiven 

der Deutschen Reichsbahn 

Der Band ist „moderneren Triebfahrzeugen", d. h. nicht den 
Dampflokomotiven gewidmet. Vielmehr stehen - wie es im 
Untertitel heißt - Ellok, Diesellok und Triebwagen 1945 bis 
heute im Mittelpunkt der Darlegungen (von Fritz Borchert und 
Hans-Joachim Kirsche, transpress VEB Verlag für Verkehrswe¬ 
sen, Berlin 1986, 376 Seiten mit 346 Bildern, davon 39 farbigen, 
und zahlreichen Tabellen, Pappeinband, EVP DDR 39,80 M). In 
den hier beschriebenen Zeitraum fallen die Traktionsumstellun¬ 
gen (Verdieselung, Elektrifizierung - also Ablösung der Dampf¬ 
traktion) mit all ihren Problemen und Veränderungen. Dies spie¬ 
gelt sich notwendigerweise in den von der Reichsbahn be¬ 
schafften Loktypen wider. Wie umfassend die Autoren die 
ganze diesbezügliche Entwicklung geschildert haben, zeigt 
schon das Inhaltsverzeichnis. Es führt Abschnitte über die Ge¬ 
schichte der Triebfahrzeuge von 1945 bis 1985 auf und sodann 
die elektrischen Lokomotiven, die 16 2/3-Hz-Triebwagen, die 
16 2/3-Bahnstromversorgung, das 16 2/3-Hz-Fährleitungs- 
netz, die Berliner S-Bahn, die elektrifizierten Inselbetriebe (z. B. 
die Oberweißbacher Bergbahn u. a.), die Akkumulatortriebwa¬ 
gen, die Diesellokomotiven und die Verbrennungstriebwagen. 
Dern schließt sich ein Literaturverzeichnis an, gefolgt von um¬ 
fangreichen Tabellen (S. 297-375) mit technischen Daten und 
Triebfahrzeugnummernlisten. Die Seite 376 enthält ein nützli¬ 
ches Abkürzungsverzeichnis. Alles in allem ein Werk, daß viele 
Freunde der Eisenbahnen sicher gern nutzen werden, (-h) 

Recht in unserer Zeit 

Innerhalb dieser ebei^so umfassenden wie beliebten Reihe des 
Staatsverlages der DDR kamen zwei weitere Hefte auf den 
Buchmarkt, wovon wir wegen seines hohen politischen Wertes 
die spätere erschienene Nummer 70 hier vorannehmen: 

Der Jahrhundertprozeß von Nürnberg (Band 70) 

(von Günther Wieland, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt 
der DDR, 160 Seiten mit einigen Abbildungen, Format 
11,5 X 16,5 cm, broschiert, EVP DDR 2,50 M). Aus dem Inhalt: 
Der Prozeß von Nürnberg - Zu den Nürnberger Nachfolgepro¬ 
zessen - Internationale Auswirkungen der Politik des kalten 
Krieges - Nürnberger Prinzipien, von den Vereinten Nationen 
bekräftigtes Völkerrecht - Die strikte Verwirklichung der Nürn¬ 
berger Prinzipien in der DDR - DDR-Beweise für die Justiz in 
der BRD und in Berlin (West) - DDR-Beweise nach Westeu¬ 
ropa und Übersee - Nürnberg bleibt aktuell - Anhang: Statistik 
rechtskräftig verurteilter Nazi- und Kriegsverbrecher 

Recht auf Arbeit und Rationalisierung (Band 63) 

(von Prof. Dr. Wera Thiel und Prof. Dr. Joachim Michas, 
144 Seiten mit 9 Illustrationen von Henryk Berg, EVP DDR 
2,25 M). Aus dem Inhalt: Rationalisierung zum Nutzen der Ge¬ 
sellschaft und des einzelnen - Wo Rationalisierung dem Men¬ 
schen dient und wo sie gegen ihn gerichtet ist - Das Arbeits¬ 
recht und sozialistische Rationalisierung - Die Zumutbarkeit, 
anderer Arbeit - Weitere soziale Sicherungen bei Rationalisie¬ 
rungsmaßnahmen - Arbeitsrechtliche Vorschriften 

Rezepte für Kinder 

Eine reichbebilderte Broschüre (dabei auch Farbbilder leckerer 
Speisen) im Format 16,5 x 23,5 cm (63 Seiten, von Prof. Dr. 
Helmut Haenel und dem Verlag für die Frau, EVP DDR 2,80 M) 
behandelt die gesunde Ernährung des Säuglings und des Klein¬ 
kindes. Dieser sachlichen Feststellung sei hinzugefügt, daß das 
kleine Heftchen so viele Rezepte, Anregungen und Tips enthält, 
daß jede Mutter gut beraten ist, seinen Inhalt gut zu studieren. 
Es beantwortet Fragen wie: Wieviel soll unser Kind essen? 
Mahlzeiten nach der Uhr? Vor allem aber die: Kann leckeres Es¬ 
sen die Liebe ersetzen? 
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Aus der 

Postkutschenzeit 

Von Horst Hille, Leipzig 

Die Neigung, sich während der gewachsenen Freizeit mit histo¬ 
rischen Dingen zu befassen, ist angesichts des erhöhten Bil¬ 
dungsniveaus in unserem Lande überall festzustellq,n. Schon 
bei den Jungen Pionieren erfreuen sich Gruppen „Junger Histo¬ 
riker" eines starken Zulaufes. Und auch so manche im Kultur¬ 
bund der DDR organisierte Bürger haben geschichtliche Unter¬ 
suchungen zu ihrem Hobby gemacht - allen voran wohl die 
Philatelisten, aber auch Numismatiker (Münzensammler), Na¬ 
tur- und Heimatfreunde oder neuerdings noch die Liebhaber 
von Ansichtskarten („Philokartisten"). In den Organisationsein¬ 
heiten der Deutschen Post ist die Erforschung der Betriebsge¬ 
schichte gleichfalls zur - sogar administrativ geregelten - Sa¬ 
che vieler geschichtsbewußter und -interessierter Mitarbeiter 
geworden. Diesen Trend finden wir in unserer Zeitschrift DIE 
DEUTSCHE POST seit langem unterstützt, nicht zuletzt des¬ 
halb, weil zahlreiche Leser in Zuschriften gewünscht hatten, 
aus der so bewegten Postgeschichte öfter zu berichten. Gerade 
die Zeit, die heute und hier Gegenstand eines Beitrages sein 
soll, ist ja in höchstem Maße romantikumwittert - die Postkut¬ 
schenzeit. Zahllose Gedichte berichten vom „munteren Klang 
des Posthornes" und „fröhlichen Peitschengeknall des Postil¬ 
lions", dem „Schwager" vorn auf dem hohen Sitz einer Über¬ 
landpost oder gar Extrapost. Dabei war eine Reise mit der Post 
kutsche seinerzeit wohl nur auf wenigen Streckenabschnitten 
und bei schönem Wetter eine Freude, ansonsten aber mehr 
eine Marter. Kritische Zeitgenossen haben mehr als einmal ge¬ 
schildert, wie sie nach einer Postkutschenfahrt zerschüttelt und 
schier gerädert endlich am Ziele angekommen seien. Dabei hat¬ 
ten sie sogar noch Glück, keinem „Umschmiß" ausgesetzt ge¬ 
wesen zu sein; denn bei dem damaligen Zustand der Straßen 
kam es gar nicht so selten vor, daß eine Kutsche im Schlamm 
steckenblieb, eine Radnabe zerbrach, der Wagen umstürzte, 
ein Pferd sich ein Bein brach, so daß die Fuhre stundenlang lie¬ 
genblieb, bis eine Ersatz-PS herbeigeschafft war und so weiter 
und so fort - bis hin zu Überfällen mit Raub und Totschlag, 
auch die hat es gegeben. Im allgemeinen aber verliefen die 
Fahrten doch einigermaßen geregelt, mit festen Fahrplänen so¬ 
gar, sofern es sich um die Fahrposten handelte. Ihre Aufgabe 
ist mit der heutiger Bahnposten vergleichbar. Sie beförderten 
vor allem Paketsendungen und Briefbeutel, darunter auch 
Wertsendungen. Passagiere wurden von ihnen nur gelegentlich 
mitgenommen - für diese gab es die Postkutschen, und zwar 
als „ordinär!" (regelmäßige) Postfahrverbindungen oder auch 
als Schnellposten (Diligencen). Auch diese nahmen - verstaut 
in der sogenannten Schoßkelle - Postbeutel mit. Höhere Anfor¬ 
derungen für die Fahrpreise stellten Extraposten, die nach Be¬ 
darf eingesetzt wurden, sofern z. B. ein hoher Beamter oder be- 



Eine komplizierte Gebührenrechnerei, die der Kollege Süßengut von der „Post- 
halterey“ zu Schleiz im Jahre 1654 da aufzustellen hatte. 

Das genaua Studium dieser Übersicht vermag einen gewissen Einblick in da¬ 
malige Beförderungsbedingungen zu verschaffen (1845). 
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Aus Anlaß der 100-Jahr-Feier von Bad 
Gottleuba als Badeort fanden Post¬ 
kutschenfahrten in historischen Uni¬ 
formen statt (13. bis 15. Juli 1961). 
Rechts das Sonderpostamt; daneben 
am Bildrand eine kursächsische Di¬ 
stanzsäule 
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Chausseegeldschein von 1835 aus Sachsen 

Sächsischer Brückengeldschein für die Passage der Elbbrücke in Meißen 
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Moderner, philatelistisch inspirierter Beleg über eine Postkutschenfahrt von Er¬ 
furt nach Meiningen (22./23. Mai 1953) 



güterter Geschäftsmann oder ein Vertreter aus fürstlichem 
Hause eine solche Sonderfahrgelegenheit bestellte und be¬ 
zahlte. 

Über die postalischen Sachverhalte, die mit einer solchen Fahrt 
verbunden waren, vermögen die im Bilde hier gezeigten Über¬ 
sichten und aus dem Postreglement (um 1845) stammenden 
Definitionen viel auszusagen. Unter „chaussierten Straßen" 
(Chausseen) verstand man befestigte Straßen. Für ihre Nut¬ 
zung wurde oft eine extra Gebühr erhoben, das Chausseegeld 
(vergleichbar mit den heutigen Autobahnbenutzungsgebühren 
in manchen Staaten). Einige Quittungen - Chausseegeld¬ 
scheine - sind erhalten geblieben. Ähnliche Bescheinigungen 
über entrichtete Benutzungsgebühren gab es für Brückenüber¬ 
querungen (Brückengeld) oder für Stadtdurchfahrten (Stadt¬ 
pflastergeleitsscheine). Chausseegeldeinnehmer war ein be¬ 
sonderer Beruf (manchmal Nebenberuf), ebenso wie der eines 
Torgeldeinnehmers bei Stadttoren. Für die Postillione wurde 
das Trinkgeld behördlich festgesetzt. Und dann kannte man das 
Schmiergeld - es diente zum Bezahlen des Fettes zum Schmie¬ 
ren der Wagenachsen. Freilich sollte man es nur bezahlen müs¬ 
sen, „in so ferne auch wirklich geschmieret worden ist" - wie 
es auf dem hier abgebildeten Extrapostfahrschein wörtlich 
heißt. Das bekannte Sprichwort „Wer gut schmärt, der gut 
fährt" hat also einen sehr ursprünglichen Sinn, wenngleich das 
Schmiergeld dann auch in abgewandelter Form im Sinne von 
Bestechungs- oder zumindest (hohem) Trinkgeld verwendet 
wurde. 

Neben den Fahrposten und den Personenposten gab es vor¬ 
nehmlich in den Städten noch die Fahrzeuge mit Pferdebespan¬ 
nung für den innerstädtischen Austausch der Sendungen zwi¬ 
schen den einzelnen Postämtern oder im Landzustellbereich 
oder für Fahrten zum und vom Bahnhof. Trotz Aufkommens der 
Eisenbahn wurden noch viele Jahrzehnte lang pferdegezogene 
Postwagen betrieben. Und es ist auch wissenswert, daß erst im 
Jahre 1925 der letzte Posttierarzt aus dem Dienst der damaligen 
Reichspost ausschied (vgl. auch den Beitrag in dDP, Heft 
4/1985, S. 172). 

Die eingangs erwähnte Freude an den historischen Postbeför¬ 
derungsarten hat dazu geführt, daß alle Reminiszenzen an 
diese Zeitqn heute in unserem Lande sorgsam gehütet und ge¬ 
pflegt werden. Hier sei an die alte Postpferdewechselstation in 
Wurzen erinnert («Am Crostigall") oder an die zahlreichen noch 
erhaltenen kursächsischen und preußischen Postmeilensäulen 
bzw. Distanzsäulen in Ortschaften. Wir haben vielfach davon 
berichtet. Genannt seien schließlich noch von Philatelisten und 
Heimatfreunden veranstaltete Postkutschenfahrten, für die es 
meistens sogar eigene, den alten Belegen nachgestaltete Fahr¬ 
scheine sowie Erinnerungsumschläge oder -karten sowie natür¬ 
lich Sonderstempel oder Zusatzstempel gab, die auf die Beför¬ 
derung von Sammlersendungen mit der Postkutsche hinwei- 
sen. 
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Es geh^^m kurze Laufzeiten der Postsendungen, die stabile Zu¬ 
stellung sowie eine hohe Qualität an den Schaltern! / 

Schunke, Heinz. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)6, S. 229 

Interview mit dem Leiter der Hauptabteilung Betrieb und Ver¬ 
kehr des Post- und Zeitungswesens im MPF - Beantwortung 
von fünf Fragen - Zur Verbesserung der Laufzeiten erzielte Er¬ 
gebnisse, auch im internationalen Verkehr - Stabile Zustellung 
der Postsendungen und Zeitungen für Bevölkerung Gradmesser 
der Leistungsfähigkeit der DP - Arbeitsbedingungen 


Die 29. Zentrale Messe der Meister von morgen — Leistungs¬ 
schau des „FDJ-Auftrags XI. Parteitag der SED" / 

Meier, Heinz. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)6, S. 230-233, 
234 

Die 29. ZMMM findet vom 10. bis 21. November 1986 in Leipzig 
statt - Von den ausgestellten Leistungen sind hier beschrieben: 
Kabelschacht-Reinigungseinheit - Lichtwellenleiter-Kabelüber¬ 
wachungsgerät - Kühlluftregulierung zur Kraftstoffeinsparung 
am Trabant-Motor - Verfahrbares Untergestell für Leichtgurt¬ 
förderer - Serielles Interface - Nutzung des Dialogsystems zur 
Rationalisierung der Arbeitsvorbereitung - Ersatz des Sender¬ 
verstimmungsschutzes - Digitalvielfachmesser - Bitfehlerra¬ 
tenmeßplatz - Digitaler Widerstandsmesser - Morse-Übungs- 
gerät 


Aus der Schutzrechtsarbeit bei der Deutschen Post im Zeit¬ 
raum 1981 bis 1985 / 

Dreher, He^Kv; Morawe, Heinz. - In: Dtsch. Post. -.Berlin 
31(1986)6, S.. 234-235 

In der Forschung und Entwicklung ist das Erfinden Ausdruck 
bester schöpferischer Leistungen - Gestiegene Anzahl von Pa¬ 
tentanmeldungen - Auch Neuerer- und MMM-Leistungen kön¬ 
nen das Niveau haben, um als Patent angemeldet zu werden — 


Rekonstruktion der Postämter verbessert Attraktivität der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen / 

Heine, Manfred. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)6, S. 
236-238 

Bauen in der Hauptstadt - Zur weiteren postalischen und fern¬ 
meldetechnischen Versorgung Berlins - Das Postamt 8 in der 
Französischen Straße - Seine Rekonstruktion und Modernisie¬ 
rung - Die Nutzer des modernisierten PA Berlin 8 
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Personalcomputer oder Großrechner? / 

Uhlig, Heinz. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)6, S. 245-248 

Rückschau — Ein Traum wird Wirklichkeit — Breiter Einsatz von 
Personalcomputern am Arbeitsplatz - Rechnerverbund auch im 
Post- und Fernmeldewesen - Die neue Rolle des ORZ - Neue 
Anforderungen an die Koordinierung 


Rationalisierung der Finanzrechnung durch dezentrale Daten¬ 
technik / 

Schüning, Wolfgang. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)6, 
S.248-252 

Finanzrechnung als Quelle und Senke zahlreicher Informatio¬ 
nen - Lösungskonzept - Beschreibung der Basislösung - An¬ 
wendung der Basislösung - Organisationsablauf - Datenprü¬ 
fung - Organisatorische Voraussetzungen 


Moderne Arbeitsplätze im Funkamt Rügen Radio / 

Anders, Peter. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)6, S. 252-253 

Hauptaufgabe der Küstenfunkstelle ist Sicherung menschli¬ 
chen Lebens und der auf See transportierten Güter - Privater 
und schiffsdienstlicher Telegrammverkehr - Arbeitsplatz Kurz¬ 
wellendispatcher - Arbeitsplatz für Funkfernschreibbetrieb 


Auf der Höhe der Zeit sein - Gedanken zur Filmarbeit im Film¬ 
studio der Deutschen Post / 

Schöning, Peter. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)6, S. 
254-255 

Katalog des Filmstudios enthält bereits über 100 Titel - Filme 
müssen revolutionäre Veränderung des Charakters der Arbeit 
berücksichtigen - Filme zur Mikroelektronik im Mittelpunkt 


Rationalisierung der Leitung und Verwaltung mit Bürocompu¬ 
tern und Datenbanksystemen im RFZ/ 

Burcftardt, Rüdiger. - In: Dtsch. Post. - Berlin 31(1986)6, S. 
255-256 

Die dezentrale Datenverarbeitung als zeitgemäße Form der In¬ 
formationsverarbeitung - Anwendung der Datenbanktechnolo¬ 
gie, für Bürocomputer - Erfahrungen aus der Einsatzvorberei¬ 
tung und Nutzung des Datenbanksystems dBASE II im RFZ 


Berichtigung 

In dem Kleinen Fachgespräch . Nor¬ 
malsendungen ** (s. dDP, Heft 4/1986. 
S. 168) haben sich in der Abbildung 
einige Fehler eingeschlichen. Über¬ 
kleben Sie bitte jene Darstellung mit 
nebenstehender berichtigter Abbil¬ 
dung. D. Red. 
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Aus den Anfängen 

der Nachrichtenübermittlung ... 


F. Skupin (Herausg.) 

Abhandlungen 
von der Telegraphie 

oder Signal- und Zielschreiberei 
in die Ferne nebst einer Beschreibung 
und Abbildung der neuerfundenen 
Fernschreibemaschine in Paris 

transpress Reprint 

1. Auflage 

128 Seiten - 3 Kupferstiche 
Format 120 mm x 188 mm 
Broschur 9,80 M 
Bestellangaben: 

567 190 8 / Telegraphie 
Erscheint im IV. Quartal 1986 
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Bei den zugrundegelegten vier 
Büchern dieses gestalteten Reprints 
handelt es sich um früheste Schriften 
zur Geschichte der Telegraphie aus 
den Jahren 1794 und 1795, die 
vollständig oder auszugsweise 
wiedergegeben werden. 

In diesen Schriften erfolgten die 
ersten Darstellungen und 
Erläuterungen zur 1794 in Frankreich 
erfundenen, eingeführten und 
praktizierten Methode der 
Nachrichtenübermittlung mittels 
_ optischer Telegraphie. In der 
geschlossenen Veröffentlichung 
dieser frühesten Quellen zur Erfindung 
der Telegraphie liegt die Einmaligkeit 
dieses Reprints begründet. Hiermit 
wird eine Schrift zu einem 
einschneidenden Ereignis in der 
Geschichte des Nachrichtenverkehrs 
vorgelegt, die zeitgenössische 
Quellen, Beschreibungen und 
Illustrationen mit einer 
populärwissenschaftlichen 
Darstellung der Zeitgeschichte und 
der gesellschaftlichen 
Zusammenhänge verbindet. 

Ein ansprechendes Buch für den 
Techniker, Postgeschichtler, für 
Mitarbeiter der Post und Interessenten 
der Geschichte von Erfindern und 
Erfindungen. 

Hinweis: 

Ihre Bestellung richten Sie bitte 
an den Buchhandel. 
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VEB Verlag für Verkehrswesen 

DDR - Berlin 
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Eröffnung der Eisenbahn¬ 
fährverbindung zwischen 
Mukran (DDR) und Klaipeda (UdSSR) 


Aus der zunehmenden Verflechtung der Volkswirtschaften der 
DDR und der UdSSR ergibt sich für beide Länder die Aufgabe, 
die wachsenden Transport- und Umschlagaufgaben für die Si¬ 
cherung des Außenhandels jederzeit termingerecht, mit hoher 
Effektivität und in guter Qualität zu erfüllen. Mit dem Eisen¬ 
bahn-Fährverkehr wird bis 1990 rund ein Drittel der Gütertrans¬ 
porte zwischen der DDR und der UdSSR einer grundlegenden 
technologischen Innovation auf hohem wissenschaftlich-tech¬ 
nischem und ökonomischem Niveau unterzogen. Das ist ein 
wichtiger Beitrag zur ökonomischen Stärkung unserer Länder. 
Die Landanlagen des Fährhafens Mukran liegen an der Ostkü¬ 
ste der Insel Rügen. Im Schutze einer 1300 m langen Nordmole 
und einer 1000 m langen Südmole sind alle Bauwerke und Anla¬ 
gen eingeordnet, die die nautische Sicherheit der Schiffe sowie 
deren sicheres Anlegen und Liegen gewährleisten, und alle 
technischen Einrichtungen und Anlagen, die der Unterhaltung, 
der Ver- und Entsorgung der Schiffe sowie ihrer Be- und Entla¬ 
dung dienen. Der Standort des DDR-Hafens der 273 Seemeilen 
(rund 500 km - Transportzeit rund 20 Std.) langen Fährroute 
DDR-UdSSR besitzt günstige hydrographische Verhältnisse. 
Der Fährbahnhof liegt unmittelbar an der Eisenbahnmagistrale 
Berlin-Pasewalk-Stralsurid-Saßnitz, so daß direkter Anschluß 
an das europäische Schienennetz gewährleistet ist. 

Der Endpunkt der Fährverbindung auf sowjetischem Territo¬ 
rium ist der Hafen Klaipeda in der Litauischen Sozialistischen 
Sowjetrepublik. Hier liegen die Verhältnisse anders. Der Stand¬ 
ort der Fähranlage Klaipeda befindet sich rund sechs Seemei¬ 
len von der Moleneinfahrt landeinwärts, fast schon am Beginn 
des Kurischen Haffs. Hier herrschen nahezu Binnenwasserbe¬ 
dingungen, so daß auf Schutzbauwerke verzichtet werden 
konnte. In beiden Fährhäfen gibt es für die Fährschiffe einen 
Anlegepier, woran sich landseitig die Eisenbahnfährbrücke an¬ 
schließt. Sie ist der eigentliche Mittler zwischen dem allseitig 
beweglichen Schiff und dem festen Land. 

Die bei dieser Eisenbahn-Fährverbindung DDR-UdSSR erst¬ 
malig angewandte Ladetechnologie, bei der die beiden Gleis¬ 
decks der Fähren direkt mit den Rangierabteilungen von Land 
aus über die Brücke befahren werden, führte zur Konstruktion 
einer Zweietagenfährbrücke. Die wesentlichsten Teile sind zwei 
übereinander angeordnete stählerne Brückenüberbauten und 
die beiden Hubtürme am seeseitigen Brückenende. In diesen 
Türmen sind die Hubwerke zum Heben und Senken der Brük- 
ken, die Gegenlasten und für jede Decksebene ein Steuerstand 
untergebracht. Der obere Brückenüberbau besitzt eine Länge 
von 45 m, die Anschlußbreiten an Land bzw. am Schiff betra¬ 
gen 15 m bzw. 21 m. Diese Breiten gestatten an Land eine Por¬ 
talöffnungsweite in der unteren Ebene für zwei Gleise. Der 
untere Brückenüberbau hat eine Länge von 44 m und Anschluß¬ 
breiten von 11,6 m bzw. 15,1 m. Die trapezförmigen Grundrisse 
beider Brückenüberbauten erlauben die Verzweigung der von 
Land her ankommenden zwei Gleise in fünf Gleise entspre¬ 
chend den Gleisanschlüssen auf dem Schiff. 

Die Projektierung sämtlicher Anlagen und Ausrüstungen der 
Fährhäfen und Fährbahnhöfe wurde von erfahrenen Projektie¬ 
rungskollektiven volkseigener Betriebe sowohl in der DDR als 
auch in der UdSSR vorgenommen. Die Fertigung und die Bau¬ 
ausführung lagen ebenfalls in den Händen einschlägiger 
Kombinate und Betriebe beider Länder. Die Zweietagenbrücken 
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für beide Fährhäfen wurden in der DDR mit Unterstützung so¬ 
wjetischer Partnereinrichtungen im Rahmen guter bilateraler, 
sozialistischer Gemeinschaftsarbeit projektiert und ausgeführt. 
Die Eisenbahngüterfähre ist ein Zweideckschiff für den Trans¬ 
port von Eisenbahnwaggons sowjetischen Standards mit einer 
Spurbreite von 1,520 m. Die Be- und Entladung beider Decks 
geschieht über das Heck in Verbindung mit der landseitigen 
Zweietagenfährbrückenanlage. Das Hauptdeck ist durch das 
darüber liegende Oberdeck vollständig überbaut und wird am 
Heck durch ein senkrecht verfahrbares Tor wasserdicht ver¬ 
schlossen. Auf den zwei Ladungsdecks können 103 Waggons 
mit einer Standardlänge von 14,83 m und einem Gewicht bis zu 
841 befördert v/erden. Davon sind 54 Waggons auf dem Ober¬ 
deck und 49 Waggons auf dem Hauptdeck angeordnet. Die La¬ 
detechnologie der Fährschiffe sieht eine gleichzeitige Bedie¬ 
nung mit zwei Lokomotiven vor. Annähernd gleich schwere Wa¬ 
genreihen werden symmetrisch zur Schiffsachse mit einer Ge¬ 
schwindigkeit von maximal 3,6 km/h aufgefahren. Die direkte 
Beladung beider Gleisdecks der Fährschiffe ohne Vorhanden¬ 
sein von Fahrstühlen, Drehweichen und bordeigenen Loks er¬ 
laubt die Aufstellung einer größeren Anzahl von Waggons auf 
den Decks und verkürzt die Ladezeiten und damit die Hafenlie¬ 
gezeit erheblich. Während bei vergleichbaren Eisenbahn-Fähr¬ 
verbindungen mit Mehrdeckfähren und Lift an Bord Liegezei¬ 
ten zwischen 8 und 12 Stunden zu verzeichnen sind, beträgt die 
Liegezeit bei dem hier angewandten neuen Fährsystem maxi¬ 
mal vier Stunden. 


Technische Daten der Eisenbahn-Fährschiffe 

- Länge über alles: 190,50 m 

- Breite über alles; 28,00 m 

- Seitenhöhe bis Oberdeck; 15,20 m 

- Seitenhöhe bis Hauptdeck: 9,00 m 

- Aktionsweite: 2200 sm 

- Tragfähigkeit: 11 700 tdw 

- Geschwindigkeit: 16-17 kn 

Alle zum Einsatz kommenden Fähren werden auf der Mathias- 
Thesen-Werft in Wismar gebaut. 

Der internationale Eisenbahn-Fährverkehr Mukran-Klaipeda er¬ 
öffnet neue Perspektiven der Zusammenarbeit zwischen unse¬ 
ren Staaten und wird zur Festigung der traditionellen brüderli¬ 
chen Freundschaft zwischen den Werktätigen des Verkehrswe¬ 
sens der DDR und der UdSSR beitragen. Die Eisenbahn-Fähr¬ 
verbindung nahm am 2. Oktober 1986 mit dem DDR-Fährschiff 
„Mukran" den Betrieb auf. 

(Heinz Seifert, Berlin) 

50-Pf-Wert: Doppelstockfährbrücken 
50-Pf-Wert: Zweideckfährschiff 

Ausgabetag: 23. September 1986 


Nutzen Sie die „Kleinen Fachgespräche" schon in allen 
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DIE DEUTSCHE POST 

Stellt vor: 


Betriebssportgemeinschaft „Post" Erfurt 

Sektionen: Fußball / Fechten / Kanu / Kegeln / Radsport / Ski / Tischtennis / Wan¬ 
dern / Bergsteigen / Volleyball / Gymnastik / Lehrlingssport / Allgemeine Sport¬ 
gruppe / 1408 Mitglieder 



Die BSG wurde im Dezember 1950 gegründet. Begonnen wurde 
mit einer Gruppe Tischtennisspielern in der Packkammer des 
HPA Erfurt. Gleichzeitig folgte die Bildung einer Sektion Fuß¬ 
ball. Im Jahre 1951 kamen die Sektionen Ski, Kegeln, Fechten 
und Radsport hinzu. Unsere größten Sektionen sind Ski und 
Fußball, wobei die Sektion Ski leistungsmäßig das Niveau im 
Kreis Erfurt Stadt und Land bestimmt. Die Sektion Volleyball 
wurde im März 1965 gegründet. Die Mitgliederzahl stieg von an¬ 
fänglich neun Sportfreunden auf heute 80 Mitglieder. Die An¬ 
zahl der regelmäßig im Spielbetrieb stehenden Mannschaften 
stieg von einer auf vier Mannschaften, die folgendes Spiel¬ 
niveau haben: 

1. Mannschaft Herren; Bezirksliga 

2. Mannschaft Herren; Bezirksklasse 
1. Mannschaft Damen: Bezirksklasse 
FES-Mannschaft: Stadtklasse 

Elfmal nahm unsere Sektion am Volleyballturnier um den Wan¬ 
derpokal des Ministers für Post- und Fernmeldewesen teil und 
konnte bisher viermal dieses Turnier gewinnen. 1986 wurde das 
B-Turnier gewonnen. 

1982 und 1985 ist unsere Sektion als „Vorbildliche Sektion des 
DSVB der DDR" ausgezeichnet worden. 

BSG „Post", Karl-Marx-Allee 155, Erfurt 5066 




(v. I. n. r.) HRat H. Nette, Gründer 
der Sektion und Sektionsleiter 
1965-1975, O. Hölzer, Sektionsleiter 
1975-1977, K. Röstel, Sektionsleiter 
seit 1980 


Volleyball, 1. Mannschaft: H. Röstel 
(1), U. Gage (9), J.-U. Saft (6). 
M. Krause (8), J. Jacobi (10), 
B. Stolze (3), V. Pachtmann (4), 
J. Frühauf (5), K. Jacobi (2) 
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